Mitteilungen 
historischen Litteratur 


herausgegeben von der 


Historischen Gesellschaft in Berlin 


und in deren Auftrage redigiert 
von 


Dr. Ferdinand Hirsch. 


XXVIII. Jahrgang. 3. Heft. 


Inhalt: 


Pöhlmann, Sokrates und sein Volk (Heydenreich) . . . . . e.’ 
Ihne, Römische Geschichte. I, II. (Dietrich) . . . . 
Drumann, Geschichte Roms in seinem Uebergange von. der "repnblikanischen : zur 


ınonarchischen Verfassung I. 2. Aufl. (Dietrich) . . 
Seemilllor, Studien zu den Ursprilngen der altdeutschen Historiographie Volkmar). 
Monumenta Germaniae historica Epistolarum. V. (Hahn) . . er. g iS 


Gundlach, Karl der Grosse im Sachsenspiegel (Hahn) x 

Klumker, ’Der friesische Tuchhandel zur Zeit Karls des Grossen und sein’ Verhältnis BASE 
zur Weberei jener Zeit (Hahn). . . N mr ER KA 

Türnau, Rabanus Maurus, der praeceptor Germaniae (Hahn) PM, 

Cramer, Die Geschichte der Alamannen als REEE (Volkmar). 

Byzantinische Zeitschrift. VIII (Hirsch) . Baer er 1 

Scriptores sacri et profani auspiciis et munificentia serenissimorum nutritorum "almae 
matris Jenensis ediderunt seminarii UN SIDEODEN Jenensis magistri et an olim | 


sodales fuere. I.—III. (Hirsch) i eʻa’ 
The ecclesiastical history of Evagrius edd. Bidez. u. Parmentier (Hirsch) . -E f 
The history of Psellus ed Sathos (Hirsch) . de a OR a GA 
Müller-Mann, Die auswärtige Politik Kaiser Ottos 1. (Volkmar) . z 
Lux, Papst Silvesters II. Einfluss auf die Politik Kaiser Ottos III. (Volkmar) . 
Urkunden des Hochstifts Merseburg. I. (Heydenreich) . . . . 
Benz, Die Stellung der Bischöfe von Meissen, Merseburg und Naumburg im Investitur- 

streite unter Heinrich IV. und Heinrich V. (Heydenreich) Die an tar et Der ae u 
The Receipt roll of the Exchequer for Michaelmas 1135 (Liebermann) . . . 2 2... 
Salzer, Ueber die Anfänge der Signorie in Oberitalien (Matthaei) . . s a 2 2. . 


Osnabrlicker Urkundenbuch. II. 2. 3. (Liebe) . . pere a 
Neilson, Economic conditions on the manors of Ramsey ‘abbey (Liebermann) . 2 
Hansisches Urkundenbuch. V. (Girgensohn). Sn u N ae a ee ee ae Aethe 


Hansigches Urkundenbuch. VIII (Girgensohn). , ` 
Mayer, Geschichte Oesterreichs mit besonderer Rücksicht auf das Kulturleben, L diwo) 


v. Inama- Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte, III. 1. (Naud6, . . .... 
Eberstadt, Das französische Gewerberecht und die Schaffung staetlicher Gesetzgebung 
und Verwaltung. in Frankreich vom dreizehnten Jahrhundert bis 1581 (Koehne) . 

v. Rakowski, Entstehung des ne im XV. und XVI. in 

Polen (Kaindl). . A Pa a ee RE a ie ur 
Fester, Machiavelli (Hirsch) . 
Jansse n, Geschichte des deutschen Volkes seit dem Ausgange des Mittelalters. III. (Schmitz) = 
Teichmann, Eine Rede gegen die Bischöfe (Schmitz) . . 
Glagan, Anna von Hessen, die Mutter Philipps des Grossmätigen. 'dás5— -1525) (Faicken- 
` heiner MR e.a’ sa t 
v. Welck, Georg der Bärtige, Herzog von Sachsen (Barge) . Fa | 


Fortsetzung auf der zweiten Seite des Umschlages. 


Berlin 1900. 
:R. Gaertners Verlagsbuchbandlung 


Hermann Heyfelder. 


— 


Beilage: Sitzungsberichte der historischen Gesellschaft zu Berlin. 1900. Nr. 2, 


Prospekt. 


Die „historische Gesellschaft in Berlin“ liefert durch die „Mitteilungen 
aus der historischen Litteratur‘ ausführliche Berichterstattungen über 
die neuesten historischen Werke mit möglichster Bezugnahme auf den 
bisherigen Stand der betreffenden Forschungen. Sie glaubt, da der 
Einzelne nicht alles auf dem Gebiete der Geschichte Erscheinende durch- 
sehen, geschweige denn durcharbeiten kann, den Lehrern und Freunden 
der Geschichte einen Dienst zu leisten, wenn sie dieselben durch objektiv 
gehaltene Inhaltsangaben in den Stand setzt, zu beurteilen, ob für ihren 
Studienkreis die eingehende Beschäftigung mit einem Werke nötig sei 
oder nicht. , T 

Kritiken werden die „Mitteilungen“ in der Regel fern halten, 
weil weder die auf das allgemeine Ganze gerichtete subjektive Meinungs- 
äusserung, noch das polemische Eingehen auf Einzelheiten den hier 
beabsichtigten Nutzen zu schaffen vermögen, überdies eine richtige 
Würdigung gerade der bedeutendsten historischen Arbeiten oft erst nach 
länger fortgesetzten Forschungen auf demselben Felde möglich ist. 

Die historische Gesellschaft wendet sich demnach an die Freunde 
und zunächst an die Lehrer der Geschichte mit der Bitte, das Unter- 
nehmen durch ihre Gunst zu fördern; sie ersucht insbesondere die Herren, 
welche’ dasselbe durch ihre Mitarbeit unterstützen wollen, sich mit dem 
Redacteur in Verbindung zu setzen. 

Zusendungen für die Redaction werden postfrei unter der Adresse des 
Herrn Professor Dr. Ferdinand Hirsch in Berlin, NO., Friedensstrasse 11, 
oder durch Vermittelung des Verlegers erbeten. 
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Sitzungs - Berichte 
der historischen Gesellschaft/zufBerlin. 


293. Sitzung am 9. April 1900. Nachdem Herr Professor Dr. Krüner 
über die am 4. bis 7. April in Halle abgehaltene 6. Versammlung deutscher 
Historiker Bericht erstattet hatte, sprach der als Gast anwesende Herr 
Universitätsprofessor Dr. M. G. Schybergson aus Helsingfors über die 
von Charles Pradel als ein Teil der „Archives historiques d’Albigeois“ 
1898 publizierten Mémoires de J. de Bouffard-Madiane sur les 
guerres civiles du duc de Rohan 1610—1629. Der Vortragende machte 
zunächst die Bemerkung, dass der Ausgang der letzten Kämpfe der politi- 
schen Hugenottenpartei nicht minder durch ihre innere Spaltung verursacht 
wurde als durch ihre schwache militärische Stellung. Die Idee der könig- 
lichen Macht wirkte auf die Partei auflösend. Verschiedene Gruppen bildeten 
sich: Huguenots d'état, welche die Pflicht der Königstreue über alles 
andere stellten, Huguenots du parti, deren Hauptbestreben die Auf- 
rechterhaltung der politischen Parteimacht war, und Escambarlats, eine 
mittlere Gruppe, deren Mitglieder sich bald der einen, bald der anderen 
Seite anschlossen. Jenes Wort, das in der Volkssprache Languedocs ge- 
bräuchlich war, bezeichnete eigentlich einen Mann, der mit dem einen Fusse 
auf der einen, mit dem anderen Fusse auf der anderen Seite breitbeinig 
dasteht. Wertvolles hat über jene der Hugenottenpartei verhängnisvolle 
Spaltung L. Anquez gegeben in seinem Buche Un nouveau chapitre 
de l'histoire politique des réformés de France (Paris 1865). Der 
Vortragende erwähnte auch seine eigene Schrift Le duc de Rohan et la 
chute du parti protestant en France (Paris 1880). Das nun fragliche 
Memoirenwerk gäbe neue Aufschlüsse über jene für die Geschichte des 
französischen Königtums wie für die Geschichte der Hugenotten interessante 
Entwickelung. 

Der Vortragende ging dann auf die Rolle, die Bouffard-Madiane in 
jenen Wirren spielte, ein. Als Sprössling einer hervorragenden bürgerlichen 
Familie in Castres in Haut-Languedoc wurde er früh in das öffentliche 
politische Leben hineingezogen. Im Laufe des Krieges 1620—22 gewann 
der Herzog de Rohan ihn vollständig für sich, und Madiane leistete dem 
Führer der Hugenottenpartei gute Dienste. Er hat ein ebenso lebhaftes wie 
treffendes Bild des Herzogs gezeichnet. 1625 schloss er sich nochmals der 
Kriegspartei an und war nun in den langwierigen Unterhandlungen, die 
noch wichtiger als die Kriegführung waren, besonders thätig. Als Vertreter 
der Protestanten Haut-Languedocs kam er in Berührung mit dem Kardinal 
Richelieu. Im September 1625 hatte er mit einem anderen Hugenotten La 
Milletiere Audienz beim Kardinal. In „einer langen und schönen“ Rede 
entwickelte der Kardinal bei jener Gelegenheit ihnen seine Ansichten über 
die Lage Frankreichs. Spanien herrschte mit drückender Macht auf der 
katholischen Seite. Die protestantischen Mächte: England, Holland, Däne- 
mark und Schweden wollten sich mit Frankreich verbinden. Der Aufruhr 


der Hugenotten wäre unter solchen Verhältnissen ein Vergehen gegen Gott, 
den König, das Vaterland und ihre eigene Religion. Die geschickt ge- 
wählten Worte des Ministers wirkten mächtig auf den jungen Sinn Madianes. 
Nicht minder entscheidend waren die Aufschlüsse, die er bei einer späteren 
Gelegenheit durch La Milletiere bekam über die Beziehungen, die de Rohan 
mit Spanien eröffnet hatte. Zur Kenntnis jenes dunkeln Punkts in der 
Geschichte der Hugenottenpartei geben die Memoiren neue Beiträge. Madianes 
Stellung war nachher verändert. Er war Escambarlat geworden und wirkte 
in Haut-Languedoc eifrig für den Plan Richelieus, die Hugenottenpartei zu 
sprengen durch Abschliessung eines Friedens, der La Rochelle nicht um- 
fassen sollte. Es gelang dem Herzog de Rohan, die Absicht Richelieus zu 
vereiteln, aber seinen früheren Freund Madiane konnte er nicht mehr für 
sich gewinnen. Im Verlaufe des dritten Krieges 1627—29 schloss sich 
Madiane immer fester der royalistischen Gruppe an. 

Das Urteil über das Verhältnis Madianes musste, nach der Meinung 
des Vortragenden, von der subjektiven Ansicht abhängig sein. Charles 
Pradel hatte im. „Avertissement“ seiner Publikation eine ihm günstige Auf- 
fassung angegeben. Historisch interessant schien Madiane dem Vortragenden 
doch eigentlich als typischer Repräsentant einer unter den Hugenotten 
seiner Zeit sehr verbreiteten Denkweise zu sein. Tausende von hervorragenden 
Kalvinisten, besonders aus den höheren bürgerlichen Klassen, unterwarfen 
sich wie Madiane der gewaltig fortschreitenden Macht des Königtums. 

An der sich daran anschliessenden Diskussion beteiligten sich haupt- 
sächlich die Herren Krüner, Abraham und Sternfeld. 

Endlich sprach noch Herr Archivrat Professor Dr. Berner über neue 
Forschungen zur Abstammung der Hohenzollern und kritisierte insbesondere 
die Schriften des Herrn Professor Witte in Hagenau. 

294. Sitzung am 7. Mai 1900. Herr Dr. Arnheim sprach über „die 
Entstehungsgeschichte von Samuel Pufendorfs »De rebus a 
Carolo Gustavo gestis«“. Nach einer kurzen Würdigung der in den 
letzten Jahren veröffentlichten einschlägigen Quellen, namentlich einer 1899 
erschienenen wertvollen Schrift des schwedischen Historikers Oskar Malm- 
ström, wies der Vortragende nach, dass Pufendorf bei seiner Ernennung 
zum schwedischen Hofhistoriographen (1677) ursprünglich eine Geschichte 
Karls XI. zu schreiben beabsichtigte, hiervon aber Abstand nahm, da der 
König das seit den 60er Jahren von Erich Dahlberg, Schwedens Vauban, 
für eine Geschichte Karl Gustavs gesammelte Material verwertet zu sehen 
wünschte. Wegen der gleichzeitigen Beschäftigung Pufendorfs mit anderen 
Aufgaben ist die „historia Caroli Gustavi“, bei welcher Dahlberg sehr wert- 
volle Dienste geleistet hat, anfangs nur langsam vorwärts geschritten. Erst 
seit Vollendung der „Res Suecicae* (1683) machte sich ein schnelleres Tempo 
bemerkbar. Im Sommer 1687 war das Manuskript druckfertig. Die seit 
1684 wesentlich veränderte Stellung Pufendorfs zu einem Teil der schwedi- 
schen Aristokratie, verschiedene andere persönliche Verdriesslichkeiten sowie 
sein dadurch veranlasster zeitweiliger Uebertritt in brandenburgische Dienste 
hatten indessen zur Folge, dass der Druck vorläufig unterblieb, das Manu- 
skript in Schweden zurückbehalten wurde und Pufendorf nur eine Abschrift 
nach Berlin mitnehmen durfte. Erst im Sommer 1691 liess Karl XI. offiziell 
bei Pufendorf anfragen, wann derselbe nach Stockholm zurückzukehren be- 
absichtige, um einige schwedischerseits inzwischen für nötig befundene Ab- 
änderungen in seinem zu Stockholm befindlichen Manuskript vorzunehmen. 
Nach einer Darlegung der Gründe, welche zunächst ein Scheitern der Ver- 
handlungen herbeiführten, im Herbst 1693 aber Pufendorf gefügig machten, 
ging der Vortragende auf den Stockholmer Aufenthalt Pufendorfs näher 
ein. Sofort nach seiner Ankunft (Frühjahr 1694) begann im Kanzleikollegium 
die endgültige Prüfung des Manuskripts. Pufendorf hat einige Abänderungen 
in dem Text von 1687 vorgenommen. Auch haben er und seine Gemahlin 
sich schriftlich verpflichten müssen, einen Verleger für das Buch zu be- 
sorgen, das binnen einem Jahre in je 1000 lateinischen, deutschen und 
französischen Exemplaren vorliegen sollte. Jetzt endlich empfing er ein 
sehr beträchtliches Honorar und ward in den Freiherrnstand erhoben. Nach 


seinem in Berlin erfolgten Tode (Herbst 1694) nahm sich Dahlberg der 
Witwe seines Freundes und der noch ungedruckten Arbeit in aufopfernder 
Weise an. Sein Verdienst ist es vornehmlich, wenn wir heute die drei 
Ausgaben der historia Caroli Gustavi mit den berühmten Kupferstichen be- 
sitzen. Die letzteren wurden nach Zeichnungen angefertigt, die Dahlberg 
auf Grund des von ibm gesammelten Aktenmaterials entworfen hatte. An 
der Hand der auch in kulturgeschichtlicher Hinsicht interessanten Briefe 
von Frau Pufendorf an Dahlberg zeigte der Vortragende, wie schwierig es 
war, einen Verleger zu finden, und wie viele Zwischenfälle sich während 
des Druckes ereigneten. Mitteilungen über den Zeitpunkt des Erscheinens 
der einzelnen Ausgaben und über die Aufnahme des Werkes in Schweden 
sowie Beiträge zur Beurteilung des Verhältnisses zwischen Verleger und 
Verfasser in damaliger Zeit bildeten den Schluss des Vortrages. z 

295. Sitzung am Il. Juni 1900. Herr Professor Dr. Sternfeld gab einige 
„Beiträge zur Charakteristik Kaiser Friedrichs Il.“ Er konstatierte 
die Thatsache, dass in den letzten Jahrzehnten die Forscher über das viel- 
fach rätselvolle Charakterbild des Staufenkaisers zu einer erfreulichen Ueber- 
einstimmung gekommen seien, während es früher „von der Parteien Hass 
und Gunst“ verzerrt war. Ficker in seiner meisterhaften Vorrede zu der 
neuen Ausgabe der Böhmerschen Regesten, Winkelmann hie und da in seinen 
leider unvollendeten Jahrbüchern, Hampe in einer in der „Historischen 
Zeitschrift“ gedruckten Antrittsvorlesung, Dove in einem jetzt veröffentlichten 
Vortrage, dazu eine grosse Menge von Einzelforschungen haben das Ver- 
ständnis des Denkens und Handelns Friedrichs II. vertieft. Dabei hat sich 
ergeben, dass die früher so oft angezweifelte politische Moralität des Kaisers 
jetzt viel besser wegkommt, dagegen seine staatsmännische Begabung ge- 
ringer als früher geschätzt wird. Fasst man Friedrich als Individualität, 
so wird er stets ein Objekt von höchstem Interesse sein, prüft man seine 
politische Energie, so wird man bei vielem ephemeren Richtigen die grossen 
Gedanken und Ziele vermissen. Der Vortragende ging dann ein auf die 
Jugend Friedrichs, auf sein Temperament, seine litterarische Thätigkeit, 
seine aufgeklärten Anschauungen, was alles wieder mit den arabischen und 
normannischen Einflüssen Siciliens zusammenhängt. Zum Schluss besprach 
er einige historische Fragen, Friedrichs Stellung zum Papsttum, zu den 
lombardischen Städten, zu Deutschland, und verglich seine weltgeschichtliche 
Stellung mit der Philipps des Schönen von Frankreich. 

An der folgenden Diskussion beteiligten sich die Herren Schuster, 
Wersche, Gebhardt, Liebermann und Hirsch. 
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Pöhlmann, Robert, Sokrates und sein Volk. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der Lehrfreiheit. (Historische Bibliothek. Herausge- 
geben von. der Redaktion der historischen Zeitschrift. 8. Bd.) 
8°, N 133 S. München und Leipzig, R. Oldenbourg, 1899. 
M. 3.50. 


In dieser tief durchdachten Schrift wendet sich der Verf., 
nach einer einleitenden Erörterung über „Individualität und 
Massengeist in der Epoche der Volkskultur* zu einer ein- 
schneidenden Bekämpfung der Anschauungen von Gomperz und 
Hegel über den Justizmord von 399 v. Chr. Diese beiden 
Forscher stellen dem „Recht der grossen Persönlichkeit“, „neue 
Bahnen zu erschliessen und aller Zähigkeit des Herkommens, 
jedem Aufgebot dräuender Staatsmacht zum Trotz mutvoll zu be- 
schreiten“ das „Recht des Gemeinwesens“ gegenüber, „sich zu be- 
haupten und auflösenden Tendenzen entgegenzuwirken.“ Und 
da dem erstgenannten Gelehrten die von Sokrates eingeleitete 
Bewegung zwar als ein unermesslicher Segen für die Zukunft 
des Menschengeschlechtes, aber als ein Gut von sehr zweifel- 
haftem Wert für die athenische Gegenwart, d. h. als ein Moment 
der „Auflösung“ erscheint, so sieht er in der Hinrichtung des 
grossen Reformers, ohne das Mitwirken von Vorurteil und Miss- 
verstand ganz in Abrede zu stellen, doch zum weitaus grössten 
Teile und im entscheidenden Masse die Wirkung eines vollbe- 
rechtigten „Konflikts“. Diese Anschauung ist neuerdings auch 
von Köchly in seiner Abhandlung „Sokrates und sein Volk“ 
(Akad. Vorträge nnd Reden I, 224 ff.) vertreten worden. Dem 
gegenüber betont Pöhlmann, dass wir bereits am Ende des 
sechsten Jahrhunderts im Zeitalter der Aufklärung stehen. Die 
Selbstverständlichkeit altgewohnter Anschauungen war schon 
damals unwiederbringlich dahin. Es war daher „ein grotesker 
Gedanke“, nach einem weiteren Jahrhundert intensivster geistiger 
Thätigkeit den längst berechtigten Anspruch der zu einer ge- 
schichtlichen Macht gewordenen Reflexion durch die Vernichtung 
eines einzelnen Individuums aus der Welt schaffen zu wollen. 
Die Energie, mit der sich seit dem sechsten Jahrhundert die 
subjektive Reflexion aller Gebiete des Wissens, des Glaubens 
und der Sitte, des Staates und der Gesellschaft bemächtigt, ist 
nur erklärlich als Symptom von Veränderungen im psychischen 
Charakter der Zeit überhaupt, als Symptom einer steigenden 
Intensität des seelischen Lebens der Nation. Verf. geht den 
Ursachen dieser teilweisen Umbildung des allgemeinen psychischen 
Habitus näher nach. Das Wesen der Volkskultur, also auch 
bei den Hellenen, sei Zwiespältigkeit und Widerspruch. Wenn es 
nach Gomperz das „Verhängnis der Philosophie“ gewesen sein 
soll, dass sie von Anfang an „auf die nationale Lebensansicht 
und Lebensordnung zersetzend eingewirkt hat“, so teilt die 
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Demokratie diese „Schuld“ mit den Philosophen durchaus. Als 
die Demokratie um die Wende des sechsten Jahrhunderts mit 
ihrem Freiheits- und Gleichheitsprinzip, dem Ergebnis der denk- 
bar subjektivsten Reflexion, der Gebundenheit der das ältere 
Hellas beherrschenden nationalen Lebensansicht und Lebens- 
ordnung entgegentrat, hat sie in ungleich höherem Grade zer- 
störend und zersetzend auf das Bestehende eingewirkt, als dies 
irgend eine, zunächst doch immer nur auf Minderheiten wirkende 
Philosophie zu thun vermöchte. In der Staats- und Gesellschafts- 
theorie ist der Zweifel älter als die Sokratik. Selbst vor den 
äussersten Konsequenzen schreckte die soziologische Spekulation 
des fünften Jahrhunderts nicht zurück. Weiber- und Güter- 
gemeinschaft liegen auf dem Wege der Weltbeglückungspläne 
eben dieses Jahrhunderts. Ja, in Athen ist die sozialrevolutionäre 
Skepsis, die das Bestehende zu „benagen beginnt“, noch weit 
älter als alle diese theoretischen Spekulationen. Sodann wendet 
sich Pöhlmann gegen den Vorwurf, den Gomperz u. a. gegen 
Sokrates erhoben haben, dass es diesem und den Seinen an 
wahrer inniger Liebe zu ihrer Heimat gefehlt habe. Pöhlmann 
sucht die politische Zurückhaltung des grossen Denkers ge- 
schichtlich zu verstehen und bestreitet die Schlüsse, welche 
Gomperz aus ihr gezogen hat. Es könne nicht der geringste 
Zweifel bestehen, dass die modernen Versuche, Sokrates und seine 
Lehre in einen grundsätzlichen Gegensatz zu Heimat und Vater- 
land, zum „gesamten nationalen Wesen“ zu bringen, historische 
Phantasieen sind, entsprungen aus unklaren doktrinären Begriffen, 
falschen Fragestellungen, ungenügender Vertiefung in die Reali- 
täten geschichtlichen Lebens. Nicht bloss die Leidenschaften 
der Masse treten in Anklage und Gericht gegen den grossen 
Reformer auf den Plan; der ganze Prozess ist auch ein unsterb- 
liches Denkmal des demokratischen Unverstandes, der niederen 
Intelligenz des grossen Haufens. Es waren sämtlich Vertreter 
des Gruppengeistes oder des Massendaseins, Massenindividuen, 
die als Kläger gegen Sokrates auftraten; dem entspricht auch 
durchaus Geist und Inhalt der Klage selbst. Wir haben im 
Prozess des Sokrates einen Konflikt des Interesses der herr- 
schenden politischen Partei an der Aufrechterhaltung ihrer 
Macht und ihres Ansehens und andererseits des Interesses des 
Kulturmenschen an der möglichst freien Bethätigung seiner Per- 
sönlichkeit. Die Klagformel „Sokrates glaubt nicht an die Götter, 
an die der Staat glaubt“ und der Antrag auf Todesstrafe zeigen 
deutlich, dass auch die Demokratie von Athen die Anschauung 
von dem Berufe des Staates als Hüters der Rechtgläubigkeit 
nicht zu überwinden vermocht hat. Es ist ein Stück echt mittel- 
alterlicher Halbkultur, das sich in dieser Klage ausprägt, ein 
Produkt desselben kulturwidrigen Denkens, welches in dem Satz 
des Aquinaten zum Ausdruck kommt: „Haeretici possunt non 
solum excommunicari sed et juste occidi.“ Soweit sich in der 
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antiken oder modernen Welt die geistige und sittliche Lebens- 
anschauung der Vollkultur Geltung verschafft hat, erscheint die 
Freiheit des Denkens und Glaubens im weiteren Umfang ge- 
wahrt, soweit dagegen der Massen- und Gruppengeist und die 
Leidenschaft der Parteien sich durchzusetzen vermocht hat, ist 
damals wie heute diese Freiheit in Frage gestellt. — Die hoch- 
interessanten Ausführungen seien allen Freunden der griechischen 
Geschichte auf das angelegentlichste empfohlen. Dass auch der 
Erklärer des Plato reiche Anregung aus ihr schöpfen kann, sei 
nur anhangsweise bemerkt. Die Schrift Pöhlmanns sollte in 
keiner Gymnasialbibliothek fehlen. 
Mühlhausen i. Thür. Eduard Heydenreich. 


93. 


Ihne, Wilhelm, Römische Geschichte. 1. Band. Von der Gründung 
Roms bis zum ersten punischen Kriege. Zweite umgearbeitete 
Auflage. VI u. 541 S. 2. Band. Vom ersten punischen 
Kriege bis zum Ende des zweiten. Zweite umgearbeitete Auf- 
e Vu ni S. — Leipzig, W. Engelmann, 1893 u. 1896. 

.5.— u. M. 4.—. 


Referent hat in den „Mitteilungen“ 1889 und 1891 die drei 
letzten Bände der römischen Geschichte von Ihne eingehender 
besprochen, bei dieser Gelegenheit auch kurz auf die ersten 
fünf Bände hingewiesen. Seitdem sind die ersten beiden Bände 
in neuer Bearbeitung erschienen. Da nun gerade die Dar- 
stellung der ältesten Zeit der römischen Geschichte, wie sie 
Ihne giebt und durch Quellennachweise begründet, die Vorzüge 
seines Werkes am besten erkennen lässt, dürfte es gerecht- 
fertigt sein, hier noch einmal auf das Geschichtswerk Ihnes 
hinzuweisen. Ihne hat, wie er selbst in dem Vorworte zur 
1. und 2. Auflage sagt, sich vor allem an die studierende Jugend 
und die Lehrer der Geschichte an den höheren Unterrichts- 
anstalten wenden und den Leser in den Stand setzen wollen, 
selbst Teil zu nehmen an der Forschung und sich ein Urteil zu 
bilden. Sein von umfassender Sachkenntnis getragenes, ruhig 
abwägendes Urteil, seine klare, lichtvolle Darstellung und 
Gruppierung des Stoffes, die Angabe aller wichtigen Belegstellen 
und die Verweisungen auf die neuere Litteratur haben schon 
die 1. Auflage der beiden ersten Bände zu einem ganz hervor- 
ragenden Hilfsmittel für das Studium der älteren römischen 
Geschichte gemacht. Die genannten Vorzüge des Werkes sind 
in der 2. Auflage noch gesteigert. Man braucht nur hier und 
da einzelne, beliebige Abschnitte näher zu vergleichen, so findet 
man, dass eine grosse Anzahl Belegstellen neu hinzugefügt ist, 
dass die umfangreiche wissenschaftliche Arbeit seit den Jahren 
1868 und 1870, d. i. seit der Zeit der 1. Auflage, volle Be- 
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achtung gefunden hat und dass bessere Erkenntnis Inhalt und 
Form der Erzählung beeinflusst hat. Der Lehrer der römischen 
Geschichte an unsern Gymnasien wird sich selbst den besten 
Dienst erweisen, wenn er Ihnes Werk die wohlverdiente Be- 
achtung schenkt. Die Vermehrung der Seitenzahl (58 bezw. 42) 
in jedem Bande ist ausser auf die zahlreichen Anmerkungen zum 
grössten Teile auf die veränderte typographische Ausstattung 
zurückzuführen. — Der erste Band gliedert sich in drei Bücher: 
1. Die Königsgeschichte in 10 Kapiteln, 2. die republikanische 
Zeit bis zum Einfall der Gallier in 19 Kapiteln, 3. die Zeit vom 
gallischen Brande bis zu den punischen Kriegen in 18 Kapiteln. 
— Im zweiten Bande schliesst sich als 4. Buch die Darstellung 
des Kampfes um die Herrschaft im Westen an, Der Schwer- 
punkt tällt hier in das letzte, 8. Kapitel, die Erzählung des 
hannibalischen Krieges, die reichlich zwei Drittel des ganzen 
Bandes füllt. Die Würdigung Hannibals, S. 140 ff., gehört zu 
den Glanzstellen des ganzen Werkes. Besonders hervorheben 
möchte Ref. noch die Darstellung der Königsgeschichte im 
1. Buche. Dort wechselt in der Weise des Schweglerschen Ge- 
schichtswerkes Erzählung und Kritik der Sagen mit einander 
ab. Dabei ist der Ton der Sagenerzählung ganz besonders 
glücklich getroffen, die jedesmal angefügte Kritik der Sage darf 
in ihrer lichtvollen Klarheit allemal ein kleines Kunstwerk für 
sich genannt werden. 


St. Afra. Dietrich. 


94. 


Drumann, W., Geschichte Roms in seinem Uebergange von der 
republikanischen zur monarchischen Verfassung oder Pompejus, 
Cäsar, Cicero und ihre Zeitgenossen nach Geschlechtern und 
mit genealogischen Tabellen. 2. Aufl., herausgegeben von 
P. Groebe. 1. Band: Aemilii — Antonii. gr. 8. VII, 
484 S. Berlin, Gebr. Borntraeger, 1899. M. 10.—. 


Jeder, der sich einmal eingehender mit der Geschichte des 
letzten Jahrhunderts der römischen Republik beschäftigt hat, 
wird in Drumanns Geschichte Roms ein unentbehrliches Rüst- 
zeug für seine Studien gefunden haben, weniger wegen der eigen- 
artigen Auffassung der leitenden Persönlichkeiten, als wegen 
der umfassenden Beherrschung und Darbietung des gelehrten 
Materials, die dem Werke den Charakter eines gelehrten 
Repertoriums geben. Als solches ist Drumanns Geschichte in 
Einzelbiographieen bis in die letzte Zeit, obwohl ihr Erscheinen 
über ein halbes Jahrhundert zurückliegt (1834—1844), für die 
Philologen und Historiker, wie gesagt, unentbehrlich geblieben, 
und gar mancher hat es bedauert, dass sich nur selten einmal, 
und dann immer zu hohem Preise, Gelegenheit zur Erwerbung 
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des Werkes bot. Es ist deshalb gewiss mit besonderem Danke 
zu begrüssen, dass die Verlagshandlung durch eine neue Auf- 
lage Drumanns Arbeit wieder allgemein zugänglich macht und 
dabei durch die Thätigkeit des Herausgebers auf den jetzigen 
Stand der wissenschaftlichen Forschung hebt, jedoch unter 
möglichst getreuer Erhaltung der Darstellung Drumanns. Die 
trotz dieses Princips hier und da auch im Text, wie eine Ver- 
gleichung lehrt, vorgenommenen Aenderungen sind geringfügig, 
zum Teil auch als solche kenntlich gemacht; jedenfalls kann 
man den Text in allem Wesentlichen als einen getreuen Abdruck 
der 1. Auflage bezeichnen. Weit umfassendere Arbeit hat der 
Herausgeber P. Groebe der Gestaltung der Anmerkungen ge- 
widmet. Abgesehen davon, dass der gelehrte Apparat durch 
die Ausnutzung der Inschriften und die Heranziehung der 
neueren wissenschaftlichen Litteratur eine sehr umfängliche Be- 
reicherung erfahren hat, war auch die Umgestaltung der meisten 
Zitate durch die Rücksicht auf die neueren Ausgaben u. s. w. 
geboten. Bei nicht wenigen Stellenangaben würde vielleicht 
gleich die Wiedergabe des Wortlautes vielen willkommen ge- 
wesen sein. Freilich würde dies den Umfang des Buches 
wesentlich gesteigert haben. Ausser der grossen Arbeitsleistung 
des Herausgebers, die in den Anmerkungen eigentlich auf jeder 
Seite hervortritt, beweist noch der ganz aus seiner Feder 
stammende Anhang, S. 399—484, durch die Behandlung einer 
grossen Reihe von einzelnen Fragen, wie vorzüglich gerüstet 
derselbe an die schöne Aufgabe, die ihm gestellt ist, heran- 
getreten ist und wie sorgfältig er bei ihrer Lösung verfährt. 
Auf Einzelheiten kann hier natürlich nicht eingegangen werden, 
als Gesamturteil aber wird sich für jeden, der diesen 1. Band 
der neuen Drumannausgabe näher prüft, die Ueberzeugung 
herausstellen, dass der Herausgeber seiner Aufgabe gewachsen 
ist. Der Wunsch, in möglichst rascher Folge die weiteren Bände 
der Drumannschen Geschichte in gleich tüchtiger Neubearbeitung 
begrüssen zu können, wird das nächste Ergebnis dieser Ueber- 
zeugung sein. Ref. glaubt sicher, dass das ganze Werk auch 
in der Neugestaltung als bestes Repertorium des Stoffes freudige 
Aufnahme finden wird. Zu Drumanns Urteil über einzelne Per- 
sonen der sinkenden Republik wird ja, so sehr es Anklang ge- 
funden hat, jeder einzelne selbst Stellung nehmen müssen, und 
gar mancher wird es heutzutage, wo z. B. wieder eine gerechtere 
Würdigung Ciceros hier und dort hervortritt, nicht unterschreiben, 
die eigentliche grosse wissenschaftliche Bedeutung seines Werkes 
liegt aber in anderen Dingen. Der weitaus grösste Teil des 
vorliegenden 1. Bandes ist der Biographie des Triumvir M. An- 
tonius gewidmet. — In Anbetracht des Umfanges und der Aus- 
stattung des 1. Bandes darf der Preis von 10 Mk. allerdings 
als ein „verhältnismässig billiger“ bezeichnet werden. 
St. Afra. Dietrich. 
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95. 
Seemüller, J., Studien zu den Ursprüngen der altdeutschen Historio- 
graphie. — Sonderabzug aus: Abhandlungen zur germanischen 


Philologie. Festgabe für Richard Heinzel. 74 S. Halle a. S., 
Niemeyer, 1898. M. 2.—. 


Herr J. Seemüller hat sich die Aufgabe gestellt, die Vorstufen der 
deutschen „Historiographie“ d. h. einige erhaltene althochdeutsche 
Denkmäler nicht bloss nach ihrem historischen Gehalt zu unter- 
suchen, sondern nach dem Grade historischen Sinnes und histori- 
scher Form, der in ihnen sich ausprägt, um zu ermitteln, „wie 
weit historischer Sinn in eben den Kreisen, für die Geschichtliches 
in deutscher Sprache erzählt wurde, entwickelt war“. Ein Be- 
dürfnis nach „Kunden“ der Vergangenheit hat es schon zu jener 
Zeit gegeben, auch bei denen, die nur der Volkssprache mächtig 
waren. Dies Bedürfnis ist in mannigfacher Art befriedigt worden. 
Der geschichtliche Sinn ist anfänglich schwach gewesen, aber er 
entwickelte sich wie das historische Lied zum historischen Ge- 
dichte oder zur historischen Prosa. Die Entstehung des epischen 
Liedes, wie des Hildebrandsliedes, beweist wohl eine 
poetisch aufsteigende, historisch aber absteigende Entwicklung. 
Wie in den lateinischen Gedichten nicht die Lust am Mitteilen 
als Triebfeder sich erweist, sondern andere Zwecke verfolgt 
werden, so herrscht auch noch im historischen Ludwigs- 
liede die andächtige Anschauung göttlicher Fügung und Leitung 
vor. Dagegen hat sich im Liede de Heinrico wie im 
modus Ottinc die Darstellung historischer Stoffe von der geist- 
lichen Auffassung befreit, obwohl sie von Geistlichen verfasst 
sind. „Zu dieser Entwicklung haben die zahlreichen im Volks- 
mund lebendigen, nicht zur Aufzeichnung gelangten historischen 
Lieder beigetragen.“ 


Gross-Lichterfelde. Volkmar. 


96. 


Monumenta Germaniae historica. Epistolarum tom. V. 
Epistolarum Karolini aevi II pars posterior. 
4°, VII, 361—679. Berol., apud Weidmannos, 1899. M. 11.—. 


Der dritte Band der Briefe aus karolingischer Zeit ist nun 
durch das Erscheinen seiner zweiten Hälfte abgeschlossen. (Vgl. 
M. H. L. XXVII, S. 401—405.) Mehr noch als wie in der 
ersten ist die Veröffentlichung der darin enthaltenen Sammlungen 
das Werk des Hauptleiters der Briefabteilung und des Haupt- 
kenners jener Zeit, nämlich E. Dümmlers. Nur bei der Be- 
arbeitung einer Gruppe und eines Teiles der fünf verschiedenen 
Verzeichnisse stand ihm ein Mitarbeiter, A. v. Hirsch-Gereuth, 
bei. Wie viel Geister und Hände ihm aber zur Vorbereitung 
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seiner Arbeit in vielen Teilen Europas behilflich gewesen sind, 
ersieht man aus dem Dank an die in der Vorrede namentlich 
genannten Herren. 

Wie bereits früher erwähnt, ist der Inhalt dieses Teiles der 
Mon. wertvoll durch die Sammlung der Briefe der führenden 
Geister des Frankenreichs, hervorragender Päpste und sonstiger 
Männer, welche litterarisch hervortreten. Für die Kenntnis 
der politischen Geschichte des Landes und der Lebens- 
verhältnisse der Schreiber gewähren sie verhältnismässig 
wenig Ausbeute. Dagegen lassen sie, ebenso wie die Ge- 
dichte eines anderen Teiles der Mon., einen tiefen Einblick in 
das Seelenleben ihrer Verfasser, das Geistesleben der Zeit 
überhaupt, in die Studien und theologischen Anschauungen der- 
selben thun; aber auch in dieser Beziehung tritt die zweite 
gegen die erste Hälfte etwas zurück, und nur die Gruppe der 
Briefe des Hrabanus Maurus ragt an Zahl und Inhalt der 
Schreiben über die übrigen hervor. Der ganze Band beleuchtet 
die Zeit Karls des Grossen, Ludwigs des Frommen und seiner 
Söhne und die Beziehungen der Päpste zu diesen Herrschern 
von Hadrian I. bis zu Benedikt V. Aufgenommen sind also nur 
solche Briefe von den letzteren, welche die Angelegenheiten des 
Frankenreichs berühren, ausgelassen dagegen päpstliche Ur- 
kunden, Verordnungen und Schriften anderer Art. Die aus- 
gewählten sind, ebenso wie vorhandene Bruchstücke, vollständig 
abgedruckt und mit gewohnter Sorgfalt mit den nötigen Ein- 
leitungen und erläuternden Anmerkungen versehen. Dem 
25. Brief des Hrabanus ist ein Facsimile der Pariser Hs. 2443 
aus dem 9. Jahrhundert beigegeben, welche sich durch schöne, 
gleichmässige Schrift auszeichnet. Fünf Verzeichnisse von Namen, 
Sachen, Worten, Briefschreibern und -empfängern erleichtern die 
Durchforschung der Sammlung. Im Inhaltsverzeichnis müss 
es bei den Briefen des Jonas von Orleans statt 346—68 wohl 
—355 heissen. Von den 360 Schreiben des ganzen Bandes sind 
nur 3 zum ersten Mal veröffentlicht worden. Dafür ist aber, was 
sonst in älteren Ausgaben sich lückenhaft und unvollkommen 
vorfand, und was in zum Teil entlegenen Zeitschriften und Ab- 
handlungen zerstreut oder gar versteckt war, hier wie Licht- 
strahlen in einem Brennpunkte gesammelt und durch wieder- 
holte Vergleichung der besten Hss. und durch Verwertung zahlreicher 
vorangehender Forschungen verbessert und bereichert worden. 
Nicht von allen Stücken waren Hss. mehr vorhanden; dann 
mussten die Herausgeber sich auf ältere Drucke stützen. 

Den Halbband eröffnen zwei Briefe des Erzbischofs 
Amulo(olo) von Laon (841—52), den weder Wattenbach, 
noch Ebert, noch Hauck in ihren Werken erwähnen. Er war 
der Nachfolger und Gesinnungsgenosse Agobards. Der zweite 
von seinen hier wiedergegebenen Briefen tadelt des Mönchs 
Gottschalk Lehre über die Praedestination, aber milder als Hrahan 
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und Hinkmar, so dass er von neueren Gelehrten mitunter nicht 
richtig beurteilt wird. 

Reicher und wichtiger als diese Gruppe ist die der Briefe 
Hrabans (57) und der zwei seines Schülers Walahfrid, 
welche Vorreden zu Kommentaren seines Meisters sind. Auch 
sie enthalten fast gar nichts Geschichtliches und geringe An- 
gaben über sein Leben, das sich überhaupt weniger genau fest- 
stellen lässt als die Reihenfolge seiner Schriften. Dümmler spricht 
sich hier über ihn nur kurz aus, weil er es anderwärts schon 
sehr ausführlich gethan hat. Von seinen Briefen sind viele 
verloren gegangen. Hier werden meist Buchwidmungen und ge- 
lehrte Antworten auf gestellte Fragen wiedergegeben. Im An- 
hang dazu bringt D. die von ihm schon früher veröffentlichten 
und einer Sammlung der Magdeburger Centuriatoren ent- 
nommenen 40 Briefreste, welche aus dem Kloster Fulda und 
aus der Zeit von 814—864 stammen und geschichtlich nicht 
ohne Wert sind. Um so mehr ist zu bedauern, dass die ur- 
sprüngliche Briefhandschrift nicht mehr aufzufinden ist. 

Von dem Schwaben Ermenrich, einem Mönch von El- 
wangen, welcher 865 Bischof von Passau geworden ist, als 
solcher die Bekehrung der Bulgaren, freilich ohne Erfolg, ver- 
sucht hat und 879 gestorben ist, ist nur ein längerer Brief, eine 
Abhandlung, aufgenommen worden. Er ist an Abt Grimald von 
S. Gallen und Reichenau gerichtet, ungefähr 754 in diesem 
Kloster abgefasst, preist die Thaten jenes Abtes und die Klöster 
S. Gallen und Reichenau, in welchen beiden E. eine Zeit lang 
gelebt hat, und prunkt mit Kenntnissen aller Art; aber der Stil 
darin ist schwülstig und die Sprache fehlerhaft. Ein Brief 
Grimalds ist im Anhang beigegeben. 

Von den 51 ausgewählten, von A. v. Hirsch-Gereuth be- 
arbeiteten Papstbriefen sind besonders die 45 Briefreste 
des Registers Papst Leos III., welche Ewald bereits früher nach 
einer Hs. einer britischen Sammlung veröffentlicht und in der 
zweiten Auflage der Jaffeschen Regesten benutzt hat, wegen 
ihres mannigfachen Inhalts und der darin berührten Staats- 
und Kirchenverhältnisse unter Kaiser Lothar hervorzuheben ; 
26 von ihnen waren vor der Ewaldschen Veröffentlichung noch 
nicht bekannt. Ausser jener Hs. des Britischen Museums 
sind noch Berliner Hss. u. a. verglichen und benutzt 
worden. Der Herausgeber hat sich aus angegebenen Gründen 
zu einigen Abweichungen von Ewalds Ausgabe genötigt gesehen. 
Ein Brief Benedikts III. (857), an die Bischöfe im Reiche König 
Karls von der Provence gerichtet, handelt von den Schand- 
thaten Hucberts, des Bruders der Königin Theutberga.. Auch 
die zwölfte Gruppe, eine Ergänzung zu den Briefen verschiedener 
Männer in der ersten Hälfte des Bandes, ist wegen der zum Teil 
hervorragenden Briefschreiber wie Ebos von Rheims, Frechulfs 
von Lisieux, Halitgars, des Verfassers eines Bussbuchs, und des 
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Johannes Scottus, der an Hinkmar bei Uebersendung seiner 
Schrift über die Praedestination schreibt, und durch die Briefe 
des Mönchs Angelomus an Kaiser Lothar u. a. bemerkenswert. 

Der ganze dritte Band bietet trotz seines geringen politisch- 
geschichtlichen Inhalts doch andererseits ein lebensfrisches Bild 
des geistigen Verkehrs der führenden Geister und der herr- 
schenden religiösen und wissenschaftlichen Anschauungen im 
karolingischen Zeitalter. 

Berlin. H. Hahn. 


97. 

Gundlach, Wilhelm, Karl der Grosse im Sachsenspiegel. Eine 
Interpretation. (Dr. O. Gierke, Untersuchungen zur deutschen 
Staats- und Rechtsgeschichte, 60.) 8°% VI, 35 S. Breslau, 
M. u. H. Marcus, 1899. M. 1.60. 


Nur dem Namen nach betrifft Gundlachs Abhandlung Karl 
den Grossen. In Wirklichkeit handelt es sich um angebliche 
Vorrechte des Sachsenstammes, welche im Sachsenspiegel ver- 
zeichnet sind’ und in der Zeit der salischen Könige eine Rolle 
spielen. Es ist aber ein allgemeiner und naheliegender Brauch 
aller Fälscher, sei es auf dem Gebiete des Rechts wie der 
Kunst, ihren Fälschungen das Gepräge hohen Alters zu geben, 
um ihnen dadurch grössere Ehrwürdigkeit zu verschaffen und 
den Glauben an ihre Echtheit zu erhöhen. Besonders waren 
mittelalterliche Fälscher zur Begründung vorgeblicher Rechts- 
ansprüche sehr geneigt dazu und bedienten sich mit Vorliebe 
dabei des ehrwürdigsten aller mittelalterlichen Namen, nämlich 
des von Karl dem Grossen. 

So finden sich im Sachsenspiegel I, 18 $ 1—3 drei diesem 
Kaiser zugeschobene Vorrechte der Sachsen, von denen das 
erste die zu Gunsten jener festgesetzte Enterbung der mit 
Schwaben verheirateten Sächsinnen betrifft, das zweite und 
dritte den Sachsen die Befugnis erteilt, Besitzansprüche des 
Reichsoberhauptes durch Gerichtszeugnis und Eid abzuweisen 
oder ergangene Urteile zu schelten und durch Sieg im Zwei- 
kampf aufzuheben. 

Das erste war vorzugsweise gegen schwäbische Ministerialen 
und deren sächsische Frauen gerichtet, welche die salischen 
Könige in Massen auf den gerichtlich entzogenen Reichsgütern 
angesiedelt und mit Sächsinnen zu verheiraten gesucht hatten. 
Die anderen zielten eben auf die Wahrung des Besitzes gegen die 
Ansprüche jener Herrscher auf sächsiches Reichsland ab und 
wandten sich besonders gegen das eingeführte inquisitorische 
Verfahren der königlichen Gerichte, welche die ungerecht ent- 
erbten sächsisch - schwäbischen Witwen und Waisen beschirmen 
wollten. 
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Der Verf. versucht nun den Nachweis, dass diese Vorrechte 
nicht auf Karl den Grossen, sondern auf Heinrich II. und die 
Bestätigung derselben durch Konrad II. zurückzuführen sind, 
von Heinrich III. und IV. ‘nicht anerkannt, dem letzteren aber 
durch die siegreichen Sachsen 1085 von neuem abgetrotzt 
wurden. Von Otto IV. sind sie später 1208 noch einmal be- 
schworen worden. 

Gundlach ist endlich der Meinung, dass dieser Rechtszwie- 
spalt die eigentliche Ursache der Sachsenkriege gewesen sei 
und nicht der thüringische Zehntenstreit und andere von den 
zeitgenössischen Quellen angegebene Einzelheiten, und dass 
Lambert von Hersfeld und andere Chronikenschreiber den 
wahren Sachverhalt verdunkelt und dadurch das geschichtliche 
Urteil Wilhelms von Giesebrecht, Waitz’ und Meyers von Knonau 
getrübt hätten. 

Berlin. H. Hahn. 
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Klumker , Chr, Jasper, Der friesische Tuchhandel zur Zeit Karls 
des Grossen und sein Verhältnis zur Weberei jener Zeit. 
Inaugural-Diss. (Sonderabdruck aus Jahrb. d. Gesellsch. für bild. 
Kunst und vaterländ. Altert. zu Emden. Bd. XIIL, H. 1. 
1899.) 8°. 45 8. Leipzig. 


Ein eigenartiger Stoff für geschichtliche Untersuchung, so 
eigenartig, wie der Lebensgang des Verfassers, der, ein ge- 
borener Friese von der Insel Juist, Sohn eines Pfarrers, von 
dem Berufe eines Theologen zu dem eines Volkswirtschaftlers 
übergfng und sich in der vorliegenden Abhandlung mit der 
frühesten Gewerbethätigkeit seines Heimatlandes beschäftigt. — 


Die Gewerbe des frühen Mittelalters haben nach ihm bisher 
eine stiefmütterliche Behandlung erfahren und sind meist mehr 
von der rechtlichen als von der wirtschaftlichen Seite aus be- 
trachtet worden. Aus diesem Grunde ist auch die friesische 
Weberei einer schiefen Beurteilung unterlegen und nach seiner 
Meinung überschätzt worden. Er stellt sich daher die Aufgabe, 
die Bedeutung eines Gewerbes für die damalige Zeit auf das 
richtige Mass zurückzuführen. 

Der Mangel an Quellen zwingt ihn, unter der Annahme, 
dass die Art und Weise der Webethätigkeit in der Fronwirt- 
schaft längere Zeit im wesentlichen die gleiche geblieben sein 
wird, die Nachrichten aus mehreren Jahrhunderten zusammen- 
zufassen und daraus einen Rückschluss auf die karolingische Zeit 
zu machen. 

Am frühesten tritt im Frankenreiche die Leinenweberei 
hervor, die hauptsächlich um der besseren Behandlung des Roh- 
stoffes willen an feuchten, halb unterirdischen Orten betrieben 
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wird. Auch in alten Zeiten sind also, wie vielfach noch heute, 
trotz aller wohlwollenden Schutzgesetze, die Menschen Märtyrer 
ihres Berufs. Und zwar leiden damals schon zunächst die Frauen 
darunter; denn ihnen lag in den Fronwirtschaften jene Thätig- 
keit ob. Sie vollziehen sie in eigens dazu hergestellten Häusern 
(genitia), die nebst den besonderen Einrichtungen darin ge- 
schildert werden. Häufig wurden aber auch die Gewebe von 
den Frauen auf den zum Fronhofe gehörigen Hufen diesem ge- 
liefert. Diese Hufner erhalten entweder den Rohstoff von dort- 
her, oder sie erzeugen und bearbeiten ihn selbst. Ueberhaupt 
fallen alle Teile der Kleidererzeugung, bald im ganzen, bald im 
einzelnen, dem Hofe oder den Hufnern zu. Anfangs webte man 
die Kleidungsstücke zum Gebrauch fertig, fast ohne Näharbeit. 
Auf diese Eigentümlichkeit der früh -mittelalterlichen Weberei 
ist man heutzutage durch die Feinheit unserer Webe- und Strick- 
maschinen wenigstens in Bezug auf Unterkleidungen zurück- 
gelangt. Allmählich entwickelte sich durch die Arbeitsteilung 
und die dadurch bewirkte grössere Leistungsfähigkeit, ferner 
durch den Versand in die Ferne die Hausarbeit der Hufner zu 
einer wirklichen Berufsbildung. Dabei kam aber die Wollen- 
weberei mehr in Betracht als die Leinenweberei. Die bezeich- 
nete Entwicklung wurde auch der Antrieb zur Männerarbeit und 
zur Anfertigung grösserer Stücke Tuche statt der zu bestimmtem 
Zweck abgepassten Gewebe. Zur Zeit Karls des Grossen indes 
waren die Gewebe, selbst die für den Handel, nur das 
Hauswerkserzeugnis bäuerlicher Wirtschaften und wurden, wie 
erwähnt, dem Fronhof abgeliefert zum Verbrauch oder Verkauf 
oder von Händlern erworben. 

Der zweite Abschnitt giebt ein Bild des friesischen 
Handels im frühen Mittelalter. Die Lage des meerumschlungenen 
Landes bildet seine Bewohner zu kühnen Schiffern und unter- 
nehmenden Kaufleuten aus. Mit ihren kleinen Schiffen fahren 
sie über die stürmische Nordsee nach Britannien oder den Rhein 
hinauf bis nach dem Elsass oder in die Weser und in die Neben- 
flüsse dieser Ströme hinein. Ihr Handel ist aber grösstenteils 
Tuch- oder Kleiderhandel. Die Ansicht v. Inama-Sterneggs, dass 
die Ausbildung der Weberei zu einer nationalen Industrie nur 
den Friesen und vielleicht den Angelsachsen gelungen sei, ver- 
wandelt der Verf. in das Gegenteil, dass dies nämlich nur den 
Angelsachsen und vielleicht in geringem Masse den Friesen ge- 
lungen ist. 

Er kommt also zu dem Ergebnis, dass die Weberei zur Zeit 
Karls in Friesland nicht vollkommener war, als im Franken- 
reich; ferner, dass die „friesischen“ Mäntel nach den Zwischen- 
händlern und nicht nach den Erzeugern genannt wurden. Die 
bessere Waare soll von England, die schlichteren Mäntel von 
Friesland gekommen sein; aber selbst der Name soll im 11. Jahr- 
hundert durch das Uebergewicht der englischen Erzeugnisse ver- 
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schwunden sein. Die (S. 61) dem Mönch von S. Gallen ent- 
lehnte Angabe über die Preisfestsetzung der kurzen englischen 
Mäntel hält Dahn (Die Könige der Germanen VIII, 5, S. 214, 
235, 248) für ein Missverständnis der Kapitularstelle von 808 
durch jenen Anekdotenerzähler. 

Die Wortbildungsfrage, ob das Wort „Fries“ auf den Volks- 
namen oder auf eine althochdeutsche Wurzel (frizz = kraus) 
zurückzuführen sei, will der Verf. nicht entscheiden. Da aber 
die Art des Gewebes, des meist weissen, rauhaarigen, verfilzten, 
und der Name noch heute dem Erzeugnis der karolingischen Zeit 
entsprechen, so erscheint wohl die erstere Annahme als die 
wahrscheinlichere. 


Berlin. H. Hahn. 


99. 


Türnau, Dr. Dietrich, Rabanus Maurus, der praeceptor Germaniae. 
Ein Beitrag zur Geschichte der Pädagogik des Mittelalters. 
8°. 72 S. München, J. Lindauer (Schöpping), 1900. M. 0,80. 


Eine ansprechende Arbeit hat Dr. Türnau über Raban ver- 
fasst. Sie ist so warm geschrieben, dass sie fast wie ein Lob- 
gesang auf den karolingischen Gelehrten erscheint, der in den 
Worten eines Zeitgenossen von ihm ausklingt: Tu decus es 
nostrum, und in denen seines humanistisch gebildeten Schülers 
Servatus Lupus, der ihm nachrühmt, dass er ein „eximius prae- 
ceptor“ und „praestantissimus magister“ war. Eine solche Lob- 
preisung würde nichts Vertrauenerweckendes haben, wenn sie 
nicht, wie hier, mit eindringender Forschung, reicher Belesen- 
heit, nicht nur in den Werken Rabans selbst, sondern auch in 
zahlreichen anderen näher und ferner liegenden Schriften, die 
jenen berühren, gepaart wäre, endlich auch mit der gesunden 
Urteilskraft, die ebenso jeder Ueber-, wie Unterschätzung dieses 
Gelehrten entgegentritt. Bedeutende Hilfe bei der Feststellung 
der äusseren Lebensverhältnisse, wie auch der Werke Rabans 
haben ihm natürlich die Studien Dümmlers geleistet. 

Der Verf. hatte übrigens nicht die Absicht, eine „allseitige 
Würdigung seiner Persönlichkeit“ zu geben; sondern er hat sich 
nur „der Krone seiner Leistungen zugewandt, seiner Thätigkeit 
als Lehrer und Lehrerbildner“. Im ersten der vier Abschnitte 
zeigt er zunächst, wie der ausserordentlich veranlagte Knabe 
unter Alkuins tüchtiger Leitung in Tours die Vorbereitung für 
seinen Beruf als Lehrer und Gelehrter empfing, die Mittel und 
Ziele dazu dort kennen lernte, und wir sehen, wie sich der 
spätere Aufschwung Fuldas dadurch mittelbar an Alkuin und 
Tours knüpft. Darauf leitet uns T. zu Rabans Wirken in Fulda 
und zeigt uns, mit welchen Hindernissen er dort zu kämpfen 
hatte, wie er das Kloster und die wissenschaftliche Thätigkeit 
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darin im Verfall fand; wie er aber durch „seine eiserne Energie 
und nie versagende Unermüdlichkeit“ die dortige Klosterschule 
zu der hervorragendsten „schola publica“ des damaligen Deutsch- 
land erhob, und wie er sich in seinem Lehrerberuf und in der 
Gemeinschaft des Lehrens und Lernens so wohl fühlte, dass nach 
Haucks Ausspruch „die Lehrthätigkeit die einzige Leidenschaft 
des sonst leidenschaftslosen Mannes war“, 

Wichtig, besonders für Lehrer, ist nun der dritte Abschnitt 
über Rabans Unterrichts- und Erziehungsthätigkeit, die er als 
die „Kunst der Künste“ bezeichnet. Zu seinen F orderungen ge- 
hört, dass der Lehrer wissenschaftliche und erziehliche Be- 
gabung, sittliche Lavterkeit und umfassendes Wissen besitze ; 
dass er die Eigenart jedes Schülers, sein Alter und seine 
Fassungskraft berücksichtige; dass er zum Schüler hinabsteige 
und in seinem Unterricht deshalb einfach, klar, verständlich und 
anschaulich sei. Bei der Züchtigung soll „nicht der Hass, 
sondern die Liebe und die Absicht zu bessern“ die Triebfeder 
sein. Er selbst zeigte sich in alledem als Vorbild. Vermutlich 
hat er aber auch Genauigkeit und Sorgfalt besonders beim Ver- 
bessern von Fehlern vom Lehrer verlangt, und das hätte sich 
der Verf., welcher ein begeisterter Pädagoge zu sein scheint, zu 
Herzen nehmen können; denn seine sonst so hübsche Abhand- 
lung wimmelt von Fehlern in der Namen-, wie in der Zitaten- 
wiedergabe. 

Das Ziel alles Lehrens war übrigens für Raban ganz der 
Zeit gemäss die religiöse Bildung der Knaben, wie der Kleriker. 
Die ihm unentbehrlich erscheinende klassische Bildung und der 
Unterricht in den Fächern des triviums (Grammatik, Rhetorik, 
Dialektik), wie in denen des quadriviums (Geometrie, Musik 
u. s. w.) sind ihm nur die vorbereitenden Hilfsmittel für die 
Kenntnis der heiligen Schrift, für die Ausbildung der Geistlichen 
zum Predigt- und Lehrberuf und für ordentliche Erfüllung der 
gottesdienstlichen Pflichten. Die hauptsächlichsten Werke, in 
denen er seine erziehlichen Ansichten kundgiebt, sind: de cleri- 
corum institutione und de ecclesiastica disciplina. Sein Riesen- 
werk: de universo, das, wie seine zahlreichen Kommentare der 
Schriften des alten und neuen Testaments, armen Klöstern 
ganze Bibliotheken ersetzen konnte und sollte, wurde eine Brücke 
für die weltlichen Kenntnisse der Vergangenheit seiner und der 
nachfolgenden Zeit. i 

Wie er durch die genannten Schriften und seine sonstigen 
Lehr- und Lernbücher, seine Gedichte, Briefe u. s. w. zur Blüte 
nicht nur Fuldas, sondern auch zahlreicher Klöster des übrigen 
Deutschlands beigetragen hat und gerade dadurch, dass er nur 
Zeitgemässes und Erreichbares anstrebte, und welche Verdienste 
er um die Volksbildung und die Förderung der Muttersprache 
hatte, das wird unter Aufzählung der Menge von bedeutenden 
Männern, die als Schüler zu seinen Füssen gesessen haben und 
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der Fülle von Klöstern, welche unter seinem Einfluss berühmte 
Bildungsstätten wurden, weiter ausgeführt. 

So hat er nach Dümmlers Ausspruch „die unter Karl dem 
Grossen wiedergeborene gelehrte Bildung am wirksamsten in 
deutscher Weise auf deutschen Boden verpflanzt und in weitere 
deutsche Kreise getragen“. Mit dem eingehenden Nachweis 
davon, und dass ihm deswegen die Bezeichnung eines „praeceptor 
Germaniae“ wohl gebührt, hat sich der Verf. ein grosses Ver- 
dienst erworben. 

Berlin. H. Hahn. 


100. 

Cramer, Geh. Oberjustizr., Julius, Die Geschichte der Alamannen 
als Gaugeschichte. (Untersuchungen zur deutschen Staats- 
und Rechtsgeschichte, herausgegeben von Dr. Otto Gierke. 
57. Heft.) gr. 8°. XVIL, 579 S. Breslau, M. u. H. Marcus, 
1899. M. 15.—. 

In der Geschichte der Alamannen lassen sich zwei grosse 
Perioden unterscheiden. Die erste reicht weit in das sechste 
Jahrhundert hinein. Man könnte sie wohl die heroische Zeit 
der Alamannen nennen, insofern sie in der Mitte jenes Jahr- 
hunderts zum letzten Male eine grosse Unternehmung unter 
Führung eigner Herzöge wagen ad subjiciendam Italiam. Da- 
mals folgten sie dem Frankenkönige Theudebert nach Italien ; 
denn seit 536 stand ganz Alamannien unter den Franken, und 
von einer Selbständigkeit der Alamannen war nicht mehr die 
Rede. Der Verf. rechnet darum die erste Periode bis 
zum Jahre 536 und nennt sie die Königszeit. Ihr ist 
das erste Buch des Werkes gewidmet. 

Die Quellen dieser Zeit sind abgerissene Notizen römischer 
und griechischer, fränkischer und gotischer Schriftsteller, ferner 
die einzige zusammenhängende Darstellung des Ammianus Mar- 
cellinus aus den Jahren 354—377. 

Im Jahre 213 erschienen die Alamannen am Main; der 
Kaiser Caracalla trat ihnen entgegen; aber schon in der Mitte 
desselben Jahrhunderts haben sie das Dekumatenland in Besitz, 
und nie haben die Römer den ernstlichen Versuch gemacht, es 
ihnen wieder abzunehmen. 

Für diese erste Zeit standen dem Verf. zwei Vorarbeiten 
zur Verfügung und zwar A. Holländer, Die Kriege der Ala- 
mannen mit den Römern im 3. Jahrhundert n. Chr. in der Zeit- 
schrift für die Geschichte des Oberrheins 1874, S. 205 ff.; und 
A. Riese, Das rheinische Germanien in der antiken Litteratur, 
1892. Für eine spätere Ansiedlungsperiode konnte er benutzen 
von Schubert, Unterwerfung der Alamannen unter die 
Franken, 1884. 

Der Verf. hält die Alamannen für eine Vereinigung 
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mehrerer Völker, die, wie schon oben gesagt, im Jahre 213 zum 
ersten Male am Main auftritt als etwas Neues. Die frühere Ver- 
einigung waren die Sueven, die den gesamten Osten von Ger- 
manien einnahmen. Von den Sueven galten die Semnonen 
zwischen Elbe und Oder als die ältesten und vornehmsten. Diese 
Semnonen sind auch die Sueven der jüngsten Zeit, sind die An- 
siedler in Südwestdeutschland ; aber ihr Name ist verklungen und 
nur erhalten ein König Semnon vom Lahngau. Auf der 
Wanderung ist der Name Alamannen (Allgermanen) entstanden, 
ebenso die Namen Juthungen und Lenzer; neben diesen tritt 
noch der historische Völkername der Sueven auf. Die Sueven 
haben sich am Donauursprung, an der linken Donau, am mitt- 
leren Neckar angesiedelt; in demselben Gebiete wohnen auch 
die Juthungen und sind auch an den gleichen Ereignissen be- 
teiligt. Demnach sind Juthungen und Sueven dasselbe Volk, 
sind ein Teil der Alamannen. Die Lenzer wohnten in der 
Nähe des Bodensees, am Rhein, im Hegau und am anstossenden 
östlichen Schwarzwald; auch sie sind Alamannen. Dies ist der 
umfassende Name des Stammes und seines Gebietes. Diese um- 
fassende Bedeutung bleibt in der amtlichen und kirchlichen Sprache 
das ganze Mittelalter hindurch bestehen und gilt bei den Ge- 
schichtsschreibern zu allen Zeiten. Aber der Sprachgebrauch 
schwankt. Im 3. und 4. Jahrhundert ist der Suevenname im 
Stammlande auf den mittleren und oberen Neckar und auf die 
schwäbische Alp beschränkt; im 5. und 6. Jahrhundert dehnt 
er sich auf das Land südlich der Donau zwischen Iler und Lech 
aus, auf „Oberschwaben“, d. h. die Provinz Suevia des Bistums 
Augsburg. In diesem Gebiete nennen die Sueven sich noch heute 
mit Stolz Schwaben, und auch nur diese altsuevischen Gebiete 
sind im späteren Mittelalter von der Sprachbewegung ergriffen 
worden, welche die alten Laute i, u, iu zu ei und ou ent- 
wickelte, während alle Gebiete, welche in Alamannien früher 
nicht suevisch waren, die sprachliche Neuerung nicht mitmachten, 
d. h. also der Elsass, die Rheinebene, die Schweiz und das Ge- 
biet der Lenzer (Klettgau, Hegau, Unterseegau und Linzgau, 
desgleichen Alpgau in den Allgäuer Alpen). Wo das Schwaben- 
tum aufhörte und ihm nichtschwäbische Stammteile sich ent- 
Segenstellten, da hat auch die Sprachneuerung ein Ende ge- 
funden. — Bei der grossen Umwälzung der Geschicke des 
Stammes im Anfang des 6. Jahrhunderts unterscheidet der 
Sprachgebrauch die Sueven von den Alamannen; er spricht von 
Sueven und Alamannen; so Procop, Jordanes, gesta Francorum, 
der Fortsetzer Fredegars, Walafrid Strabo, Hugo von Flavigny 
im 11. Jahrhundert. Daneben wieder erweitert der Sprach- 
gebrauch den Namen Sueven. Man bezeichnet das Ganze mit 
dem einen oder anderen Namen; man spricht von Sueven oder 
Alamannen. Die Sueven also sind die Altvorderen der heutigen 
Schwaben. 
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In der zweiten Ansiedlungsperiode, die 407 oder 409 be- 
ginnt und mit dem Siege Chlodwichs (496) ihr Ende findet, be- 
setzen die Alamannen teils erobernd, teils friedlich kolonisierend 
einen Teil von Gallien und Rätien. Schon seit 350 bestanden 
alamanische Niederlassungen am linken Rhein; aber jetzt ge- 
wannen sie das ganze Elsass, und als die Burgundionensitze frei 
wurden, seit 443, besetzten sie die Pfalz und Rheinhessen ; 
ferner nahmen sie die Rheinprovinz bis Cöln und Jülich und das 
niederländische Limburg ; hier wohnten sie teils mit ripuarischen, 
teils mit chattischen Franken gemischt; auch in Deutsch- 
Lotharingen liessen sie sich nieder; findet sich doch hier auf 
beiden Seiten der Mosel von Metz bis Trier ein grosses zusammen- 
hängendes Gebiet von Orten auf ingen. Südwärts sind sie über 
die burgundische Pforte hinaus vorgedrungen, mussten aber hier 
vor den Burgunden zurückweichen, so dass diese u. a. Besancon 
und Langres behielten. So lange das römische Reich dauerte, 
lebten die Alamannen im westrheinischen Gallien als Föderaten 
der Römer, nachher aber waren sie selbständig und frei. 
Ueberall haben sie sich von römischer Mischung frei erhalten, 
— darin unterscheiden sie sich von den anderen Germanen — ; 
daraus kann man bei der überwiegenden Kultur der Römer auf 
deren Vernichtung schliessen. — Im westlichen Stammlande 
drängen die Sueven erobernd und zerstörend zunächst über die 
Donau und besiedeln das Gebiet von Tuttlingen bis Ulm süd- 
wärts bis in die Nähe des Bodensees, — eine Zone, die von 
Römernamen frei ist. Bald sind sie jedoch auch friedlich kolo- 
nisierend in das zweite Rätien gegangen und haben hier jenseits 
der Linie Ulm—Friedrichshafen als Föderaten der Römer ge- 
lebt; darum finden sich hier römische oder wälsche Ortsnamen. 
Als dann im Jahre 488 Odoaker die römischen Provinzialen 
von den Städten und Kastellen an der Donau, an beiden Seiten 
des Lech und am Bodensee wegführen liess, wurde noch mehr 
Platz in Rätia II für die alamannischen Sueben. Ueber den 
Bodensee und über den Rhein sind Lenzer und Sueven in die 
Schweiz eingedrungen. Gegen die Burgundionen wurde schliess- 
lich die Aare die Grenze, und ostwärts stiessen sie auf eine 
kompakte Masse von Romanen in Currätien auf beiden Seiten 
des Rheins; dies war und blieb römisch, bis im neunten Jahr- 
hundert Massen von Alamannen einrückten. 

Die dritte Ansiedlungsperiode wird durch die fränkischen 
Siege verursacht. Bei Zülpich wurde die erste Schlacht zwischen 
den Alamannen und dem Ripuarier Sigibert geschlagen. Zeit 
und Ausgang der Schlacht sind unbekannt. In einer zweiten 
Schlacht im Jahre 496 am linken Oberrhein wurden die nörd- 
lichen Gaue der Alamannen von dem Salier Chlodwich unter- 
worfen und mussten einen Zins oder Steuer entrichten, die ostar- 
stuopha oder den modius regius; es war eine fest bestimmte 
Leistung, nicht eine Ertragsquote der Hufe. Die Alamannen 
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aber kamen ihren Verpflichtungen nicht nach. Da schlug sie 
Chlodwig zwischen 501 und 507 in einer dritten Schlacht, und 
darnach flohen sie aus ihrem Vaterlande. Die kampfesmüden 
Reste des Nordens flohen in das zweite Rätien und suchten 
die Fürsprache des Königs Theoderich nach. Dieser be- 
nutzte die Bitte der Flüchtigen, um Chlodwig im Siegeslaufe 
ein Halt zuzurufen, und deutete an, dass er gewillt sei, Rätien 
als sein Gebiet zu behandeln. Daraus hat sich eine dauernde 
gotische Oberhoheit über den ganzen alamannischen Süden ent- 
wickelt. Alamannen durften jetzt überall im Süden neue Wohn- 
sitze erwerben, so weit das Land schon früher von Alamannen 
besetzt war; denn noch waren manche Lücken vorhanden. So 
mischten sich hier Sueven und Nichtsueven. Als 536 die Ost- 
goten unter Vitiges sich aus dem Lande zurückzogen, unter- 
warf der Austrasier Theudebert die Alamannen, aber er gliederte 
den alamannischen Süden seinem Reiche nur an; wohl führte er 
die fränkische Verfassung ein, doch liess er den Bewohnern ihre 
Religion, ihr Privatrecht und damit ihre Nationalität, auch 
scheint er ihnen ihre Gaukönige und ebenso ihr Heer unter 
nationalen Herzögen gelassen zu haben. Auch der Süden musste 
jetzt einen festen Hufenzins an den Frankenkönig entrichten. 
Der Norden scheidet seit jener Zeit aus der alamannischen Ge- 
schichte völlig aus. 

Die Kunde von der alamamnischen Verfassung in der 
zweiten Hälfte des 4. Jahrhunderts verdanken wir vereinzelten 
Andeutungen des Ammianus. Darnach zerfiel Alamannien in 
selbständige Gaue, an deren Spitze Gaukönige (reges) standen. 
Wie es scheint, war ihre Macht selbständig, durch keine Gau- 
versammlung beschränkt. Die reguli sind als Vorsteher von 
Hundertschaften — Hunnen — anzusehen; denn in solche war 
der Gau eingeteilt. Als Regel kann man ansehen: Ein Gau, 
Ein König. Das Königtum ist in bestimmten Familien erblich. 
Vertreter der Könige waren die Königsboten (regales); sie 
waren zwar königlichen Geschlechts, genossen aber nicht die 
Ehrenvorrechte des Königs. 

Die Adalinge haben im. Gau eine gewisse politische 
Stellung. Sie werden als militärische Führer, als Gesandte, als 
Väter von Geiseln, als römische Offiziere oder als Vertreter von 
feindlicher Politik genannt; sie heissen optimates und primates. 
— Hinter den Adalingen standen die Gemeinfreien (vulgus). 
Freigelassene werden nicht erwähnt; Hörige waren die Kriegs- 
gefangenen. 

Einen politischen Stammverband, eine civitas, gab es im 
4. Jahrhundert nicht mehr. Nur der Kultus und der König 
bildeten das gemeinsame Band. Im Kriegsfalle schlossen alle 
oder mehrere Gaue ein freies Bündnis und wählten einen Herzog 
(dux), der den Oberbefehl führte und Recht über Leben und 
Tod hatte; massgebend war die Tapferkeit. Die einzelnen Gaue 
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waren aber auch ebenso wie im Frieden antonom. Denn die 
Römer schlossen Frieden und Bündnisse mit den einzelnen 
Gauen. 

So bildete auch das Stammland der ersten Siedelungs- 
periode keinen Kern, an den sich die neuen Besitzungen, Neu- 
Alamannien, hätten anschliessen können. Sprechen schon diese 
Erscheinungen gegen die allgemeine Annahme eines Stammkönig- 
tums, so ist auch kein Ereignis, kein König zu ermitteln, der 
eine politische Einigung herbeigeführt oder fortgesetzt hätte. 
Ebensowenig lässt ein Zusammenhang späterer Erscheinungen 
auswärts auf Einigung schliessen. Es fehlt ferner an jedem An- 
halt, dass sich nach 496 der Süden zum Stammkönigtum 
zusammengeschlossen hätte. Das spätere fränkisch-alamannische 
Stammherzogtum hat sich nicht aus einem alamannischen Stamm- 
königtum entwickelt. 

Das Land wurde im Jahre 536 eine Provinz des fränki- 
schen Reiches; die Provinz bildete ein Herzogtum (ducatus Ala- 
manniae, später auch Sueviae). Buzelin und Leuthar um 550 
können als Amtsherzöge angesehen werden, die späteren waren 
Stammherzöge. Der fränkische König bestätigte den Herzog und 
war nach der Lex Alamannorum sein Herr; aber andererseits 
hatte der Herzog doch den Charakter eines nationalen Landes- 
herrn. 

Der Gau wurde zur Grafschaft eines fränkischen Beamten, 
der von dem Herzog (König) ernannt und entsetzt wurde. Die 
Grafschaft hatte keine Versammlung, sondern jede Huntare. Der 
Beamte der Huntare war der Hunne. Er wurde vom Herzog 
unter Zustimmung der Huntarenversammlung ernannt. — 

Die Schilderung dieser Grafenzeit ist der Gegenstand des 
zweiten Buches (S. 289—341). Im dritten bis zum achten Buche 
werden die einzelnen Gaue und Baren, in Gruppen geordnet, be- 
sprochen (bis S. 558). 

Auf S. 566—570 finden wir ein Verzeichnis der hierher 
gehörigen modernen Litteratur. Dann folgen noch ein Sach- 
register, ein Stämmeregister, ein Gauregister und eine Karte. 

Gross-Lichterfelde. Volkmar. 
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Byzantinische Zeitschrift, herausgegeben von Karl Krum- 
bacher. VII. Band. Jahrgang 1899. gr. 8%. 720 S. 
Leipzig, B. G. Teubner, 1899. M. 20.—. 


Von den in der ersten Abteilung dieses Bandes enthaltenen 
Aufsätzen historischen Inhalts ist der erste von M. Treu 
(S. 1—64) betitelt: „Der Philosoph Joseph.“ Darin werden 
einerseits die Lebensumstände dieses hochangesehenen, ebenso- 
wohl durch seinen asketischen Lebenswandel, wie durch seine 
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umfassende Bildung ausgezeichneten Mannes (c. 1280—1336) fest- 
gestellt, andererseits die Zeugnisse, welche über ihn vorhanden 
sind, aufgeführt und einige bisher ungedruckte (eine Gedenk- 
schrift des Theodoros Metochites und Briefe des Michael Gabras, 
des Bischofs Matthaeus von Jonien und des Nikephoros Gregoras) 
veröffentlicht, endlich darauf hingewiesen, dass ein die ver- 
schiedenen theoretischen , Wissenschaften umfassendes, allerdings 
rein compilatorisches Werk desselben in einer Handschrift der 
Riccardiana erhalten ist, und die Vorrede dazu abgedruckt. 
J. Stiglm ayer sucht in einer längeren Polemik gegen Dräseke 
(S. 263—301) den Nachweis zu führen, dass die Schrift des Niko- 
laos von Methone: dvansvkıs ig JeoAoyınjs ororyerwoewg 
IlgoxAov nicht, wie jener in Jahrgang VI dieser Zeitschrift be- 
hauptet hat, eine Wiederholung einer Schrift des Prokopios von 
Gaza gegen den Neuplatoniker Proklos, sondern eine selbst- 
ständige Arbeit sei. In ebenso entschiedener Weise polemisiert 
C. E. Gleye (S. 312—327) gegen Patzig, der in Jahrgang VII 
dieser Zeitschrift die von ihm und anderen aufgestellte Behaup- 
tung, dass in den ersten 17 Büchern der Chronik des Johannes 
Malalas der Standpunkt des Verfassers monophysitisch, im 18. 
dagegen orthodox sei, bestritten hatte; er hält daran fest, dass 
das 18. Buch ein späterer Zusatz und dass in den ersten 17 
Büchern monophysitische Spuren vorhanden seien. E. W. Brooks 
handelt (S. 82—97) auch über eine schon mehrfach erörterte 
Frage, nämlich nach der Chronologie des Theophanes in der 
Zeit von 607—775. Er weist darauf hin, dass nicht nur von 
727—775, was schon bekannt war, sondern auch 607—714 bei 
diesem Chronisten die Jahre der Welt nicht zu den Indiktionen 
stimmen, und führt eine Reihe von Thatsachen an, welche bei 
der Entscheidung der Frage, welche von den beiden Rechnungen 
die richtige ist, in Betracht zu ziehen seien, ohne schon selbst 
eine solche Entscheidung zu fällen. Sp. P. Lambros emen- 
diert und erläutert (S. 65) eine Stelle des Kedrenos (I, 618 f.). 
W. Fischer liefert (S. 306—311) Bemerkungen zu der 
Stiftungsurkunde (Typikon) des Klostere des h. Sabas in 
Konstantinopel; er bezweifelt, dass der von Dmitrijewski aus 
zwei sinaitischen Handschriften herausgegebene Text wirklich 
das Original wiedergebe, und weist darauf hin, dass nur durch 
Heranziehung weiteren handschriftlichen Materials die Frage, 
welches der Originaltext und was spätere Zusätze seien, zu 
lösen sein werde. P. N. Papageorgiu und Th. Preger 
geben (S. 107—110 und 111—121) Emendationen zu den von 
Orsi veröffentlichten sizilischen Inschriften aus byzantinischer Zeit. 
Letzterer veröffentlicht auch eine neuerdings in dem Arsenal 
zu Konstantinopel gefundene Inschrift, die einen Erlass des 
Bischofs Neilos von Larissa von 1373 enthält. J. Pargoire 
handelt ausführlich (S. 429—477) über Rufinianes, einen an der 
asiatischen Seite gelegenen Vorort von Konstantinopel, der 
18* 
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früher Drys hiess, nach Rufinus, dem Minister des Arcadius, 
aber so umgenannt wurde. Er bespricht die verschiedenen von 
demselben dort aufgeführten Bauten, eine Kirche, ein Kloster 
und ein Landhaus, und die späteren Schicksale derselben, unter- 
sucht dann die Lage des Ortes, identifiziert ihn mit dem 
heutigen Djadi-Bostan und sucht dabei zugleich auch die Lage 
anderer von den byzantinischen Schriftstellern erwähnten Vororte 
der Hauptstadt festzustellen. A. Papadopulos-Kerameus 
sucht Hergenröther gegenüber nachzuweisen (S. 647—671), dass 
der Patriarch Photios nicht erst neuerdings, sondern von Alters 
her als Heiliger anerkannt worden ist. Er stellt zunächst den 
Todestag desselben fest (6. Februar 897), erwähnt, dass sein 
Leichnam bald darauf nach Konstantinopel gebracht und dort 
beigesetzt, dass sein Name hinfort zusammen mit denen anderer 
heiliger Patriarchen bei feierlichen Gelegenheiten in der Kirche 
erwähnt und in die Synaxarien eingetragen worden ist, und stellt 
noch anderweitige Zeugnisse zusammen, in denen Photios für 
heilig erklärt wird. P. J. Pargoire zeigt (S. 98—101), dass 
die noch heute in den Athosklöstern giltige Vorschrift, wonach 
nicht nur keine Frauen, sondern nicht einmal die Weibchen von 
Tieren dort geduldet werden, auf die von dem h. Platon für 
das Sakkudionkloster gegebene Regel zurückgeht, und er stellt 
bei dieser Gelegenheit den Text einer Stelle in der Lobrede 
des Theodorus Studita auf jenen h. Platon wieder her, der 
durch eine irrtümliche Emendation der Bollandisten verderbt 
ist. S. Vailh& bemerkt (S. 387—391), dass das auf einer 
Inschrift von 786 genannte Bistum Achis in Palästina entweder 
das alte Augustopolis oder Kyriakupolis sein könnte und dass 
das dortige Hebron erst während der Herrschaft der Lateiner 
zum Bistum erhoben worden ist. P. Orsi beschreibt (S. 613— 
642) eine Anzahl weiterer meist jetzt in Trümmern liegender 
Kirchen in der Umgegend von Syrakus aus byzantinischer Zeit, 
die teils in Basilikenform, teils als Zentralbauten aufgeführt 
sind, und weist darauf hin, dass auch in diesen unscheinbaren 
Bauten sich der Kampf zwischen Rom und Konstantinopel vom 
6.—8. Jahrhundert um die Herrschaft in Sizilien widerspiegele. 
J. Strzygowski zeigt (S. 678—681), dass zwei im Museum 
Botkin zu St. Petersburg befindliche Elfenbeintafeln zusammen 
mit zwei anderen in den Sammlungen des Earl of Crawford und 
des Grafen Stroganov eine Marientafel gebildet haben, welche 
das Gegenstück zu der im Museum zu Ravenna befindlichen 
Christustafel gewesen ist. Ueber byzantinische Musik und auf 
diese Kunst bezügliche Schriften handeln A. Papadopulos- 
Kerameus (S. 111—121) und J. Thibaut (S. 122—147 
und 478—482). Endlich berichtet E. Gerland (S. 347—386) 
über den jetzt in seinen Besitz übergegangenen litterarischen 
Nachlass von Karl Hopf. Er kündigt dabei seine Absicht an, das 
grosse von demselben für die Geschichte Griechenlands vom 
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12.—18. Jahrhundert angelegte Regestenwerk vervollständigt 
und umgearbeitet herausgegeben, und veröffentlicht als Probe 
die 70 Nummern umfassenden Regesten des Jahres 1400. 

Aus der zweiten, Bücherrezensionen enthaltenden Abteilung 
dieses Bandes mögen die ausführlichen Anzeigen von Büttner- 
Wobsts Ausgabe des dritten Bandes des Zonaras von U. Ph. 
Boissevain, des siebenten Bandes der Basiliken von Ferrini 
und Mercati von W. Fischer (derselbe beschreibt darin auch 

rei von jenen Herausgebern nicht benutzte Handschriften des 

rhodischen Seegesetzes und druckt auf Grund derselben dieses 
Gesetz zusammen mit der lateinischen Uebersetzung Venturis 
noch einmal ab), ferner der Ausgabe des ersten Buches des Malalas 
von Istrin von C. E. Gleye, sowie der Schrift Varis über die 
Taktik Kaiser Leos von W. Pecz hervorgehoben werden. 

Die dritte Abteilung enthält wieder die in reicher Fülle 
von dem Herausgeber und den Herren E. Kurtz, C. Weyman 
und J. Strzygowski zusammengestellte, meist auch Inhalts- 
angaben der betreffenden Schriften enthaltende Bibliographie 
und kleinere Mitteilungen. 

Berlin. F. Hirsch. 
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Scriptores sacri et profani auspiciis et munificentia serenissi- 
morum nutritorum almae matris Jenensis ediderunt seminarii 
philologorum Jenensis magistri et qui olim sodales fuere. 
Fasciculus I—III. 8% XVI und 342, LXXIII und 265, XLV 
42 und 417 S. Lipsiae in aedibus B. G, Teubneri 1897— 
1899. M. 4.—, M. 6.—, M. 10.—. 

The ecclesiastical history of Evagrius with the scholia edited 
with introduction, critical notes and indices by J. Bidez 
and L. Parmentier. 8%. XIV und 285 S. London, Methuen 
& Co., 1898. 10 s. 6 d. 

The history of Psellus edited with critical notes and indices by 
Constantine Sathas 8% X und 384 S. London, 
Methuen & Co., 1899. 15 s. 


In die Bibliotheca scriptorum Graecorum et Latinorum 
Teubneriana waren schon früher eine Anzahl von Schriftstellern 
aus der byzantinischen Zeit, so von Geschichtsschreibern Nice- 
phorus und Theophylactus Simocatta, herausgegeben von de Boor, 
und die Alexias der Anna Comnena von Reifferscheid, ferner die 
Selbstbiographie und die Gedichte des Nicephorus Blemmydes 
von Heisenberg, die Abrisse der politischen und kirchlichen 
Geographie des byzantinischen Reiches von Hierocles und 
Georgius Cyprius, herausgegeben von Burckhardt und von Gelzer, 
aufgenommen worden. Neuerdings ist für Schriften aus jener 
späteren Zeit unter dem Titel Scriptores sacri et profani eine 
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besondere Abteilung dieser Bibliothek eröffnet worden, welche, 
wie der Titel besagt — weiteres ist darüber nicht mitgeteilt 
worden —, sich der besonderen Unterstützung seitens der fürst- 
lichen Patrone der Universität Jena zu erfreuen hat und von 
den Leitern, sowie ehemaligen Mitgliedern des dortigen philo- 
logischen Seminars herausgegeben wird. Bisher sind drei Teile 
davon erschienen. Der erste enthält eine Schrift, die historisch 
ohne Wert ist, nämlich die des Johannes Philoponus aus 
der Mitte des 6. Jahrhunderts über die Erschaffung der Welt, 
in welcher derselbe die Richtigkeit der mosaischen Schöpfungs- 
geschichte unter Heranziehung ‚aller möglichen Wissenschaften 
und Anführung von zahlreichen Schriftstellern nachzuweisen sucht, 
nach der einzig vorhandenen Wiener Handschrift neu heraus- 
gegeben von W. Reichardt. Der zweite Teil hat schon mehr 
historisches Interesse. Er führt den Titel: Patrum Nicae- 
norum nomina latine graece coptice syriace arabice arme- 
niace sociata opera ediderunt Henricus Gelzer, Henricus 
Hilgenfeld, Otto Cunz und enthält die in verschiedenen 
Sprachen verfassten, vielfach von einander abweichenden Ver- 
zeichnisse der Teilnehmer an dem Nicaenischen Konzil von 325, 
aus denen in Ermangelung der Originalakten dieses Konzils die 
Mitglieder desselben wenigstens zum grössten Teil festzustellen 
sind. Die griechischen, koptischen und armenischen Texte hat 
Gelzer, die lateinischen Cunz, die syrischen und arabischen Hilgen- 
feld herausgegeben. In der umfangreichen Vorrede hat jeder 
derselben über seinen besonderen Gegenstand, über die Beschaffen- 
heit der von ihm bearbeiteten Texte, über das handschrift- 
liche Material und über das von ihm bei der Herausgabe an- 
gewendete Verfahren berichtet, und darauf hat Gelzer die 
hauptsächlichen Ergebnisse dieser einzelnen Untersuchungen 
zusammengestellt und gezeigt, dass von den c. 300 Teilnehmern 
des Konzils 233 sicher festzustellen sind. Der dritte Teil führt 
den Titel: Die sogenannte Kirchengeschichte des Zacharias 
Rhetor, in deutscher Uebersetzung herausgegeben von K. 
Ahrens und G. Krüger. Dieses Werk ist nicht in dem 
griechischen Original, sondern in einer syrischen Bearbeitung 
erhalten, welche einen Teil eines von Erschaffung der Welt bis 
in die Regierungszeit Kaiser Justinians des Grossen reichenden 
Sammelwerkes bildet. Excerpte daraus waren schon früher 
von Assemani und Mai aus einer Vatikanischen Handschrift ver- 
öffentlicht worden, das ganze Sammelwerk hat 1878 Land im dritten 
Bande seiner Anecdota syriaca aus einer Handschrift des Briti- 
schen Museums herausgegeben. Von den zwölf Büchern, in welche 
es geteilt ist, enthält das erste Ergänzungen zu den Nachrichten 
der Bibel und der Kirchenhistoriker Socrates und Theodoretos, 
das zweite eine Fortsetzung dieser beiden bis zum Tode 
Kaiser Theodosius’ II. (450), die übrigen geben eine weitere 
Fortsetzung bis in die Zeit Justinians des Grossen hinein, von 
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diesen beruhen die Bücher 3—6, welche die Zeit von 450—491 
behandeln, nach der eigenen Angabe des Kompilators auf der 
Schrift des Zacharias. In der von Krüger verfassten Einleitung 
wird zusammengestellt, was über diesen Zacharias, der in der 
ersten Hälfte des 6. Jahrhunderts, zuletzt als Bischof von Mitylene 
gelebt hat, und über dessen Schriften bekannt ist, ferner wird 
die Beschaffenheit der in jenem syrischen Werke benutzten 
Schrift desselben dargelegt. Es ist keine eigentliche Kirchen- 
geschichte, sondern eine Aufzeichnung von allerhand Erlebnissen 
und Erkundigungen, meist die kirchlichen Verhältnisse in 
Palästina und Alexandrien betreffend. Daran schliessen sich 
Bemerkungen über die von dem Verfasser benutzten Quellen 
und über die Benutzung des Sammelwerkes durch spätere 
Schriftsteller. 

Der von den Herausgebern gewählte Titel entspricht nicht 
dem Inhalt der Publikation, denn diese enthält nicht nur, wie 
man aus demselben schliessen muss, das anf Zacharias Rhetor 
zurückgehende Stück, die Bücher 3—6, sondern alle 12 Bücher 
des Sammelwerks, die in der Londoner Handschrift erhalten 
sind, in deutscher Uebersetzung, welche Ahrens angefertigt 
hat. Als Anhang hat derselbe auch eine Uebersetzung von zwei 
kleineren Schriften des Zacharias über den Tod des Bischofs 
Theodosius von Jerusalem und über den Asketen Isai, welche 
auch Land herausgegeben hatte, hinzugefügt. Es folgen ein Ver- 
zeichnis der Textänderungen, dann erläuternde Anmerkungen, in 
denen das anderweitige Quellenmaterial herangezogen ist, und 
ein Register. 

Eine andere Sammlung speziell byzantinischer Schriftsteller 
ist in England durch die Verlagsbuchhandlung von Methuen 
& Co. in London ins Leben gerufen worden. Die Leitung der- 
selben hat der durch seine verschiedenen Arbeiten auf dem Ge- 
biet der byzantinischen Geschichte rühmlichst bekannte Professor 
an der Dubliner Universität J. B. Bury übernommen, als Mit- 
arbeiter sind eine ganze Anzahl von englischen und auch von 
auswärtigen Gelehrten herangezogen worden. Aus dem kurzen 
Prospekt ist zu ersehen, dass zunächst Evagrius, Psellus, die 
Chronik von Morea, Constantin Porphyrogennetos, Ecthesis 
Chronica, Genesius, Georgius Pisides, Johann von Nikiu, 
Phrantzes, Sebaeos, Theodor von Cyzicus und Zacharias von 
Mytilene in Angriff genommen werden; von welchen Gesichts- 
punkten aus diese Auswahl getroffen ist, wird nicht angegeben. 
Im übrigen erfährt man, dass die Herausgabe der Texte auf 
selbständigen handschriftlichen Studien beruhen, dass denselben 
textkritische Anmerkungen und kurze das handschriftliche 
Material behandelnde Einleitungen beigegeben werden, endlich, 
dass ein jeder Teil ausser einem index rerum et nominum auch 
einen index Graecitatis, als Vorarbeit für ein einstiges Lexicon 
totius Graecitatis enthalten soll. Das Unternehmen trägt also 
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einen ausschliesslich philologischen Charakter. Bis jetzt sind 
die zwei oben aufgeführten Teile erschienen. Der erste enthält 
die Kirchengeschichte des Evagrios, herausgegeben 
von den beiden belgischen Gelehrten Bidez und Parmentier, 
die schon verschiedene andere Arbeiten gemeinsam ausgeführt 
haben. Evagrios, aus Epiphania in Syrien gebürtig, lebte in der 
zweiten Hälfte des 6. Jahrhunderts, zuerst als Advokat in 
Antiochia, später in Konstantinopel, wo er die Würden eines 
Quästor und Präfekten erlangte. Sein Werk bildet eine Fort- 
setzung der Kirchengeschichten des Eusebios, Sokrates, Sozomenos 
und Theodoretos, es beginnt mit der Synode von Ephesus 431 
und reicht bis zum 12. Regierungsjahr des Kaisers Maurikios 
(593). Während in demselben zu Anfang der kirchengeschicht- 
liche Charakter durchaus überwiegt, die profangeschichtlichen 
Ereignisse nur kurz berührt werden, finden in den späteren 
Teilen auch diese letzteren eine immer eingehendere Berück- 
sichtigung. Es ist daher für die Geschichte des 6. Jahr- 
hunderts von grosser Wichtigkeit, zumal da der Verfasser 
sehr gute Quellen, besonders das Werk des Menander und 
zuletzt auch dasjenige seines Landsmannes Johannes von 
Epiphania benutzt hat, welche beide verloren gegangen 
sind. Die bisherigen Ausgaben von Stephanus (1544), 
Valesius (1673) und die auf der letzteren beruhenden von 
Reading und von Migne waren von geringem Werte. Die 
beiden neuen Herausgeber haben sich bemüht, die ihnen ge- 
stellte Aufgabe, einen zuverlässigen Text herzustellen, so voll- 
ständig wie möglich zu lösen, und zu diesem Zwecke alle vor- 
handenen 9 Handschriften, zwei Florentiner, eine Patmische, eine 
Oxforder, eine Venezianer, zwei Pariser, eine Londoner und eine 
des Escurial herangezogen und kritisch verwertet. Ueber diese 
Handschriften und über das Verhältnis derselben zu einander 
handeln sie in der Einleitung. Eine vortreffliche Vorarbeit hatte 
schon de Boor in der Abhandlung „Die handschriftliche Ueber- 
lieferung der Kirchengeschichte des Evagrios“ (Zeitschrift für 
Kirchengeschichte V, 1882) geliefert. Derselbe hatte dort an 
einem Beispiele gezeigt, dass nicht die älteste Handschrift, der 
Cod. Laurentianus LXIX, 5 aus dem 11. Jahrhundert, sondern 
die jüngere Florentiner Handschrift (Laurent. LXX. 23 aus dem 
13. Jahrhundert) den Text des Evagrios in seiner ursprünglichen 
Gestalt enthalte, und bemerkt, dass die übrigen Handschriften 
sämtlich mehr oder minder mit jenem Laurent. LXIX, 5 ver- 
wandt seien. Diese Behauptungen haben sich als in der Haupt- 
sache richtig erwiesen. Bidez und Parmentier sondern die Hand- 
schriften in zwei Klassen, der ersten gehört Laurent. LXX, 20, 
von ihnen A genannt, an, der auf einer das Werk des Evagrios 
noch einzeln enthaltenden Urhandschrift beruht, der zweiten alle 
übrigen. Sie gehen auf eine Urhandschrift zurück, in welcher 
Evagrios schon mit Sozomenos vereinigt war und sein Text schon 


The history ot Psellus ed. Sathas. 281 


eine Ueberarbeitung erfahren batte, aus dieser sind cinerseits 
die andere ältere Florentiner (L) und die Patmische Handschrift 
(P), andererseits die Oxforder (B) und diejenige Handschrift, aus 
welcher einige in A fehlende Blätter ergänzt sind, (A!) abge- 
leitet, alle übrigen sind Abschriften von B. Demgemäss haben 
sie ihrer Ausgabe die Handschrift A zu Grunde gelegt, die in der- 
selben befindlichen Lücken und Fehler aber mit Hilfe der Hand- 
schriften L, P, B und A! auszufüllen und zu verbessern gesucht. 
In den unter dem Text befindlichen kritischen Anmerkungen 
sind sämtliche erheblichen Varianten jener vier Handschriften 
verzeichnet, ebenso die wichtigeren Emendationen der früheren 
Herausgeber und Uebersetzer. Besonders aufgeführt sind hinten 
die Scholien, welche zum Teil schon in A, zum Teil in den 
anderen Handschriften enthalten sind. Dem in dem Prospekt 
aufgestellten Plane gemäss folgen zum Schluss ein index nominum 
und ein index Graecitatis. Offenbar haben die Herausgeber 
nur ungern sich in den engen Schranken gehalten, welche ihnen 
durch den Plan des ganzen Werkes gesteckt sind. In der That 
ist es sehr zu bedauern, dass durch diese Ausgaben nur die 
philologischen,, nicht auch die weiteren historischen Bedürfnisse 
befriedigt werden sollen, dass es den Herausgebern nicht ge- 
stattet ist, in den Einleitungen auch über die Verfasser der ver- 
schiedenen Werke, ihre Lebensverhältnisse und ihre schrift- 
stellerische Thätigkeit, über die Quellen, welche sie benutzt 
haben, und über ihre Benutzung durch spätere Schriftsteller 
Auskunft zu erteilen. Ihr Verlangen, auch solche weiter 
gehende Wünsche zu befriedigen, haben Bidez und Parmentier 
dadurch zu erkennen gegeben, dass sie hinter der Einleitung 
Testimonia, die Angaben anderer byzantinischer Schriftsteller 
über Evagrios und sein Werk, sowie ein Verzeichnis der Stellen, 
in denen dieser über sich selbst spricht, zusammengestellt und 
am Rande des Textes, allerdings, wie sie selbst bemerken, nicht 
vollständig und ohne genauere Unterscheidung, Parallelstellen 
aus anderen byzantinischen Schriftstellern, welche entweder 
Evagrios als Quellen gedient, oder welche mit ihm gemeinsame 
Quellen benutzt oder welche ihn ausgeschrieben haben, notiert 
haben. 

Der zweite Teil enthält das Geschichtswerk des Michael 
Psellos, welches in unmittelbarem Anschluss an dasjenige des Leo 
diaconus die byzantinische Geschichte vom Tode desKaisers Johannes 
Tzimisces bis hinein in die Regierungszeit Michael VIf. Ducas 
(976—1077) behandelt, herausgegeben von C. Sathas. Der- 
selbe hatte dieses Werk vor 25 Jahren zum ersten Mal aus der 
einzigen Pariser Handschrift in dem vierten Bande seiner 
Meoawvıxn Bußkıodr7xn zusammen mit einigen kleineren Schriften 
des Psellos veröffentlicht und in der Einleitung zu diesem Bande 
ausführlich über die Lebensverhältnisse des Psellos, sowie über 
die. Beschaffenheit und den Wert seines Geschichtswerkes 
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gehandelt. Jetzt hat er sich darauf beschränkt, die Handschrift 
noch einmal zu kollationieren und den vielfach verderbten Text 
durch weitere Konjekturen zu verbessern, wobei auch Bury mit- 
geholfen hat. In der kurzen Einleitung skizziert er noch einmal 
die eigentümliche Stellung, welche Psellos als Gelehrter und 
Staatsmann eingenommen hat, und giebt über die Handschrift 
Auskunft. In den kritischen Noten werden die Abweichungen 
von der Handschrift kenntlich gemacht und noch einige Kon- 
jekturen angeführt. Beigegeben ist auch hier ein index nominum 
und ein index Graecitatis. 

Rühmend hervorzuheben ist die würdige, geradezu glänzende 
Ausstattung, welche die Verleger diesem Werke gegeben haber, 
allerdings ist auch der Preis desselben ein sehr hoher. 

Berlin. F. Hirsch. 


103. 


Müller-Mann, Gustav, Die auswärtige Politik Kaiser Ottos Il. 
Inaugural-Dissertation der Universität Basel. gr. 8°. 68 S. 
Lörrach, C. R. Gutsch, 1898. M. 1.—. 


Herr M.-M. behandelt auf Grund der mittelalterlichen 
Quellen in seiner vorliegenden Dissertation vorwiegend die 
Politik Ottos II. auf italienischem Boden, scheidet aber aus- 
drücklich die Frage nach dem Verhältnis von Kaisertum und 
Papsttum aus und betrachtet nur die weltlichen Faktoren. Die 
Grundlinien der italienischen Politik waren bereits durch Otto 
d. Gr. gegeben, aber Otto II. hat sie mit noch grösserer Energie 
verfolgt. Er wollte ganz Italien nicht nur besitzen, sondern 
auch dauernd sichern; er wollte das deutsche und italienische 
Reich zu einem einigen Reiche auf das festeste verbinden. Des- 
halb sollte der Gegensatz zwischen Christentum und Islam aus- 
getragen werden, und deshalb mussten die Griechen aus den 
unteritalienischen Landschaften vertrieben werden. Ehe er 
seinen Plan, die Araber auch auf Sizilien und zur See mit Hilfe 
Venedigs und Amalfis zu bekriegen, ausführen konnte, ereilte 
ihn der Tod. Hinter der imperialistischen Politik trat die Politik 
gegen die Slaven zurück; die Stellung des Reiches gegen die 
Dänen war Otto entschlossen zu behaupten. Am Schlusse be- 
spricht der Herr Verf. noch das Verhältnis zu Lothar von 
Frankreich. 

Gross-Lichterfelde. Volkmar. 


104. 

Lux, Carl, Lic. SS. Theol., Domvikar, Papst Silvesters Il. Ein- 
fluss auf die Politik Kaiser Ottos Il. 82 S. Breslau, Müller 
und Seiffert, 1898. M. 1.60. 

Papst Silvester war nicht der Phantast, der die Wieder- 
herstellung des alten römischen Kaiserreiches als seine Lebens- 
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aufgabe angesehen hätte; er war auch nicht der listige ver- 
schlagene Mann, der den Kaiser bei einer solchen Politik unter- 
stützte, um dabei selbst zu gewinnen. Er ist dem Ottonischen 
Hause treu ergeben gewesen von der Stunde an, in der er vom 
Papste Johann XIII. dem Kaiser Otto d. Gr. vorgestellt wurde. 
Sein politisches Programm findet sich in der Vorrede der philo- 
sophischen Abhandlung „de rationali et ratione uti“, die er ver- 
fasste, als er Otto III. auf dem zweiten Römerzuge begleitete. 
Darnach wollte er „die Wiederherstellung eines politisch ge- 
einten weströmischen Imperiums in der Ausdehnung der karo- 
lingischen Monarchie. Rom sollte der Mittelpunkt der kirchlichen 
und weltlichen Regierung werden.“ Auch dieser Plan war 
freilich ein staatsmännischer Fehler; denn auch er liess sich bei 
den damaligen Zeitverhältnissen und bei der Schwäche Ottos III. 
nicht durchführen. 

Das ist das Hauptergebnis der vorliegenden Untersuchung. 
Ihre Hauptquelle ist Julien Havet, lettres de Gerbert. Paris 
1889. Auch hat zum ersten Mal die in russischer Sprache ge- 
schriebene Monographie des Petersburger Professors Bubnov 
„Sammlung von Briefen Gerberts als historische Quelle (983 — 987) 
Petersburg 1888.“ eingehendere Berücksichtigung gefunden. 

Gross-Lichterfelde. Volkmar. 


105. 

Urkunden des Hochstifts Merseburg. Erster Teil (962—1357). 
Bearbeitet von Professor Dr. P. Kehr. Mit 11 Facsimiles 
und 4 Siegeltafeln. (Geschichtsquellen der Provinz Sachsen 
und angrenzender Gebiete. Herausgegeben von der Histori- 
schen Kommission der Provinz Sachsen. 36. Bd.) 8°. LXXXIV, 
1246 S. Halle, Druck und Verlag von Otto Hendel, 1899. 
M. 32.—. 

Man wird die Historische Kommission der Provinz Sachsen 
nur beglückwünschen können, dass sie in Paul Kehr eine auf 
das beste bewährte Kraft ersten Ranges für die Herausgabe 
eines Urkundenbuches des Hochstifts Merseburg gewann, und 
man wird nicht weniger dem Herausgeber Dank wissen, dass er 
trotz zweimaliger Veränderung in seiner äusseren Stellung und 
trotz einer anderweiten Aufgabe, der er sich nicht entziehen durfte 
und konnte, doch die einmal übernommene Arbeit zu Ende geführt 
hat, und dies um so mehr, als sich die von ihm anfangs gehegte 
Hoffnung, es möchten sich bei der Bearbeitung dieses geschlossenen 
Urkundenmaterials auch allgemeine Ergebnisse für die Diplo- 
matik und für die Methode der Urkundenarbeit wie der Ur- 
kundenedition gewinnen lassen, bei dem jugendlichen Alter und 
der geringen historischen und diplomatischen Bedeutung der 
Merseburger Urkunden nur in bescheidenem Masse erfüllte. 

Das alte Bistum Merseburg umfasste, von den Pfarrkirchen 
u. s. w. abgesehen, die folgenden geistlichen Stifter: Das Hoch- 
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stift Merseburg selbst, das Unterstift S. Sixti zu Merseburg, das 
Kloster S. Petri auf der Altenburg bei Merseburg, das Kloster 
S. Jacobi zu Pegau und die beiden Leipziger Klöster S. Thomas 
und S. Georg. Doch ist mit Recht der Inhalt dieses Bandes 
auf das Hochstift, das Stift S. Sixti und das Peterskloster be- 
schränkt. Denn die Urkunden der Leipziger Klöster haben längst 
ihren Platz im Codex diplomaticus Saxoniae regiae, II. Haupt- 
teil, Band VIII, IX, X, gefunden, und sicher werden auch die 
Urkunden des Klosters Pegau hier ihren Platz finden. Demnach 
sind in dieser Sammlung nur diejenigen Urkunden dieser 
Klöster aufgenommen worden, die von Merseburger Bischöfen 
oder Kapitularen ausgestellt sind. Die Stadt Merseburg aber 
kommt für diese Sammlung überhaupt nicht in Betracht. Ihre 
ältere Ueberlieferung ist vollkommen zerstört, und so respräsen- 
tiert die Geschichte der Stadt überhaupt keine ältere selbst- 
ständige Tradition. 

Aus dem ersten Kapitel der Einleitung, welches „die Ueber- 
lieferung der Merseburger Urkunden“ behandelt, verdient der 
Abschnitt über die Abschriften des Domherrn A. von Berbiss- 
dorff hervorgehoben zu werden. Dieser hat sich der Merse- 
burgischen Bistumsgeschichte mit einer wahrhaft rühmlichen 
Hingabe gewidmet und durch die Sammlung der Merseburger 
Urkunden sich ein grosses Verdienst erworben. Im zweiten 
Kapitel, welches „Diplomatische Einleitung“ betitelt ist, giebt 
Kehr zunächst eine Geschichte der Kanzler und des Schreib- 
wesens an der bischöflichen Kurie in Merseburg. Die Unter- 
suchung der Schriften und die Feststellung der einzelnen 
Schreiber ergiebt, dass die bischöfliche Kanzlei über ein weit 
stattlicheres Personal verfügte, als die vereinzelten Angaben der 
Urkunden annehmen lassen. Die allgemeinen Bemerkungen, die 
Kehr besonders S. LVIII über derartige Untersuchungen, und 
auch über Posses bekannte „Lehre von den Privaturkunden“ 
1887 macht, gehören zu den interessantesten Abschnitten des 
ganzen Bandes. In dem $ 2 dieser diplomatischen Einleitung 
sind besonders die Bemerkungen über die Siegel der Merseburger 
Bischöfe, Pröpste, Dekane und Kapitulare beachtenswert; hier 
sei nur die Berichtigung dessen hervorgehoben, was Bresslau 
irrtümlich Urkundenlehre I, 968 über die bischöflichen Elekten- 
siegel gelehrt hat. 

Das Urkundenbuch selbst bietet nicht weniger als 1083 Ur- 
kunden, meist in vollem Wortlaut. Auf die Reproduktion eines 
genauen Textes hat Kehr alle Mühe verwandt; sein Name bürgt 
dafür, dass hier die menschenmöglichste Genauigkeit erreicht ist. 
Auf das Regest, welches an der Spitze des Textes steht, folgt 
zunächst ein Absatz, der die Ueberlieferung des Stückes ver- 
zeichnet. Hier ist Kehr sehr viel weiter gegangen als Sickel in 
der Diplomataausgabe. Bekanntlich hat Sickel immer die Ori- 
ginale, die Kopieen aber nur dann verzeichnet, wenn sie neben 
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den Originalen eine selbständige Bedeutung besitzen oder als 
Quellen für die soweit als möglich angegebenen Drucke. Er 
hat also darauf verzichtet, die Geschichte der handschriftlichen 
Tradition einer jeden einzelnen Urkunde wiederzugeben, während 
er daran festhielt, die Geschichte der Edition derselben durch 
Aufzählung aller Drucke und Feststellung ihres Verhältnisses zu 
einander zum Ausdruck zu bringen. Kehr geht davon aus, dass 
das erstere wichtiger ist, als das zweite. Er hat demnach die 
Geschichte der handschriftlichen Tradition bei jedem Stück ver- 
zeichnet in der Weise, dass zunächst kurz das Original be- 
schrieben wurde nach dem Schreibstoff, der Besiegelung, der 
Schrift und den Dorsalien, worauf dann die Abschriften nach 
Alter und Wert aufgeführt werden. Es folgt dann noch ein 
Absatz, in welchem die Drucke verzeichnet werden, doch be- 
schränkt sich Kebr entweder auf die besten oder auf die 
neusten, immer aber so, dass ein Wissbegieriger in den 
zitierten Drucken oder Regesten auch die älteren und schlechteren 
findet. Sehr dankenswert sind die den einzelnen Urkunden 
beigegebenen sachlichen Erläuterungen. 

Der Anhang bringt S. 947 ff. zunächst Eidesformeln der Be- 
amten des Hochstiftes, dann S. 954 ff. Statuten des Domkapitels 
und des Kapitels zu S. Sixti, ferner S. 970 das Calendarium 
von 1320—1321 mit sehr gelehrten, sachkundigen Erläuterungen 
und einem „Verzeichnis der im Calendarium vorkommenden 
Personennamen“, sowie einem ebensolchen Verzeichnis der Orts- 
namen. Grosses Interesse bietet auch Nr. 10 „Aufzeichnung 
über die Güter und Einkünfte des Domkapitels“ S. 1030— 1074. 
Es folgen Aufzeichnungen über die Einkünfte des Marienaltars 
im Dom und über den Besitz der Kirche S. Sixti, eine Auf- 
zeichnung über die Grenzen der Diözesen Naumburg und Merse- 
burg, Inventare der Reliquien der Domkirche und Inventare des 
Schatzes der Domkirche. Das ausführliche und übersichtliche 
Register S. 1089—1246 ist, angestellten Stichproben nach zu 
urteilen, ganz zuverlässig, Der Munificenz der Historischen 
Kommission der Provinz Sachsen werden die beigegebenen Tafeln 
verdankt. Es wurden zunächst 15 Urkunden ausgewählt, deren 
Schreiber als Repräsentanten der Entwicklung der Kanzleischrift 
in Merseburg gelten können. Es ist damit ein nachahmungs- 
würdiges Beispiel für andere Urkundenbücher gegeben. Denn es 
lässt sich hier auch mit bescheidenen Mitteln, im rechten Ver- 
hältnis natürlich, ebenso viel noch leisten, wie für die Diplo- 
matik mit der grossen Publikation der Kaiserurkunden in Ab- 
bildungen von Sybel und Sickel geschehen ist. Die reichen 
beigegebenen Siegelabbildungen sind namentlich durch die Unter- 
stützung ermöglicht worden, welche Herr Oberregierungsrat Dr. 
Posse in Dresden aus seiner Privatsammlung dem Herausgeber ge- 
währt hat. 

Mühlhausen i. Thür. Eduard Heydenreich. 
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106. 


Benz, Dr. Karl, Die Stellung der Bischöfe von Meissen, Merse- 
burg und Naumburg im Investiturstreite unter Heinrich IV. und 
Heinrich V. gr. 8°. VII, 381 S. Dresden, Justus Naumann, 
1899. M. 1.50. 

Während die Haltung der bedeutenderen Bischöfe im Investitur- 
streit bereits ausführlich behandelt ist, sind wir über die Ge- 
schichte der kleineren Bistümer in dieser Zeit nur unvoilkommen 
unterrichtet. Benz sucht diese Lücke insofern auszufüllen, als 
er untersucht, in welcher Weise und aus welchen Gründen die 
Bischöfe der drei Wendenbistümer Meissen, Merseburg und 
Naumburg in dem Streite Stellung genommen haben. Diejenigen 
Bischöfe, die in den ersten Jahren des Investiturstreites regierten, 
sind mehr oder minder in die Wirren des vorhergehenden 
Sachsenkrieges verwickelt gewesen. Da nun der Investiturstreit 
auf deutschem Boden zunächst nur die Wiederaufnahme der 
alten kaum beendeten Fehden zwischen dem Könige und den 
Fürsten, weltlichen und geistlichen, bedeutete, so ist es wohl zu 
erwarten, dass die Haltung jener Bischöfe während des Bürger- 
krieges nicht ohne Einfluss bleiben konnte auf ihre Haltung 
während des späteren Kampfes. Mit Recht nimmt daher Benz 
auf die Teilnahme der von ihm behandelten Bischöfe am Sachsen- 
kriege Bezug. 

Bischof Bruno von Meissen, dessen Verhalten Benz zuerst 
untersucht, wechselte zwischen den Parteien, nicht, weil er in 
ihnen Vertreter seiner Ueberzeugung sah, sondern lediglich durch 
das Bestreben geleitet, stets mit der zur Zeit mächtigeren oder 
siegreichen Partei gut zu stehen. Brunos Nachfolger Herwig 
gehörte erst zur kaiserlichen, später zur päpstlichen Partei. 
Seinem Nachfolger Godebold, von dem wir äusserst wenig wissen, 
war es vergönnt, zum vorläufigen Friedensschlusse mitzuwirken 
und von seinem Auszuge nach dem Süden Deutschlands die Bot- 
schaft vom kirchlichen Frieden selbst mit heimzubringen. 

Als die beiden Momente, die für die Teilnahme und Stellung 
der Merseburger Bischöfe am Investiturstreite bestimmend 
waren, findet Verf. den Widerwillen gegen die Herrschaft eines 
exkommunizierten Königs und die Freundschaft mit den Sachsen, 
soweit die Bischöfe gegen den Kaiser Partei nahmen. Gerhards 
Haltung freilich lässt sich nur daraus verstehen, dass er im 
feindlichen Lande dem Kaiser die Treue halten wollte. Von 
keinem der Bischöfe aber können wir behaupten, dass er prin- 
zipiell zu der grossen Frage des Streites Stellung genommen 
hätte, ob der geistlichen Macht die Vorherrschaft vor der welt- 
lichen in Kirche und Reich zukomme, oder spezieller ausgedrückt, 
er dem Kaiser seine Rechte in der Kirche entwunden werden 
sollten. 

Bischof Eberhard von Naumburg war einer der ver- 
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trautesten Räte Heinrichs IV. Im Kriege gegen die Sachsen 
und im Streite mit dem Papsttum und seinem Anhang in Deutsch- 
land hat er treu zu seinem König gehalten. Sein Leben ist 
uns, ausser durch Urkunden, nur durch solche Schriftsteller 
überliefert, die dem König freundlich waren. Er war noch zu 
den Zeiten Heinrichs III. in sein Amt gekommen und hielt es 
für seine Pflicht, das Königtum zu unterstützen im Kampf gegen 
die aufständischen Fürsten des Reiches und gegen den Papst in 
Rom. Dem König zu Liebe hat er sein Amt arg vernach- 
lässigt; immer hat er sich mehr als Fürsten denn als Geist- 
lichen gefühlt. Seinen Nachfolger Günther leiteten im Investitur- 
streite rein äussere Beweggründe, veranlassten ihn zur Teilnahme 
gegen den König, und zwar der Einfluss des Erzbischofs Wernher, 
die Gunst Rudolfs, vor allem aber die sachsenfreundliche Haltung 
seines Hauses. Ein kirchliches Interesse war für ihn nicht 
massgebend. Der ganze Klerus von Naumburg wählte 1090 
nach Günthers Tod einmütig den Abt Friedrich. Gleich nach 
seiner Wahl machte er sich mit einigen Abgeordneten auf, um 
bei Heinrich um die Investitur nachzusuchen. Dieser Schritt 
legt Zeugnis ab von der durchaus loyalen Haltung Friedrichs 
und des Domkapitels gegenüber dem Könige. Aber Heinrich 
nahm die Besetzung der Bistümer, nicht nur die Investitur in 
Anspruch, erkannte die Naumburger Wahl nicht an und er- 
nannte Friedrich zum Abt von Hersfeld. Bischof Walram von 
Naumburg ist vom Kaiser erhoben worden. Walram hat sich 
litterarisch am Streite beteiligt und war von ausgesprochen 
kaiserlicher Haltung. Den Gehorsam gegen den König erklärte 
er für eine religiöse Pflicht. Erst als die Hoffnung begründet 
schien, dem Papst in gleicher Weise gehorsam sein zu können, 
wie dem Könige, hat er seinen Frieden mit Rom gemacht, freilich. 
indem er den alten Kaiser verlässt. Die Reihe der Bischöfe, die 
während des Interregnums in Naumburg den Krummstab 
führten, schliesst mit Dietrich, dem das Interesse der Kirche 
über allem stand. Im Kirchenstreit war er ein ebenso ent- 
schiedener Anhänger der päpstlichen Partei, wie sein nächster 
Vorgänger einst die Sache seines kaiserlichen Herrn vertreten 
hatte. 

Einem grundsätzlichen Widerspruch gegen das kaiserliche 
Recht zur Investitur begegnet man bei keinem der Bischöfe von 
Meissen, Merseburg und Naumburg. Die Exkommunikation 
machte auf sie keinen Eindruck. Entscheidend für die Stellung- 
nahme dieser Bischöfe war vielmehr die jeweilige Gestaltung der 
politischen Lage. Sie waren die nächsten und zwar politisch viel 
schwächeren Nachbarn des sächsischen Stammes, welcher der Herd 
aller politischen Unruhen war, die das Reich damals heimsuchten. 
Die aufständischen Sachsen liessen die Bistümer wiederholt ihre 
Macht fühlen. Die genannten Bischöfe haben den Beweis ge- 
liefert, dass die unter Otto dem Grossen angebahnte Ent- 
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wickelung der bischöflichen Fürstenmacht nicht dem Königtum, 
sondern den antidynastischen territorialen Bestrebungen im 
Reiche zu gute kamen. 

In dem Exkurs „Die Absolution des Bischofs Eberhard von 
Naumburg in Canossa“ wird gezeigt, dass Eberhard den König 
von Besancon nach Canossa begleitet und zugleich mit ihm die 
Absolution empfangen hat, hierauf auch mit ihm wieder ab- 
gezogen ist. 


Mühlhausen i. Thür. Eduard Heydenreich. 
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The Receipt roll of the Exchequer for Michaelmas . . . 1185, ... 

in 31 large plates in collotype [Gelatinedruck]. Transcribed 

. by the Class in palaeography of The London school of 

economics and political science. With a preface by Hubert 
Hall. fol. X und 37 S. London 1899. 


Die frühreife Finanztechnik der Anglonormannen, von der 
Wirtschaftsgeschichte längst bemerkt, sichert den ältesten Archi- 
valien des Englischen Exchequer manchen Leser auch diesseits 
des Canals. Während nun aus Heinrichs U. Zeit die Rollen der 
jährlichen Abrechnung des Superius scaccarium mit den ständigen 
Kronschuldnern, Pipe rolls genannt, vollständig erhalten und 
mehr als zur Hälfte gedruckt sind, fanden sich erst neulich an 
verstecktem Orte des Staatsarchivs die beiden Bruchstücke des 
Rotulus receptae d. h. aller Baareingänge in der Recepta oder 
dem Inferius scaccarium, von Michaelis 1185. Eine solche Rolle 
wurde Ostern und Michaelis jedes Jahres vom Schatzmeister- 
Clerk aufgezeichnet; nur sie enthielt die einmaligen, künftiges 
Jahr nicht wiederkehrenden Zahlungen. Der um die Geschichte 
Britischer Finanz, besonders der Frühzeit des Exchequer, hoch- 
verdiente Archivar Hall legt ein Facsimile vor, das in seinem 
paläographischen Seminar, mit Auflösung aller Siglen, abge- 
schrieben worden ist. In der Spalte neben dieser Abschrift *) 
stehen aus dem bisher ungedruckten Rotulus pipae die be- 
treffenden Eintragungen ausgezogen: nämlich erst aus ihm erhellt 
zumeist die Ursache der Zahlung, so dass neben der Genealogie, 
Biographie, namentlich der Beamten, Lokalgeschichte und Finanz 
nun auch Verfassung, Verwaltung, Recht, Kultur reiche Aus- 
beute gewinnen. Ein Index der Orte und Personen leider viel 
zu weniger Sachen **), beschliesst das kostbare Werk, das nur 
in 100 Exemplaren abgezogen worden ist. 

Die sachkundige Einleitung erschliesst den an sich nicht 
leicht erkennbaren Charakter des Denkmals. Nämlich erst von 


*) P. 13, 5 v. u. lies Burgrici. 
**) Falsum dictum, foeneratrix, gilda fehlt. 
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1220 an sind wiederum Rollen der Baareingänge am Exchequer 
erhalten ; von früheren wusste man bisher, ebenso wie von vielen 
wichtigen periodisch hergestellten Buchungen der Krone, die 
Hall zitiert, nur die einstige Existenz. 

Die 8 Zoll breite Rolle muss einst riesenlang gewesen sein ; 
das Erhaltene, 28 Fuss lang, betrifft nämlich nur Northampton- 
shire, Surrey, Cornwall, Buckinghams. mit Beds., Sussex, Berks., 
London mit Middlesex und Lancaster, nicht die übrigen 26 Graf- 
schaften. Von den Grafschaften bereits getrennt werden die 
heimgefallenen Baronieen, die Güter zeitweilig vacanter Kirchen- 
prälaturen, die Einkünfte aus Forsten und Judenschaften ver- 
rechnet. Am Rande der Rolle stehen hier und da, im ganzen 19, 
Summen der Faktoren des Textes. Am Schluss wird auf- 
gerechnet Summa praedictarum 19 summarum: 10397 lib.; de 
ecclesiis: 1678, also totius receptae: 12075, d. h. nach heutigem 
Werte wohl 5 Millionen Mark für dieses Halbjahr. Hiergegen 
betrug Summa exitus 5565, und 4000 posita fuerunt in thesauro 
Wintoniae ad reddendum quod inde captum fuerat, nämlich zur 
Ausfuhr über Southampton zum Französischen Kriege; die Rest- 
summen apud nos, d. h. im Exchequer zu Westminster, positae 
fucrunt ad Templum apud Londoniam. Nach dieser Abrechnung 
schloss das Exchequer; und nachträgliche Zahlungen für den 
Fiscus ausserhalb der Oster- und Michaeliswoche geschahen an 
den Londoner Tempel. 

Die Einkünfte fliessen aus Landwirtschaft (24) oder weit 
häufigerer Verpachtung der Graf-, Hundert- und Ortschaften, 
grosser Baronieen bis hinab zum Wiesenstückchen, aus Lehn- 
getällen durch Heimfall, durch Gebühr bei Mannenwechsel, Vor- 
mundschaft und Heiratsbewilligung für die Erbtochter eines 
Lehnsmannes oder das Mündel des Königs. Der Tenens in 
capite, der die Erbtochter ohne solche Erlaubnis verheiratete, 
verwirkt sein Land (22 b). Die Witwe eines Kronvasallen kauft 
die Vormundschaft über ihren Sohn dem König ab. Bedeutende 
Summen flossen aus Prälaturvacanzen, einige aus Wrack und 
Fischwehr der Themse (vgl. Index: wreccum avalagium). Den 
grössten Raum füllt der Königsforst, wo Weide und Rodung ver- 
pachtet oder, wenn unberechtigt, teuer gebüsst wird; Bogen 
und Hunde hineinzunehmen, macht der Jagd verdächtig, also 
straffällig. Auch sonst bringt die Justiz reiche Sporteln: Für 
Geld beschleunigt und verzögert das Königsgericht den Prozess; 
es büsst die falsche oder nicht durchgeführte Klage, das Aus- 
bleiben vom Termin, die Besitz-Entwerung, die Unterlassung der 
Rüge (durch die von den Reiserichtern der Krone nach etwa 
vorgekommenen Verbrechen befragte Jury) oder der Stellung 
eines Verbürgten oder des an heimlichem Morde Schuldigen, den 
Falschspruch der Urteilfinder, die heimliche Abmachung einer 
Klagesache, die als Kronprozess dem Fiscus Sporteln abwürfe, 
endlich die villata de Preston, die sine warranto ein Wasserordal 
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vorgenommen, oder den Adligen, der ohne königlichen Richter 
einen Schuldigen gehängt hat (18). Der Fiscus nimmt den 
Nachlass der hingerichteten Verbrecher und der Geächteten, 
deren einige Ziberniam fugerunt, auch die Mobilien der ver- 
storbenen Foeneratrix. Ferner erhält er Sporteln aus der Land- 
übertragung durch Scheinprozess vor dem Königsgericht. In 
London zahlen ielarü, in Oxford diese und corvesarii pro gilda 
sua. Ungenannte sokemanni, eine tetinga (Zehntschaft), manche 
villata, burgus, hundred, wapentak, comitatus entrichten Geld 
neben unzähligen Einzelpersonen, wie Sheriffs, Förstern, Bitt- 
stellern, Prozessparteien, Pächtern. Unter letzteren erscheint 
Robertus de Burun, wohl der Französische Graaldichter. Hinter 
dem Latein, das aus dem Englischen nur p und latinisierte 
Termini aufnimmt, erscheint nicht selten die französische Mutter- 
sprache des eiligen Beamten: de la gare K. Clementis, de la 
hide Henrend, le Burser, Tocce le Daneis; die feiner abwägende 
Pipe-Rolle sagt dafür bursarius, Dacus. 
Berlin. F. Liebermann. 
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Salzer, Dr. Ernst, Ueber die Anfänge der Signorie in Oberitalien. 
Ein Beitrag zur italienischen Verfassungsgeschichte. (Historische 
Studien, veröffentlicht von Dr. E. Ebering, Heft XIV.) 8°. 
XVI und 304 S. Berlin, E. Ebering, 1900. M. 8.—. 


Auf Grund eines sorgfältigen Studiums der oberitalienischen 
städtischen Statuten, zum Teil auch eigener archivalischen 
Forschungen, versucht der Verf., ein Schüler von Scheffer- 
Boichorst, den Uebergang der republikanischen Staatsform in 
das absolute Erbfürstentum der Signorie, welcher sich seit der 
Mitte des 13. Jahrhunderts in den bedeutendsten Städten Ober- 
italiens vollzieht, nach seinen verschiedenen Erscheinungsformen 
zur Darstellung zu bringen. Da zusammenfassende Vorarbeiten 
über diesen Gegenstand fehlen, so verdient schon die Sammlung 
des für diese Frage vorliegenden Materials alle Anerkennung, 
doch dürfen auch die gewissenhaft erwogenen Ergebnisse des 
Verf. im wesentlichen als gesichert angesehen werden. 

Die Einleitung behandelt zunächst (Einl. I) die Ausbildung 
der städtischen Autonomie in den oberitalienischen Gemeinden 
und ihre allmähliche Entwicklung zu Stadtstaaten durch die 
Unterwerfung des umliegenden Landgebiets und der hier ansässigen 
Feudalherren, sodann die Massregeln, welche Kaiser Friedrich II. 
ergriff, um diese föderalistisch-republikanischen Tendenzen durch 
eine zentralistisch-absolutistische Organisation des italienischen 
Königreichs zu durchkreuzen, deren Ueberreste merkwürdiger- 
weise der partikularen Entwicklung der Signorieen vielfach zur 
Anlehnung gedient haben. Die Hauptursache für den schnellen 
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Untergang der republikanischen Freiheit sioht der Verf. (Einl. II) 
in dem Bedürfnis nach einer unumschränkten, über den städti- 
schen Parteien — den Rivalitäten der Adelsgeschlechter, wie 
den Reibungen zwischen Patriziat und Volk, zwischen commune 
und popolo — stehenden Gewalt, seitdem es sich herausgestellt 
hat, dass weder die staatliche Zentralgewalt, noch das für diese 
Aufgabe geschaffene, aber nicht genügend ausgerüstete Amt des 
Podestä der commune den inneren Frieden der Gemeinden 
däuernd zu wahren vermag. 

Der Verfasser sucht nun im 1., die Entstehung der 
Signorie behandelnden Kapitel dieser Entwicklung im einzelnen 
nachzugehen und betrachtet zunächst ($ 1) den Zusammenhang 
zwischen Podestat und Signorie. Als erster Versuch, die stark 
eingechränkten Befugnisse des Podestà im autokratischen Sinne 
zu erweitern, tritt das Bestreben einzelner siegreicher Partei- 
führer hervor, die einjährige Amtsdauer dieser Würde, welche 
in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts durchaus als Regel 
gilt, zu Gunsten einer längeren Amtsperiode zu beseitigen 
($ 1, D. So beruht die thatsächliche Herrschaft, welche seit 
1242 Azzo VII. von Este in Ferrara ausübt und welche nach 
seinem Tode zu Gunsten seines Enkels Obizo in eine erbliche 
Signorie verwandelt wird (1264), neben der Führerschaft der 
guelfischen Partei auf seiner Jahre hindurch wiederholten Be- 
rufung zum Podestà der Gemeinde. Dieselbe Tendenz tritt 
anderwärts in der Verleihung der Podestat auf mehrere Jahre, 
ja auf Lebenszeit hervor. Gleichzeitig macht sich das Be- 
streben geltend, die ursprünglich streng an die städtischen 
Statuten gebundene militärische, richterliche und vollziehende 
Gewalt des Podestà — zum Teil unter dem Einfluss der abso- 
lutistischen Anschauungen des römischen Staatsrechts — in eine 
mehr arbiträre zu verwandeln, besonders auf dem Gebiete der 
Kriminalgerichtsbarkeit (§ 1, II): so erhält Obizo von Este das 
Recht, alle Angelegenheiten ‚ad suae arbitrium voluntatis zu 
ordnen. Doch hat sich von den grossen Signorieen eben nur 
die älteste, die der Este, auf der aristokratischen Grundlage der 
Podestat der commune entwickelt; wirksamer zeigt sich der 
Weitbewerb anderer, aus popularer Wurzel entsprungener muni- 
cipaler Institute. 

Der politische Kampf des popolo gegen die commune, der 
nicht am Regiment beteiligten gegen die regierenden Klassen, 
führt im Lauf des 13. Jahrhunderts zu einer politischen und 
militärischen Sonderorganisation des popolo, an deren Spitze ein 
eigener Volkskapitan oder Volkspodestä steht ($ 2, I). Ihren 
eigentlichen Halt findet diese Emanzipation des popolo in der 
schon im 12. Jahrhundert durchgeführten gewerblichen Gesamt- 
organisation der Zünfte (universitas mercatorum, mercadancia), 
die ein gemeinsames Oberhaupt, den Podestà der mercadanza 
(potestas mercatorum), bereits besitzt. In den Händen dieses 
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Amts, auf dessen Führung erst im Lauf der Zeit der Vorsteher 
der mercatores im engeren Sinne, der Kaufmannszunft, einen 
festen Anspruch gewinnt, liegt die Ausübung gewisser markt- 
und gewerbepolizeilicher, sowie sehr eingeschränkter gericht- 
licher Befugnisse. Es lag nun nahe, durch die Erhebung des 
Podestä der mercadanza zum Volkspodestä oder Volkskapitan 
diesem neuen Amt zugleich eine feste Grundlage zu geben. Zu- 
erst in Parma, bei der popularen Erhebung des Jahres 1244, 
setzen die Zünfte die Vereinigung dieser beiden Aemter durch. 
Ghiberto di Gente, welcher so die Potestat über den popolo 
und die mercadanza vereinigte, gewann, darauf gestützt, schliess- 
lich 1253 auch diejenige über die commune und 1254 eine 
lebenslängliche und erbliche Gewalt. Die Entwicklung des Volks- 
kapitanats ($ 3, II) zeigt im übrigen dasselbe Streben nach 
Verwandlung der einjährigen Amtsdauer in eine perennierende 
Gewalt, wie die Podestat der commune. Auf diesem Wege ist 
die Signorie entstanden in Mailand, wo sich sowohl die Stellung 
der Torre (seit 1259), als auch die der Visconti (seit 1289) auf 
den dauernden Besitz des Volkskapitanats gründet; die Ver- 
leihung des kaiserlichen Vikariats an Matteo Visconti (1317), 
durch welche dieser zum „dominus generalis“ wird, legitimiert 
nur seine thatsächliche Machtstellung. In der charakteristischen 
Verbindung mit dem Podestat über die mercadanza erscheint 
das perennierende Volkskapitanat ferner in Verona, wo die 
Zünfte seit 1260 völlig zur Herrschaft gelangen: die dauernde 
Vereinigung beider Aemter bildet die Grundlage für die Signorie 
der Scaliger. Dasselbe gilt von Mantua, wo sich die Bonacolsi 
im lebenslänglichen, dann erblichen Besitz beider Aemter be- 
haupten, und bei ihrem Sturz durch Aloysius Gonzaga (1328) 
die Erblichkeit des Volkskapitanats auch gesetzlich festgestellt 
wird. Der Besitz dieser letzteren Würde eröffnete auch den 
Carrara in Padua (seit 1318) und den Pepoli in Bologna (seit 
1337) den Weg zur Signorie. 

Der Verf. untersucht nunmehr ($ 2, HI; vgl. Exkurs II) 
die Kompetenzen des Volkskapitanss Er stützt sich dabei 
wesentlich nur auf die Statuten von Parma, welche sich in 
diesem Punkte mit denjenigen einer Reihe tuscischer Städte, 
auch von Bologna, in Uebereinstimmung befinden. Da aus den 
übrigen Gemeinden Oberitaliens über die Befugnisse des Volks- 
kapitans keine Angaben vorliegen, so dürfen die Ergebnisse des 
Verf. allerdings nicht als unbedingt bindend gelten; sie haben 
jedoch die innere Wahrscheinlichkeit für sich. Darnach wurzeln 
diese Befugnisse in dem Bedürfnis des popolo nach einer dem 
römischen Tribunat vergleichbaren Kontrollgewalt über die Re- 
gierung, wie sie anfangs durch das aus Vertretern der Zünfte 
und der Stadtquartiere zusammengesetzte, alle 2 bis 3 Monate 
wechselnde Colleg der sog. Volksanzianen wahrgenommen, 
nachher unter Oberaufsicht desselben Collegs eben für das 
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neue Oberhaupt des popolo in Anspruch genommen wurde. Aus 
dem Schutz der Popularen gegen parteiliche Gerichtsbarkeit, 
gegen Rechtsversäumnisse und Rechtsverweigerungen seitens des 
Gemeindepodestä und der Beamten der commune entwickelt das 
Volkskapitanat zunächst eine subsidiäre Gerichtsbarkeit, die all- 
mählich neben der des Gemeindepodestä zu einer konkurrierenden 
Gerichtsbarkeit auswächst. Ebenso verwandelt sich das Recht 
einer kontrollierenden Teilnahme an den übrigen Verwaltungs- 
geschäften des Podestä zunächst in eine subsidiäre, sodann in 
eine vollständige Mitwirkung an der gesamten inneren und 
äusseren Verwaltung, die schliesslich zu einer Teilung der 
Befugnisse zwischen den beiden Podestà führt: der Volkskapitan 
wird der Amtsgenosse des Podestà der commune, vertritt mit 
diesem nach aussen hin die Stadt. Beiden gegenüber bleibt 
jedoch die gesetzgebende Gewalt dem Rat vorbehalten. Die 
Entwicklung des Volkskapitanats zur Signorie erfolgt dann, so- 
bald jenes durch die Verleihung eines arbitrium generale eine 
unumschränkte Gewalt empfängt ($ 2, IV); obwohl aber dem 
neuen dominus oder capitanus generalis hinfort auch die Er- 
nennung des Podestà der commune zusteht, behauptet dieser 
letztere z. B. in Verona vor jenem noch längere Zeit in der 
Amtssprache den Vorrang. 

Ausser den genannten Aemtern ist endlich das sog. Kriegs- 
kapitanat, welches der Verf. streng von dem Volkskapitanat 
scheidet, für die Anfänge der Signorie von Bedeutung gewesen 
($ 3). Ein besonderes Amt für die Heeresführung erscheint in 
der eigentlichen Lombardei nur vereinzelt; dagegen zeigt sich 
in dem stärkeren Hervortreten dieses Amtes in Piemont die 
auch vom Ref. bei anderer Gelegenheit betonte Sonderstellung 
dieser Landschaft, welche hinter der Entwicklung der eigentlich 
städtischen Territorien im Osten des Tessin gewissermassen 
zurückgeblieben war, noch im 13. Jahrhundert starke Reste des 
Lehnswesens bewahrte und die von Friedrich II. ins Leben ge- 
rufene Organisation am längsten festhielt. Der Verf. erörtert 
den Inhalt einer Reihe von Verträgen, welche der Markgraf 
Wilhelm von Montferrat (1260—1292) mit Alessandria, Acqui, 
Tortona, Ivrea, Alba, Vercelli und anderen Gemeinden Piemonts 
abschloss, in welchen er als Friedensstifter zwischen den städti- 
schen Parteien und gegen das Versprechen kriegerischen 
Schutzes zumeist unter ganz lehnsrechtlichen Formen eine zeit- 
lich mehr oder minder beschränkte Herrschaft empfängt. Mit 
grosser Eifersucht wissen diese Städte ihrem Herrn gegenüber 
ihre communale Selbständigkeit zu wahren: werden doch z. B. 
in Alba (1283) ausdrücklich die Rechte eines gekrönten Kaisers, 
zu denen auch die Einsetzung des Podestä gerechnet wird, vor- 
behalten. Mit Wilhelms Tode (1292) fällt diese einzige auf 
das Kriegskapitanat begründete Signorie, eine Vorläuferin der 
späteren Staatsgründungen der condottieri, wieder auseinander. 
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Das 2. Kapitel, welches über die weitere Ent- 
wicklung der Signorie handelt, untersucht zunächst (§ 1) 
die Verhältnisse der Erblichkeit und Erbfolge in den neuen 
Staatsbildungen, besonders den allmählichen Uebergang vom 
blossen Designationsrecht zur Primogenitur, welcher mit dem 
Fortschritt von der ursprünglich illegitimen, dann durch die 
Verleihung des Reichsvikariats legitimierten Signorie zum unteil- 
baren Reichsfürstentum Hand in Hand geht. Sodann wird ($ 2) 
die territoriale Ausdehnung der neuen Staatswesen geschildert, 
die Expansionspolitik der fünf grossen Signorieen der Visconti 
(Mailand), Este (Ferrara), Gonzaga (Mantua), Carrara (Padua) 
und Scala (Verona), von denen sich jedoch nur die drei ersten 
über das 14. Jahrhundert hinaus behauptet haben: die Er- 
werbung neuer Signorieen durch Wahl, Kauf, Eroberung oder 
Verleihung des Vikariats und die auf diesem Wege sich voll- 
ziehende Aufsaugung der kleineren Signorieen durch die 
grösseren. Zum Schluss ($ 3) werden die Veränderungen be- 
trachtet, welche das Aufkommen der Signorieen in den städti- 
schen Verfassungen zur Folge hatte: der Uebergang aller 
Hoheitsrechte auf den neuen Stadtherrn neben dem versteinerten 
Fortbestehen alter Verfassungsformen, die Degradierung des 
Podestà und des Rats zu Organen des neuen monarchischen 
Regiments, die Neuordnung der Finanzverwaltung, endlich die 
Verwischung des zumeist demokratischen Ursprungs der Signorie 
durch die Bevorzugung aristokratischer Verfassungs- und Lebens- 
formen. 

Die vom Verf. behandelten historischen Vorgänge bieten 
ein allgemeines Interesse, da sie als typisch gelten dürfen. Wir 
wünschen seiner gehaltvollen, durch Klarheit und Lesbarkeit 
ausgezeichneten Schrift die weiteste Verbreitung und seinen 
Studien auf diesem Gebiete glücklichen Fortgang. 


Gross-Lichterfelde. Georg Matthaei. 


109. 

Osnabrücker Urkundenbuch. Herausgegeben von Archivrat Dr. 
F. Philippi und Staatsarchivar Dr. M. Bär. II. Heft 2, 3 
(1260—1280). gr. 8°. VI und S. 161—552. Osnabrück, 
Rackhorst, 1900. M. 10.—. 


Nachdem die Versetzung des bisherigen Bearbeiters, Archiv- 
rat Dr. Philippi, das Erscheinen der ersten Lieferung noch 1898 
veranlasst hatte, ist erfreulicherweise der Rest des Bandes nach 
Jahresfrist bereits gefolgt. So dankenswert diese rasche 
Förderung ist, so wäre sie doch ohne einen von der Munificenz 
des Herrn Generaldirektors der Staatsarchive gewährten Zu- 
schuss nicht möglich gewesen. Wie in den früheren Bänden 
giebt das Material hauptsächlich über das Anwachsen des in 
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geistlichen Händen befindlichen Grundbesitzes Aufschluss. Ver- 
fassungsrechtlich interessant ist die prägnante Kennzeichnung 
der von der stiftischen Dienstmannschaft gewonnenen Stellung 
durch das erste Auftreten eines eigenen Siegels 1274. In der 
noch wenig hervortretenden städtischen Entwicklung ist von Be- 
deutung die fortgesetzte Erneuerung des im ersten Heft (Nr. 88) 
abgedruckten Bündnisses mit Münster, Dortmund, Soest, wie ein 
gleiches zwischen Erfurt, Nordhausen und Mühlhausen im 14. 
und 15. Jahrhundert den Angelpunkt der thüringischen Ge- 
schichte bildet. Für die innere Stadtgeschichte ist die Bei- 
legung der zwischen den einzelnen Weichbilden bestehenden 
Irrungen zu erwähnen, sowie die von König Rudolf mit Rück- 
sicht auf das Kriegsmittel der Feuerpfeile 1280 gestattete An- 
legung von Gräben. Auch diese Fortsetzung schliesst sich der 
exakten Bearbeitung des bisherigen Herausgebers lückenlos an. 
Die mühevolle Arbeit der Namenidentifizierung ist besonderen 
Dankes wert. Die Beigabe eines Stadtplans erscheint mir so 
wichtig, dass ich die Zeit nicht mehr fern wünsche, wo kein 
Urkundenbuch mehr ohne einen solchen veröffentlicht wird. 


Magdeburg. G. Liebe, 
110. 
Neilson, Nellie, Economic conditions on the manors of Ramsey 
abbey; a dissertation.... of Bryn Mawr College for... 


Dr. phil. 86 und 124 S. 1898. 


Diese junge Philadelphierin ist in der Begrenzung des 
Themas ihres ersten Werkes trefflich beraten worden von ihrem 
Lehrer Andrews, dem wir The Old English [d. h. Angel- 
sächsisch] manor (1892) verdanken. Sie stellt an einem Typus, 
über den wir besonders viele Urkunden besitzen, die Wirtschaft 
des Englischen Ritterguts um 1150 bis 1370 dar. Sie kennt 
die reiche englische Litteratur über die Bauern des Mittelalters, 
arbeitet aber überall unmittelbar aus den Quellen und scheint 
diese für Ramseys Gebiet zu erschöpfen. Während Chartular 
und Chronik dieser alten Benediktiner-Abtei gedruckt vorlagen, 
bewahren Staatsarchiv und British Museum noch unveröffent- 
lichte Rechnungen, Bestandaufnahmen, Gerichtsrollen einzelner 
Gutsdörfer. Fräulein Neilson druckt davon im ‚Appendix ab: Com- 
potus rolls of Wistowe (Huntingdonshire) 1297—1466, ein Rental 
of Wistowe 1381 und Banluca Rameseiae 1312, worin der 
Ballwus abrechnet über Einnahme, aus Steuern wie Gerichts- 
sporteln, und Ausgabe der Bannmeile (!/,—2 Meilen) rings um das 
Kloster, innerhalb deren die auch sonst weitgehende Jurisdiktion 
den Staatsbeamten gänzlich ausschloss. Diese sorgfältige Ur- 
kunden-Edition besitzt eigenen Wert für allgemeine Altertums- 
kunde: in dem Latein stecken eine Menge Vulgärausdrücke für 
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Recht, Wirtschaft, Gegenstände täglichen Lebens, die in den 
spärlichen Anmerkungen nur zum Teil erklärt werden. Der 
Index, welcher die Appendix nicht berücksichtigt, verzeichnet 
davon nur die im Text erwähnten, weitaus nicht alle, z. B. nicht 
argentum Dei (Handgeld) 28; das im 14. Jahrhundert noch 
vorherrschende Grosshundert 2; Technisches für Wagen und 
Pferde 6; nach dem Alter schied man boves, bovetti, boviculi, 
superannati, vituli 14. — Aber der Hauptwert des Bandes liegt 
in der Darstellung, die aus der Ueberfülle der Zahlen und ge- 
schäftlichen Kleinigkeiten den wirtschaftlichen Zustand in ge- 
fälliger Form mit vollkommener Sicherheit zeichnet und durch 
Vergleichen verschiedener Zeitepochen die Entwicklungslinien 
mit grosser Wahrscheinlichkeit zu ziehen versteht. Noch aus 
zehn anderen Gegenden Englands Forschungen wie diese übers 
östliche Mittelland, und die mittelalterliche Geschichte des eng- 
lischen Bauernstandes liesse sich herstellen. — Die Verfasserin be- 
schreibt zunächst „Ramsey und seine Rittergüter“ im allgemeinen. 
Es besass, laut einer aus dem Domesdaybuche aufgestellten 
Tafel, 65 Güter in 8 Grafschaften ; und dies blieb in der Haupt- 
sache im 13. Jahrh. ebenso, nur dass sich manches Dorf in 2, 
ja 3 Dörfer spaltete. Zumeist rechnet jener staatliche Kataster 
so viel Hiden wie der abteiliche; aber die geschätzte Steuerhid 
stimmt keineswegs zur Flächenhid; vielmehr schwankt die 
Virgate (das normale Bauergut, zumeist '/, Hid) zwischen 12— 
64 Acres. Nur im Durchschnitt fasst die Hid etwas über 
120 Acres. Da mancher kleine Kötter und mancher Gutsteil 
extra hidam d.h. steuerfrei blieb, so lässt sich nur aus heutigen 
Maassen die Grösse des Abteibesitzes erschliessen, indem man die 
Dorigrenzen in der Regel als ungeändert annehmen darf. Als 
Zweck des Hidagium nach aussen erscheint die Stellung der 
Ritter für den Staat. Allein in Huntingdonshire besass Ramsey 
etwa 45000 Acres. — Neben der Landwirtschaft und dem Ge- 
richt trugen Markt und Jahrmarkt zu S. Ives zur Klosterfinanz 
bei. Die Zahlung vom Gut ans Kloster geschah in Firma-Ein- 
heiten (feorm agsä: Beköstigung). Die 14 Tage-Firma bestand in 
12 Malter Weizen, 2000 Broten u. s. w. bis 2200 Eiern, 
1000 Heringen und 4 £ Geld. Nun lieferten den Mönchen 
8 Manors je 1 Firma, 10 je !/,; die also 13 Firmae konnten 
auf 52 Wochen nur reichen, indem das Kloster jede auf 
doppelte Zeit, 4 Wochen, verteilte. Eine Vollfarm ward 
damals £ 17 geschätzt. Das Manor war meist einem Firmarius 
verpachtet. Einige Manors dienten der Abtskammer, andere der 
Baronie, manche beiden. — Das zweite Kapitel vergleicht die 
wirtschaftliche Lage im 12. und 13. Jahrhundert. Dabei ergiebt 
sich merkwürdiger Weise, dass der Bauer nach 1200 mehr 
und gezwungener „Geheissfron“ (Extraleistung im Gegen- 
satz zur Wochenfron) vollzieht — und zwar die dabei 
empfangene Kost mit neuer Fron entgilt —, ohne dass dafür 
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Wochenfron gemildert wäre. Für Verheiratung der Tochter 
zahlt merchet nur der fronende Bauer, nicht der freie 
oder der statt Fron nur Zins zahlende, und zwar mehr, falls 
sie ausserhalb des Guts heiratet. Die erbende Witwe bleibt bis 
zum Dreissigsten von Fronlast frei. Manches Dorf zahlt als 
Ganzes filstinpound, d. i. 20 Schilling, damit jeder Villan, falls 
er einer in misericordia domini verfällenden Sache angeklagt 
werde, dem Richter nur zu zahlen brauche ante iudicium 6 den. 
et, si expectet iudicium, 12 den. [offenbar erstens eine Pauschal- 
abfindung des Gerichtshalters, entsprechend der „Sheriffs-Hilfe“ 
(füsten: helfen), zweitens eine Beschränkung des Willkür-Straf- 
geldes, die auch in anderem Ortsrecht vorkommt, endlich ein 
der Firma burgi in der Stadt paralleler Schritt zur Dorf- 
gemeinde hin. — Kapitel 3 erklärt ausführlich „die Ver- 
waltung Wistow’s“, als eines typischen Manors. Der Bauer war 
hart, aber nicht willkürlich oder plötzlich, gedrückt und behielt, 
weil das vom System erfordert, des Lebens Notdurft. Die Fron 
stieg 1180—1252, sank bis 1380 langsam, durch Geld abgelöst, 
bestand aber teilweise noch 1466. Da Fronarbeit abnahm, 
kamen die Domänenäcker aus Eigenwirtschaft mehr (aber noch 
1381 nicht ganz) in Pächterhände. Bereits 1297 verkaufte der 
Abt die ihm von den Fronpflichtigen geschuldeten Tagewerke 
(d. h. erliess sie ihnen) zu 1!/, Pfennig (heute wohl 1'/, Mark) 
in der Ernte, zu !/, Pfenn. im Winter. Der Virgatar schuldete 
1368 fast jeden zweiten Tag Fron; die Domäne Wistowe erhielt 
von 19 Virgaten 2826 Frontage, abzüglich 380 für Feste; davon 
waren nur 456 durch Geld abgelöst. Beim Tode des Virgatar 
zahlte der Nachlass 5 Shilling heriot (Besthaupt); der die Vir- 
gate Antretende zahlte 20 Sh. gersuma. Produktenverkauf gab 
es fast gar nicht in Korn, etwas in Vieh. Die Preise stimmen 
im allgemeinen zu den von Rogers (Hist. of agriculture) ge- 
fundenen. Das Gericht zur Freibürgschaftschau, meist im Spät- 
jahr, hiess nach 1336 court leet. Es strafte den Frevel an Flur, 
Wiese, Weide, Wald des Herrn, die Weigerung als Büttel und 
Bierkoster zu fungieren, Fronversäumnis, Diebstahl, Rauferei, 
Verbalinjurie, Unzucht. Der Geldumsatz des Guts betrug ein- 
mal £ 77, der Reinertrag schwankte von !/, bis 36 £. Alle 
diese Zahlen führt Verfasserin übersichtlich vor, manche nach 
recht mühevoller Ausrechnung. Die Zahlungen an die Herr- 
schaft gingen teils an die Abtskammer, teils an den Kloster- 
kellner, teils an niedere Klosterämter. Die ersteren wuchsen bei 
feierlichen Gelegenheiten. Unter den Ausgaben bucht der Guts- 
verwalter nur ausnahmsweise Käufe von Korn oder Vieh, da- 
gegen eine Unmenge Kleinigkeiten für Pflug, Wagen, Huf- 
beschlag, Werkzeuge, Gefässe, auch Schafmedizin, Bereitung von 
Pergament, Lohn für Schneiden der Binsen zum Dachdecken 
u. s. w. Das Gut brauchte an Tagelohn 1368 nur wenig mehr, 
aber 1466 viel mehr als 1297, entsprechend der schwindenden 
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Fron. Die Domänenknechte und -Aemter [grossenteils dieselben 
wie im XI. Jahrhundert] erhalten ihren Lohn noch zum Teil 
in Naturalien. — Mit Recht verzichtet Fräulein N., aus den Zu- 
ständen des einen Manor auch nur auf Ramseys übrige Güter 
zu schliessen. Was sie aber bringt, sind sichere Bausteine zu 
einer künftigen Wirtschaftsgeschichte, alle aus trockensten Ur- 
kunden neu entdeckt und zum Teil nicht leicht zu gewinnen. 
Um so dankbarer begrüsst die Wissenschaft diese ernste Arbeit 
und darf von so tüchtig geschulter Hand auf weiterem Felde 
grössere Erfolge erhoffen. 


Berlin. F. Liebermann. 
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Hansisches Urkundenbuch. Fünfter Band. 1392 bis 
1414. Bearbeitet von Karl Kunze. Mit Sachregister. 
gr. 4°. VII und 639 S. Leipzig, Duncker & Humblot, 
1899. M. 21.80. 


Hansisches Urkundenbuch. Achter Band. 1451 bis 1463. 
Bearbeitet von Walther Stein. Mit Sachregister. gr. 4°. 
XII u. 857 S. Leipzig, Duncker & Humblot, 1899. M. 29.40. 


Man kann der Leitung des Hansischen Urkundenbuches nur 
dankbar sein, dass sie im Interesse des rascheren Fortganges 
der Edition eine zweite Serie von Bänden schon seit Jahren 
vorbereitet hat. Von dieser neuen mit dem Jahre 1451 be- 
ginnenden Abteilung ist gleichzeitig mit dem fünften Bande der 
ersten Abteilung der erste Band (in der ganzen Reihe der achte) 
erschienen. 

Was zunächst den Inhalt des fünften Bandes anbetrifft, der 
wie der vor drei Jahren publizierte vierte von Herrn Karl Kunze 
bearbeitet worden ist, so steht er an Interesse dem Vorgänger in- 
sofern nach, als im Jahre 1392, mit dem der neue Band be- 
ginnt, die anziehenden ersten Entwickelungsjahre des Hansabundes 
als Städtebundes bereits einen gewissen Abschluss erreicht 
haben. Schon 1377 war in England jenes Privileg erteilt 
worden, welches bis in die Zeiten der Maria Tudor von allen 
englischen Herrschern bestätigt worden ist. Mit Flandern 
kamen die Verhandlungen erst im Mai 1392 zum Abschluss ; 
die Urkunde steht im fünften Bande, aber die bis zu diesem 
wichtigen Vertrag sich hinziehenden Streitigkeiten hat der 
vierte Band gebracht. Der neue Band enthält ausserdem die 
für die Regelung der hansischen Stellung in Brabant wichtigen 
Sonderrechte in Mecheln 1393 und in Antwerpen 1409. Die 
Beziehungen zu Skandinavien erleiden keine wesentliche Ver- 
änderung. Der Handel mit Russland wird gesichert durch Ver- 
träge mit Polotzk (1406) und mit Nowgorod (1392), wenigstens 
ist hier keine dauernde Störung zu verzeichnen. Die Editions- 
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methode ist dieselbe bewährte der früheren Bände. Ein zuver- 
lässiges Personen- und Sachregister fehlt nicht. 


Der achte Band, von Walther Stein bearbeitet, schliesst 
sich in Methode und Ausstattung den beiden anderen an, wie ja 
nicht anders zu erwarten war, da Höhlbaum seine leitende und 
schützende Hand über dem ganzen Urkundenbuch hält. In dem 
Verhältnisse zu den Hansarezessen ist insofern eine von den 
Umständen erforderte Aenderung eingetreten, als das Regest noch 
häufiger als früher zur Anwendung kommt und durch diese 
kürzende Wiedergabe höchst willkommene Ergänzungen zu den 
Rezessen haben untergebracht werden können. 

Der Inhalt bietet sehr viel Lehrreiches. Seit der Mitte 
des 15. Jahrhunderts machen sich immer häufiger Anzeichen von 
der Unhaltbarkeit der alten hansischen politischen Grundsätze 
geltend. Die einzelnen Städte und Städtegruppen beginnen sich 
selbständig zu machen. An den beiden Endpunkten des grossen 
Handelsgebietes lockern sich die Fäden, welche den Bund 
zusammenhalten. Im Jahre 1451 verliessen, wie auch bisweilen. 
in früheren Zeiten, die deutschen Kaufleute Brügge, die Handels- 
sperre wurde über Flandern verhängt. Aber diesem früher be- 
währten Mittel fehlte diesmal der Erfolg. Im selben Jahre lief 
auch der Waffenstillstand ab, den die wendischen Städte zehn 
Jahre früher mit Holland, Seeland und Friesland abge- 
schlossen hatten. Er wurde zwar erneut, aber die Nieder- 
länder hatten mehr Vorteil von der Erneuerung als die 
deutschen Städte. Die Handelssperre, die über Flandern 
verhängt worden war, durchbrachen die Holländer und See- 
länder und machten sie unwirksam. Sie hatten einen anfangs 
nicht erwünschten, aber vorteilhaften Schutz für ihre Handels- 
interessen an ihren mächtig emporstrebenden Herren, den 
Herzögen von Burgund. 

Auch an anderen Punkten macht sich die erstarkende 
Fürstenmacht geltend und zugleich eine mehr selbständige 
nationale Wirtschaftspolitik. So namentlich in Dänemark, wo 
Christian I. durch Erwerbung vou Holstein und Schleswig (1460) 
seine Macht vergrösserte und fortan zugleich mit dem Sunde die 
Landverbindung zwischen Ost- und Nordsee beherrschte. 


Danzig geriet bei dem Zusammenbruch des deutschen 
Ordensstaates unter die ÖOberherrschaft Polens. Auch hier 
zeigte sich die Stärke monarchischer Politik. Den Engländern 
wurden die früheren Vorteile geschmälert. Ihr Aktivhandel in 
der Ostsee wurde auf ein bescheidenes Mass zurückgedrängt. 
Freilich trug auch die kühne Politik Lübecks zu diesen Erfolgen 
bei. Als 1449 eine grosse Baienflotte und 1458 eine lübische 
Salzflotte von den Engländern fortgenommen wurde, betrieb 
Lübeck eine energische, zuletzt doch wirksame und erfolgreiche 
Politik gegenüber London. Leider kam es dadurch zeitweilig 
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in scharfen Gegensatz zu den übrigen Hansastädten und trug 
zur Lockerung des Bundes bei. 

Durch die Vertreibung der Engländer vom französischen Boden 
wuchs die Macht des französischen Königs, so dass die Haltung 
desselben gegenüber der Hansa in deren Handelsbeziehungen zu 
den westlichen Ländern bis nach Portugal und Spanien hin eine 
immer wichtigere Rolle übernimmt. Den Verkehr Frankreichs 
namentlich mit Köln behandelt ein ansehnlicher Teil des vor- 
liegenden Bandes. 

In den Verhandlungen der Hansa mit Nowgorod und Pskow 
fingen die livländischen Städte an, die Leitung und manchen 
Vorteil an sich zu bringen; Lübecks leitende Stellung in den 
russischen Kontoren wird dadurch beschränkt. Im allgemeinen 
ist die Zeit des Erwerbens von neuen Privilegien im Auslande 
vorüber. Die Hansastädte richten ihre Politik auf die Erhaltung 
der alten Rechte und Freiheiten und des Friedens auf den alten 
Grundlagen. Einzelnen Städten gelang es zwar, neue Freibriefe 
zu erwerben, so Rostock und Stettin in den skandinavischen 
Ländern. Mit Portugal und Castilien wurden noch die Be- 
ziehungen einheitlich geregelt. Frankreich suchte eine engere 
Verbindung mit der Hansa. Die preussischen Städte, namentlich 
Danzig, wurden infolge des preussisch-polnischen Krieges von 
der hansischen Gemeinschaft getrennt. Die Oberdeutschen 
drückten die Bedeutung der wendischen Städte herab, indem sie 
ihren Fischbedarf in progressivem Masse aus Holland und See- 
land bezogen. 

Dazu kommt noch ein Moment, das das eigenste Gebiet der 
Hansa, die Ostsee, schädigt und unsicher macht: die Vitalien- 
brüder, von denen sich die hansischen Auslieger nicht wesentlich 
unterscheiden. Auch die letzteren hausen bisweilen wie See- 
räuber. Die darüber reichlich vorliegenden Berichte, Beute- 
und Schadenverzeichnisse belehren zugleich über die unter- 
scheidenden Merkmale des Ostseebinnenhandels und des Fern- 
verkehrs der Ostseeländer mit dem Westen. 

Eine Schwierigkeit für diesen neuen Band bot die Frage, 
ob die neuen Quellen, die in mehreren für die Recesse schon 
ausgebeuteten Archiven durch Neuordnung derselben entdeckt 
wurden, hier im Urkundenbuch ihre Stelle finden sollten. Aus 
praktischen, wie mir scheint, zu billigenden Gründen sind von 
diesen Dokumenten und Briefen, so viel irgend möglich, teils in 
den Anmerkungen, Einleitungen und Zusätzen verarbeitet, teils 
vollständig aufgenommen. 

Eine besonders wertvolle Quelle bildet ein Lübecker Brief- 
journal, das von 1452 bis 1457 reicht. Die vollständige Ver- 
öffentlichung desselben ist in Aussicht genommen, während hier 
Auszüge, nach den Gegenständen geordnet, an geeigneter Stelle 
mitgeteilt werden. 

Flandrische, holländische und seeländische Stadtbücher und 
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andere Quellen sind gleichfalls auszüglich benutzt worden. Die 

sonst so ergiebigen Archive von Reval und Kampen weisen für 

den Anfang der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts bedauer- 
liche Lücken auf. 

Ueber einige mehr die äusserliche Behandlung, die Stück- 
beschreibung, Besiegelung betreffende und andere aus den Um- 
ständen sich ergebende Aenderungen in der Editionsmethode giebt 
der Bearbeiter des Bandes am Ende desselben Rechenschaft. 

Orts-, Personen- und Sach-Register begleiten in höchst 
willkommener Weise die 1262 abgedruckten Nummern der Ur- 
kunden. 

Halensee bei Berlin. J. Girgensohn. 

112. 

Mayer, Dr. Franz Martin, Geschichte Oesterreichs mit besonderer 
Rücksicht auf das Kulturleben. Zweite, vollständig umgearbeitete 
Auflage I. Band. Von den ältesten Zeiten bis zum Jahre 
1526. (Seite 1—128.) Wien, W. Braumüller, 1900. 5 Lfgn. 
je M. 2.—. 

Vor 26 Jahren (1874) erschien die erste Auflage dieses 
Werkes. Es war ein gut gearbeitetes, sehr verwendbares Buch 
und ist nunmehr vollständig vergriffen. Verf. und Verleger 
baben sich entschlossen, eine zweite Auflage zu veranstalten, 
welche in zwei starken Bänden erscheinen soll. Eine österreichi- 
sche Geschichte nach oder gleichzeitig mit Alfons Hubers 
Meisterwerk ist zwar eine Ilias post Homerum; da aber Huber 
der Vollendung seiner in jeder Beziehung vortrefflichen Arbeit 
durch den Tod entrissen wurde, so wird, wenn auch von seinem 
Fortsetzer Oswald Redlich eine des ersten Autors würdige Dar- 
stellung erwartet werden kann, zumal da es nicht jedermanns Sache 
ist, die fünf bisher erschienenen Bände (bis 1648) aus Hubers 
Feder und. die vermutlich noch drei zu erwartenden von Redlich 
durchzuarbeiten, eine gelungene kürzere Bearbeitung noch 
immer Anklang finden. 

Eine Vergleichung von Mayers zweiter Auflage mit der 
ersten ergiebt, dass jene sehr bedeutend vergrössert wurde. 
Allerdings liegen dem Referenten vorläufig nur die Seiten 1—- 128 
vor, und aus dem Schmutztitel ist nicht zu ersehen, ob diese ein 
Heft oder einen Halbband bilden. Sie reichen bis 1283, 
während in der ersten Auflage diese Periode nur 71 Seiten um- 
fasst. Der Verf. beginnt mit der Vorgeschichte: Kelten und 
Römer, schildert ziemlich ausführlich die Einrichtungen, welche 
diese in den Alpen- und Donauländern getroffen, erzählt von 
den Hunnen, vom Untergang des römischen Reiches, von den 
Bayern und Langobarden, von den Avaren und Slaven, von den 
Franken und Ungarn. Hierauf folgt das erste Buch: die 
deutschen, böhmischen und ungarischen Länder unter selbständigen 
Dynastieen. Rudolf von Habsburg. 
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So viel sich aus diesen mir bisher zugekommenen ersten 
acht Bogen schliessen lässt, hat der Verf. alles, was in den 
letzten 25 Jahren, seit der ersten Auflage, an Forschungen 
auf dem Gebiete der österreichischen Geschichte erschienen ist, 
getreulich benützt und in sein Kompendium hinein gearbeitet, 
er widmet auch, wie der Titel sagt, den inneren und 
Kulturverhältnissen eingehend Rücksicht. Mehr darüber zu 
berichten, wird man erst in der Lage sein, wenn das Werk 
vollendet oder wenigstens der ganze erste Band erschienen 
sein wird. 


Graz in Steiermark. Franz Ilwof. 
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v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte. 3. Bd. 
Deutsche Wirtschaftsgeschichte in den letzten Jahrhunderten 
des Mittelalters. Erster Teil. gr. 8°. XXI, 4558. Leipzig, 
Duncker & Humblot, 1899. M. 12.—. 

Der neueste (dritte) Band der grossen Wirtschaftsgeschichte 
Inama - Sterneggs soll die Darstellung der wirtschaftlichen 
Entwickelung und der wirtschaftlichen Zustände des deutschen 
Volkes während des Mittelalters abschliessen. Zunächst liegt 
Teil I vor. Er behandelt in vier Abschnitten das deutsche 
Wirtschaftsleben der letzten drei Jahrhunderte des Mittel- 
alters. Der erste Abschnitt schildert das deutsche Wirtschafts- 
gebiet und seine Bevölkerung, die Kolonisation und Germani- 
sierung der bisher slavischen Gebiete östlich der Elbe, weiter 
die staatliche Gliederung des Reiches, die Volkszahl und die 
Bevölkerungsdichtigkeit, die Bevölkerungsbewegung und den 
Gegensatz von Stadt und Land. Der zweite Abschnitt nennt 
sich: „Die ständische Gliederung und ihre Wechselbeziehungen 
zur Öffentlichen Verwaltung und Volkswirtschaft“. Zur Dar- 
stellung gelangt die Umbildung der Stände während des 
früheren Mittelalters, die Entwickelung von Berufsständen, 
die Lehnsverfassung, die Landeshoheit, das Beamtentum ; daran 
schliesst sich eine ausführliche Schilderung der Lage des 
Bauernstandes, der Bildung des Bürgerstandes, der städtischen 
Politik und der städtischen Wirtschaft. Im dritten Abschnitt 
wird der Grundbesitz, seine Verteilung und seine Verwaltung 
behandelt. Zunächst das Reichsgut, dann der Grundbesitz der 
Landesherren, weiter der Grundbesitz der Stifter und Klöster, 
der weltlichen Grossen, der Städte. Darauf werden die Be- 
ziehungen von Herrenland und Bauernland dargelegt, die 
wirtschaftlichen Kategorieen des bäuerlichen Grundbesitzes, die 
Grössenverhältnisse der Bauerngüter und das bäuerliche Besitz- 
und Erbrecht erörtert. Es folgt die Schilderung der Ver- 
waltung der grossen Grundherrschaften und der Hinweis auf 
die ungünstige Zusammensetzung des grundherrlichen Besitz- 
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standes und die ungünstige ökonomische Gesamtlage des grossen 
Grundbesitzes gegen Ende des Mittelalters. Der vierte Ab- 
schnitt endlich beschäftigt sich mit der Produktion und Ver- 
teilung des Bodenertrages, er schildert den Landwirtschafts- 
betrieb der geistlichen Grundherrschaften, den weltlichen 
grundherrlichen Eigenbetrieb, den Einfluss der Grundherr- 
schaften auf den Feldbetrieb und auf die Bewirtschaftung der 
Allmenden und Wälder, die städtische Allmendepolitik, den 
Schutz der Produktionsinteressen, die Regelung der Preise und 
Löhne. Weiter wird die bäuerliche Landwirtschaft und die 
Bedeutung der Markgenossenschaft für die bäuerliche Wirt- 
schaft veranschaulicht; die Feldsysteme, die verschiedenen 
Arten des Getreidebaus, der Flachs-, Hanf-, Hopfen-, Wein- 
bau, die Obstkultur, die Viehzucht, die Alpenwirtschaft, die 
Forstwirtschaft, die Fischerei, Bienenzucht u. s. w. werden 
vorgeführt und im einzelnen besprochen. Es folgt als letztes 
eine Erörterung der verschiedenen bäuerlichen Lasten und 
Dienste. Dem Bande beigefügt sind 22 Beilagen statistischer 
Natur über Volkszahl deutscher Städte im Mittelalter, über 
Reichsstädtesteuern, über Einnahmen und Ausgaben der öster- 
reichischen Finanzverwaltung 1412 bis 1425, über den Besitz- 
stand der Neumark Brandenburg 1337, über den Grundbesitz 
in Brandenburg nach dem Landbuche von 1375, über Ver- 
gleichung des Hufenbestandes in der Mark Brandenburg nach 
dem Landbuch von 1375 und dem Schossregister von 1450, 
über die Aktivlehen Eberhard des Greiners von Württemberg, 
über die Güterbestände des Klosters Beuron, über die Ein- 
künfte von 25 herzoglich oberbayerischen Aemtern im 14. Jahr- 
hundert, über Jahreslöhne, Taglöhne, Lohntarife für ländliche 
Arbeiter u. s. w. 

Diese kurzen Andeutungen sollen einen ungefähren Begriff 
von dem reichen Inhalt des Inamaschen Werkes geben. Das 
Hauptverdienst des Verfassers ist es, dass er als erster das 
massenhafte Material, das im Laufe der letzten Jahrzehnte 
zur Wirtschaftsgeschichte des deutschen Mittelalters erwachsen 
ist, zu einer lichtvollen und umfassenden Darstellung der Ge- 
samtentwickelung gestaltet hat. Es ist hier nicht der Ort zur 
Einzelkritik von Mängeln und Versehen, die bei einem so 
gross angelegten Werke sich kaum umgehen lassen. Den 
Dank, den die Wissenschaft Inama-Sternegg schuldet, können 
sie im letzten Grunde nicht allzu viel beeinträchtigen. Der 
noch ausstehende zweite Teil soll die Verhältnisse des Gewerbe- 
betriebs, des Handels und des Verkehrs, des Geld- und des 
Kreditwesens in grossen Zügen zur Anschauung bringen und 
so die Schilderung der agrarischen Verhältnisse ergänzen. 


Berlin. Naude. 
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Eberstadt, Rudolph, Das französische Gewerberecht und die 
Schaffung staatlicher Gesetzgebung und Verwaltung in Frank- 
reich vom dreizehnten Jahrhundert bis 1581. Ein Beitrag 
zur Entstehungsgeschichte der vollkommenen Staatsgewalt. 
(Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen, heraus- 
gegeben von Gustav Schmoller, Bd. 17 Heft 2) 8°. VII, 
459 S. Leipzig, Duncker & Humblot, 1899. M. 11.80. 

Der Verfasser der vorliegenden Schrift, Rudolf Eberstadt, 
hat sich unter den Erforschern der Geschichte des Gewerbe- 
rechts durch eine sehr beachtenswerte Studie über die Ent- 
stehung der Zünfte „Magisterium und fraternitas (Leipzig 1897) *)“ 
bekannt gemacht; ausserdem veröffentlichte er eine wertvolle 
Untersuchung über die Entwickelung der Königsmeister im fran- 
zösischen Zunftwesen (Jahrb. f. Gstzgbng. XXXI S. 813—841). 
Auch das neue Werk Eberstadts, die Frucht fünfjähriger 
Studien, beschäftigt sich mit der Geschichte des französischen 
Gewerberechts. Doch wollte Eberstadt nicht nur rein rechts- 
historisch die Zustände und die Entwickelung auf diesem 
Gebiete des Rechtslebens darstellen; vielmehr beabsichtigte er, 
wie schon der etwas umfangreich gewordene Titel seines Buches 
andeutet, gleichzeitig die sozialgeschichtlich so wichtige 
Ausbildung der das gesamte Gewerbewesen der französischen 
Nation seit dem Ende des sechzehnten Jahrhunderts nach ein- 
heitlichen Grundsätzen leitenden Staatsgewalt zu erforschen. 
Es handelt sich also namentlich um die volle Unterordnung 
aller nichtstaatlichen Verbände namentlich der Städte und 
der Zünfte unter den Staat in Bezug auf die gewerbliche 
Verfassung und Verwaltung. Eberstadt bezeichnet die von 
aller Beschränkung durch nichtstaatliche Verbände befreite, 
zu Verfügungen über alle Seiten des Erwerbslebens berechtigte 
moderne Staatsgewalt im Gegensatze zu derjenigen der ersten 
Hälfte des Mittelalters als „vollkommene Staatsgewalt“, indem 
„vollkommen“ hier nicht die höchste Eigenschaft, sondern nur 
die „begriffliche Vollständigkeit“ bezeichnen soll. 

Das französische Gewerberecht hat in der von Eberstadt 
geschilderten Zeit grosse Veränderungen durchgemacht. Im 
dreizehnten Jahrhundert, dessen gewerbliche Zustände in fünt 
Kapiteln ausführlich geschildert werden, beruht die gesamte 
Verwaltung noch auf vereinzelten persönlich und örtlich be- 
grenzten Jurisdiktionsrechten ; nirgends besteht auf gewerb- 
lichem Gebiete ein allgemeines für den gesamten Staat geltendes 
Recht. Schrittweise sehen wir dann die französischen Könige 
und den mit ihnen eng verbundenen Beamtenstand immer 
grösseren Einfluss auf die Verwaltung des Gewerbewesens 
gewinnen. Schon im letzten Viertel des dreizehnten Jahr- 


*) Vgl. diese Zt. XXVI S. 64—67. 
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hunderts werden die Rechte des Königtums theoretisch fest 
begründet, worauf dann die praktische Verwirklichung folgt. 
Nach Eberstadt wird bei dieser Gelegenheit das ursprüngliche 
Staatsrecht der fränkischen Monarchie in Bezug auf die legis- 
latorischen Befugnisse des Königtums wiederhergestellt. Was 
der König aus rechter Ursache zu gemeinem Nutzen nach 
gehöriger Beratung mit den herkömmlichen Ratgebern ver- 
ordnet, erlangt im Gegensatze zu den Beschränkungen, welche 
das Feudalwesen der königlichen Gesetzgebung bereitet hatte, 
wieder Gesetzeskraft. , 

Die ersten Einwirkungen der Staatsgewalt auf die Gesetz- 
gebung im Gewerbewesen,, die bis dahin auf der Autonomie 
der einzelnen Zünfte und der städtischen Behörden beruht, 
zeigen sich in der Periode von 1301—1350. Eine erst 1876 
veröffentlichte und von der bisherigen Forschung gänzlich 
übersehene Ordonnanz Philipps IV. vom Jahre 1307 ist als 
erster Eingriff des Königtums in die Autonomie der Zünfte 
aus Gründen des öffentlichen Wohles bemerkenswert. In ihr 
ist auch die Mehrzahl der Bestimmungen der Ordonnanz 
König Johanns von 1351 enthalten, welche zum ersten Male 
das Königtum als Quelle des gesamten Gewerberechts er- 
scheinen lässt. Fälschlich hat man in diesem Gesetze Auf- 
hebung des Zunftrechts und Herstellung der Gewerbefreiheit 
sehen wollen. Sowohl diese Verordnung wie die übrigen 
königlichen Ordonnanzen des 14. und 15. Jahrhunderts lassen 
die Zünfte und die obrigkeitliche Regelung der gewerblichen 
Produktion und des Handelsverkehrs bestehen; ja diese nimmt 
fortwährend an Ausdehnung und Intensität zu. Immer neue 
Handwerke, welche bis dahin noch keine Zünfte gebildet 
hatten, werden zünftig organisiert, und wo eine Zunft besteht, 
umschliesst sie im 15. Jahrhundert das gesamte Handwerk, 
soweit es nicht für einen beschränkten Hausbedarf thätig ist. 
Die Zunft verliert aber allmählich ihre Autonomie; sie wird 
zu einem blossen Verwaltungsorgane, das nach den Bestim- 
mungen der königlichen Gesetze fungiert. Zum treffenden 
Ausdruck gelangt das Uebergewicht der Zentralstelle in der 
Verpflanzung von Pariser Zunftstatuten in die übrigen Städte. 
Seit dem sechzehnten Jahrhundert ändert sich die Politik des 
Königtums gegenüber den Zünften namentlich dadurch, dass in 
den vom Auslande importierten Industrieen, der Seidenindustrie 
und der Fayenceindustrie, ein von der Zunfteinrichtung freies, 
auf königlichen Personalprivilegien beruhendes Gewerbe ge- 
schaffen wurde. Gleichzeitig verschwindet in allen Zünften 
die eigene Gerichtsbarkeit. Die Missbräuche bei den Meister- 
aufnahmen und bei der Verwendung der bruderschaftlichen 
Gelder werden durch königliche Verordnungen bekämpft. Vor 
allem eröffnet aber das Edikt Heinrichs III. von 1581, welches 
die von Eberstadt betrachtete Zeit abschliesst, eine neue Epoche 
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im französischen Gewerbewesen. Es schafft namentlich eine 
vom Zunftwesen unabhängige staatliche Gewerbesteuer und 
öffnet durch Befreiung von der handwerksmässigen Lehrzeit 
und dem Meisterstücke vermögenden Kaufleuten den Weg in 
die Handwerkerzünfte. 

Aus dem reichen Inhalte des Eberstadtschen Buches sei 
noch auf die Besprechung des Begriffes der Domanialrechte 
(S. 16 ff.) verwiesen, der in Frankreich bei der Wiederherstellung 
der königlichen Gewalt eine grosse Rolle gespielt hat; darunter 
wurden nämlich untrennbar mit der Krone verbundene 
Rechte verstanden. Besonders beachtenswert sind auch die 
Ausführungen über die von der heutigen verschiedenen Grund- 
zwecke der mittelalterlichen Gewerbepolizei; durch sie soll 
nicht lediglich die Uebervorteilung des Käufers, sondern vor 
allem die Herstellung schlechter Ware verhütet werden. Daher 
liegt der Schwerpunkt der Gewerbepolizei in der Gewerbeschau, 
welche auch nicht von Vertretern der Gebraucher, sondern 
von solchen des Verbandes der Produzenten der Ware geübt 
wird (S. 102—104). Sehr wertvolle Ausführungen sind end- 
lich auch dem Rechte der mittelalterlichen Verkehrszeichen 
gewidmet. In einem besondern auf gründlicher Kenntnis des 
umfangreichen einschlägigen Materiales beruhenden Anhange 
weist Eberstadt nach, dass der ganze Schutz der Verkehrs- 
zeichen ein Erzeugnis der mittelalterlichen Gewerbepolizei ist. 
Nur dadurch, dass man die Verschiedenheit der Zwecke, zu 
welchen Gegenstände im Altertume und im Mittelalter mit 
einem besonderen Zeichen versehen wurden, und auch die fast 
völlige Verschiedenheit der Gegenstände übersah, bei 
denen solche Zeichen verwandt wurden, kamen auch hervor- 
ragende Forscher zu der Ansicht, dass das mittelalterliche 
Zeichenrecht ganz oder teilweise aus dem römischen stamme. 
Die Ausführungen über die römischen Zeichen machen einen 
so trefflichen Eindruck, dass man bedauert, dass sie durch 
ihre Aufnahme in ein Werk über französisches Gewerberecht 
leicht denen entgehen können, die sich mit römischer Rechts- 
oder römischer Kulturgeschichte beschäftigen. Jedesfalls kann 
aber das Studium der fleissigen und tüchtigen Arbeit, welche 
als standard work der französischen Gewerberechtsgeschichte 
zu betrachten ist, auch allen Erforschern des deutschen Hand- 
werkerrechts und der deutschen mittelalterlichen Verfassungs- 
geschichte empfohlen werden. Von den recht interessanten 
gelegentlichen Ausblicken auf deutsche Institute sei hier speziell 
auf diejenigen über den deutschen Regalbegriff (S. 17), über 
die deutschen Münzerhausgenossen (S. 40) und über das Recht 
der Kessler in Deutschland (S. 266) verwiesen. Darüber hinaus 
regt aber die von Eberstadt zum ersten Male in ihren Einzel- 
heiten festgestellte gewerberechtliche Entwickelung in Frank- 
reich vielfach zu Vergleichen mit der deutschen an. 
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Während Eberstadts scharfsinnige Erklärung der einzelnen 
Rechtsinstitute und seine Erörterungen über die Bedeutung 
der einzelnen Gesetze auf die Rechtsentwickelung wohl hie und 
da ergänzt, aber in ihren Grundzügen kaum angefochten werden 
können *), dürften die im letzten Abschnitte: „Zur Objektivierung 
des Staates“ gegebenen geschichtsphilosophischen Erörterungen 
wohl vielfach anregend wirken, grössten Teils aber mit Recht 
lebhaften Widerspruch erfahren. Die von Burckhardt, 
Lamprecht, Breysig und anderen vertretene An- 
sicht, dass das Wesen des einzelnen Individuums in Kunst, 
Litteratur und täglichem Leben seit der Renaissance mehr zum 
Ausdrucke komme als im Mittelalter, ist von Eberstadt nicht 
widerlegt worden. Die von ihm vertretenen Sätze: „Was in den 
westeuropäischen Kulturvölkern an Individualität steckt, das hat 
ihnen das Mittelalter anerzogen“ und „Die erste Sorge des 
Mittelalters galt dem Einzelmenschen ; wie kein anderes Zeit- 
alter hat es ihn gebildet, gepflegt, geschützt“, dürften wohl 
nur bei kritiklosen Schwärmern für das Mittelalter Beifall 
finden. Man denke an die mittelalterliche Kriminaljustiz, an 
das mittelalterliche Kriegsrecht, an die mittelalterliche Be- 
handlung von Arbeitslosen. Durchaus nicht überzeugend sind 
auch Eberstadts Bemühungen, den Grundsatz, den Friedrich 
der Grosse bekanntlich als massgebend für seine sittlichen 
Regentenpflichten bezeichnet hat: ‚Der König ist nur der 
erste Diener des Staats“ als Rechtsnorm für den franzö- 
sischen Absolutismus im Mittelalter zu erweisen, wenn es auch 
interessant ist, dass jener Auffassung entsprechende Sätze sich 
schon bei Schriftstellern des sechzehnten Jahrhunderts finden. 
Am meisten beachtenswert dürften aus diesem letzten Abschnitte 
die Erörterungen über das Naturrecht sein (S. 385, 386). E. 
weist darauf hin, dass die beiden Hauptwerke über dasselbe, 
Grotius De iure belli et pacis und Hobbes Leviathan, in 
Frankreich entstanden sind. Die in ihnen ausgesprochenen 
Ansichten über Vertretungen einzelner Stände entstammen dem 
Bilde, das die Autoren über solche im Verkehre mit den 
französischen Gelehrten und Regierungskreisen empfingen ; 
diese aber kannten nur Einrichtungen, welche wie die franzö- 
sischen Zünfte jener Zeit den wahren Inhalt verloren hatten 
und deshalb schädlich wirkten. 

Die Brauchbarkeit des Buches wird durch eine ‚Uebersicht 
der im Text besprochenen Urkunden über gewerbliche Gerichts- 
barkeit“, ein Verzeichnis der einzelne Städte betreffenden Text- 
stellen und ein ausführliches Wort- und Sachregister erhöht. 

Berlin. Carl Koehne. 


*) Nur die S. 152 Note 2 gegebene Textstelle ist falsch übersetzt. Es 
handelt sich nicht um Verjährung von Geldforderungen im allgemeinen, 
nen um diejenigen der Lombarden und anderen gewerbsmässigen Geld- 

arleiher. 
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Rakowski, Dr. Kasimir v., Entstehung des Grossgrundbesitzes im 
XV. und XVI. Jahrhundert in Polen. 2. Aufl. gr. 8%. V, 568. 
Posen, J. Leitgeber & Co., 1899. M. 2.—. 

Der Verf. der vorliegenden interessanten Studie giebt im 
ersten Abschnitte seiner Arbeit zunächst eine Uebersicht der 
Quellen ; unter denselben sind vor allem die von Prof. Pawinski 
gesammelten und herausgegebenen Steuerlisten aus dem 
XVI. Jahrh. von hoher Bedeutung. Sodann geht er über auf 
die Schilderung der agrarpolitischen Zustände Polens seit der 
ältesten Zeit bis etwa ins XIV. Jahrh. Auch er weist bei 
dieser Gelegenheit die Ansicht Piekosinskis (vergl. diese Mitt. 
XXVI, 155—160) zurück, welcher durch Annahme einer 
heterogenen Abstammung die Gliederung in Adel und niederes 
Volk erklären wollte. Begründeter erscheint ihm die Ansicht 
Balzers (vergl. diese Mitt. XXVII, 501—503), der eine homogene 
Abstammung annimmt. Die Grundlage des polnischen Volkes 
ist nicht die Familie, sondern die Sippschaft (gens): der Boden 
war gemeinsames Eigentum der Sippschaft, wovon noch zahl- 
reiche Rechtsgebräuche bis ins XIII. und XIV. Jahrh. Zeugen- 
schaft ablegen. Hierzu kam der Einfluss der Gewalt des 
Fürsten, welcher den unbebauten Boden an sich zog und ihn 
dann wieder an seine Getreuen verschenkte. Das Anrecht auf 
den Boden wurzelte also einerseits in dem alten Sippschafts- 
recht, andererseits in den fürstlichen Schenkungen. Diese Ent- 
wickelung ging sehr allmählich vor sich, so dass noch zur 
Zeit Kasimirs des Grossen kein scharf ausgeprägter Typus 
des adeligen Bodenbesitzes sich vorfindet. Ebenso mannigfaltig 
und unbestimmt tritt uns auch das Verhältnis des Bauern- 
standes zum Boden entgegen. Es ist noch nicht einmal die 
Frage völlig bestimmt entschieden, ob die Bauern in jener 
ältesten Zeit wirkliche Eigentümer des Bodens waren oder 
auch schon damals der Gutsherr unumschränkter Eigentümer 
war. Der Verf. spricht sich geradezu dahin aus, dass für 
jene Zeit es ein müssiges Unternehmen wäre, aus der Mannig- 
faltigkeit der Verhältnisse eine Regel, ein rechtliches Prinzip 
zu gewinnen. Sodann zeigt er, welchen Einfluss auf 
diese Verhältnisse die deutsche Kolonisation des XII. und 
XIII. Jahrh. und die nach ihrem Muster umgestalteten bereits 
bestehenden Ansiedelungen äusserten. Obgleich nämlich einer- 
seits die Abgaben der Bauern im XIV. Jahrh. mässig waren, 
so waren doch andererseits die Bedingungen für die Neu- 
ansiedler so günstig, dass durch sie vielfach die Bauern nach 
Ablauf der Freijahre zur Uebersiedelung in andere Gegenden 
verleitet wurden. Ueberangebot des bebauungsfähigen Bodens, 
Abgabefreiheit für die Neuangesiedelten und schliesslich Kon- 
kurrenz der Herren untereinander, das waren die Beweggründe 
des häufigen Ortswechsels der Bauern: zuweilen wanderte das 
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ganze Dorf aus. Dies war einer der vorzüglichsten Gründe 
für das Bestreben, den Bauern an die Scholle zu fesseln, zu- 
erst ohne die ausgesprochene Absicht, ihn auszubeuten und 
zum Leibeignen zu machen, hat doch Kasimir der Grosse, der 
Bauernkönig, die Bauernwanderungen zu verhindern oder 
mindestens zu beschränken gesucht. Die zweite nachteilige 
Folge dieses häufigen Ortswechsels der Bauern war, dass hier- 
durch notwendiger Weise ihr Eigentumsrecht am Grund und 
Boden geschwächt wurde, wenn es überhaupt bestanden hatte. 
Das Verhältnis des Bauern zum Gutsherrn hat sich allmählich 
in das eines Erbpächters zu dem Eigentümer umgebildet. 
(In der benachbarten Moldau kam es im XVIII. Jahrh. ge- 
. radezu dahin, dass der Bauer nur in einem jeweilig widerruf- 
lichen Pachtverhältnis zum Gutsherrn stand. Vgl. Kaindl, 
Das Unterthanwesen in der Bukowina. Wien 1899.) Anderer- 
seits gab die Besitzergreifung der ‚lanei deserti“ dem Guts- 
herrn Gelegenheit, sein Gebiet zu vergrössern. Alles dies gilt 
übrigens nur vom reichen Ritteradel, nicht von dem bauern- 
losen Kleinadel, der „nobiles pauperi“, die schon im XIV. Jahr- 
hundert ihre selbständigen Wirtschaften aufgeben mussten, 
weil sie nicht mehr ihren Pflichten (beritten und mindestens 
mit einem Knecht auf eigene Kosten in den Krieg zu ziehen) 
nachkommen konnten. 

Bis ins XIV. Jahrh. hatten die geschilderten Verhältnisse 
noch nicht die Stellung der Bauern besonders nachteilig be- 
einflusst. Noch stellt die Dorfgemeinde eine wohlorganisierte 
Gruppe dar, die ihre Verwaltung selbständig besorgt. Spuren 
der Ortsgerichtsbarkeit sind noch vorhanden. Die Zinse an 
den Grundherrn sind noch mässig: sie bestehen zum Teil in 
Naturalien, zum Teil in Geld: es herrschte darin grosse 
Mannigfaltigkeit. Daneben kommen ebenfalls schon seit früher 
Zeit auch Erwähnungen verschiedener Arbeitsleistungen vor: 
aber diese waren gering, weil — wie Referent hinzufügen 
möchte — der Gutsherr für grössere Arbeitsverpflichtungen 
ohnehin keine Verwendung gefunden hätte. (Dasselbe Gesetz 
lässt sich auch in der Geschichte des moldauischen Unterthan- 
wesens nachweisen.) Der gutsherrliche Allodialbesitz war da- 
mals noch überhaupt sehr klein: es ist bezeichnend, dass nach 
einem damaligen Gesetze Vormünder nur von Zins und Vieh 
Rechnung abzulegen hatten. Damals war der Gutsherr noch 
kein Landwirt von Beruf, sondern Landesverteidiger. Der 
bäuerliche Besitz war dagegen bedeutend; meist besass jeder 
Wirt eine ganze Hufe. 

Während des XV. Jahrh. begannen die Verhältnisse 
sich wesentlich zu Ungunsten der Bauern zu ändern und im 
XVL vollzog sich diese Umwälzung vollständige. Der Domi- 
nikal-Besitz begann zuzunehmen, während der rustikale, bäuer- 
liche Besitz abnahm: zugleich begannen die Bestrebungen, den 
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Bauern zum Arbeitstier des Grundherrn herabzudrücken. Die 
Veranlassung hierzu bot der Aufschwung des Getreide- 
handels, der im XV. Jahrh. erfolgte. Dies veranlasste den 
Adel, sich immer mehr dem Ackerbau zu widmen, während 
den Kriegsdienst Söldner übernahmen. Fortan beginnt die 
Stiftung von Kolonieen einzugehen und die Gutsherren streben 
ihren Grundbesitz auf jede Weise zu vergrössern. Je mehr 
der Handel während des XV. Jahrh. sich vergrösserte, desto 
mehr suchten die Grundberren — auch Klöster und Pfarrer 
betrieben den Getreidehandel — die Bauern zu grösseren Ab- 
gaben zu verhalten; sie rissen das Schulzenamt an sich, um 
in der Gemeinde Einfluss zu erlangen und die Hufen des 
Schulzen an sich zu bringen. Die Rechte des Schulzen nahm 
der Gutsherr nun auch in Anspruch, was ihm wieder Ver- 
anlassung gab, unter allerlei Vorwänden die Bauern zu Arbeits- 
leistungen herbeizuziehen. Die Freizügigkeit der Bauern 
wurde geschmälert. Die Selbständigkeit der Gemeinde erlosch. 
Der Gutsherr wurde nun Vormund der Bauern. Dazu kam, 
dass nun die Bauerwirtschaften zerteilt und zersplittert wurden, 
weil neues Land nicht mehr in ihren Besitz kam, höchstens 
dass sie aus den kultivierteren Provinzen in die minder ent- 
wickelten (Ruthenien, Wolynien, Podolien und Ukraine) zogen. 
So kam über die Bauern Elend und Not, während beim Adel 
sich immer mehr Ueppigkeit und Luxus breit machten. Dem- 
entsprechend verlangt ein Gesetz von 1566, dass Vormünder 
nicht mehr von Zinsabgaben und Herden ihrer Mündel Rech- 
nung legen, sondern über die Einkünfte der Wirtschaft, denn 
„der Ackerbau und andere verwandte Zweige der Landwirt- 
schaft werfen jetzt weit mehr ab, als Zins und Herden‘. Seit 
1510 hat der Adel sich durch ein Gesetz das Recht gewahrt, 
allein seine Erträgnisse direkt exportieren zu dürfen. Gleich- 
zeitig werden die ersten Versuche gemacht, die Schollen- 
pflichtigkeit des nun um so wertvolleren Bauern einzuführen. 
Schon im Jahre 1520 kam sodann das Gesetz zu stande, dass 
jeder Bauer seinem Herrn einen Tag wöchentlich arbeiten 
müsse. Der König erklärt sich nicht mehr für kompetent in 
internen Angelegenheiten der Gutsherrn und Bauern zu ent- 
scheiden. Die Prozessordnung von 1523 gestattet dem Bauer 
nicht mehr, vor Gericht als Partei zu erscheinen. Bürger 
werden verhindert, Grundbesitz zu erwerben. Die Adeligen ver- 
grössern ihren Besitz durch Hinzuziehung neugewonnener Flächen, 
durch Bewirtschaftung der „lanei deserti“ für den Gutsherrn, 
schliesslich durch Aufsaugung der bäuerlichen Hufen. Die 
Zahl der besitzlosen Landarbeiter (hortulani, inquilini u. s. w.), 
die früher keinen Bestandteil der Dorfbevölkerung bildeten, 
nimmt im XVI. Jahrh. rasch zu. Schon 1550 klagt der ein- 
sichtige, bauernfreundliche Modrzewski, dass die Herren ihre 
Hörigen (!) wie Sklaven behandeln. Die Erdrückung des 
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Bauerstandes ging proportionell mit der Ausbreitung der Ge- 
treideproduktion vor sich. Die zweite Hälfte des XVI. Jahrh. 
stellt das Aufblühen des @rossbetriebes und die Agonie des Klein- 
betriebes dar. Die Zahl der Bauernfamilien und noch mehr 
der Bauernhufen ist stets im Rückgang begriffen: die Bauern 
gehen in die niederen Klassen über. An Stelle des selbst- 
ständigen Bauern tritt der ländliche Tagelöhner, den die 
Steuerlisten als „pauper“ klassifizieren. Vergebens war alle 
Zähigkeit des Bauern: auch die Arbeit an Festtagen reichte 
nicht mehr aus. Ganze Dörfer verschwinden aus den Steuer- 
listen, indem ihre Gebiete zum Prädium geschlagen werden. 
Erbarmen fühlt man nur mit ihm, weil die erträglichste Quelle 
für den Gutsherrn die Arbeit des Bauern ist, wie sich Gostomski 
im XVI. Jahrh. äussert. Als Strafe für widerspenstige Bauern 
empfiehlt dieser Mensch, „dass man ihm sein Haus mitten im 
strengsten Winter zerstöre‘. Damit der Gutsherr vor Winter 
sein Getreide nach Danzig bringen könne, sollten die Bauern 
dem Herrn gedroschenes ausleihen müssen. 

Am Schlusse der interessanten Arbeit folgen Tabellen, 
welche die obigen Ausführungen durch Beibringung zahlen- 
mässiger Daten aus den Steuerlisten bestätigen. 


Czernowitz. R. F. Kaindl. 
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Fester, Richard, Machiavelli. (Politiker und Nationalökonomen. 
Eine Sammlung biographischer System- und Charakterschil- 
derungen, herausgegeben von G. Schmoller und O. Hintze. I.) 
8°. IX, 204 S. Stuttgart, F. Frommann, 1900. M. 2.50. 

Das vorliegende Buch ist der erste Teil eines neuen für 
einen weiteren Leserkreis bestimmten litterarischen Unter- 
nehmens, welches von der Frommannschen Verlagsbuchhand- 
lung in Stuttgart ausgeht und zu dessen Herausgabe sich 

G. Schmoller und O. Hintze vereinigt haben. Dasselbe soll 

monographische Darstellungen bedeutender Politiker und 

Nationalökonomen enthalten. Ein bestimmter Plan ist nicht 

vorgeschrieben , vielmehr soll den einzelnen Verfassern sowohl 

in der Auswahl als auch in der Behandlung der Gegenstände 
volle Freiheit gelassen werden, da die Sammlung „nicht ein- 
seitigen wissenschaftlichen oder politisch-sozialen Parteiidealen 
dienen will.“ Fester beabsichtigt in seiner Darstellung des 
ersten bedeutenden Politikers der Neuzeit nicht ein ausführ- 
liches Lebensbild desselben zu entwerfen, vielmehr will er in 
der Kürze einerseits die eigene staatsmännische Thätigkeit 

Machiavellis schildern, andererseits den wesentlichen Inhalt 

der politischen Gedanken und Lehren desselben, welche ja so 

verschiedenartig aufgefasst und beurteilt worden sind, dalga 
und würdigen. Dem entsprechend erörtert er nach einer kurzen 
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Schilderung der politischen Lage Italiens und der Zustände 
in Florenz zu der Zeit (1498), als der neunundzwanzigjährige 
Machiavelli als Kanzler der Zehn anfing an der Staatsver- 
waltung teil zu nehmen, zunächst dessen Verhältnis zu den 
beiden hervorragendsten Persönlichkeiten, mit denen er in Be- 
rührung gekommen ist, zu Savonarola und Cesare Borgia. 
Für den ersteren, der kurz vor seinem Amtsantritt den Unter- 
gang fand, zeigt Machiavelli weder Sympathie noch Ver- 
ständnis, er bezweifelt seine Loyalität, hält ihn für einen 
entwaffneten Propheten. So wenig er auch die von Savonarola 
gegeisselten kirchlichen Missstände billigt, will er doch von 
einer mönchischen Reaktion, wodurch jener sie erstrebte, nichts 
wissen, weil sie kulturfeindlich sein würde. In Cesare Borgia 
hat er, als er zuerst auf einer Gesandtschaft zu ihm im Jahre 
1502 ihn kennen lernte, den Mann der That, der eisernen 
Energie bewundert, aber mit dem Interesse des Feindes; später 
hat er ihn in seinen Schriften idealisiert, aber schon zur Zeit 
der Wahl Julius II. ist er ihm verächtlich erschienen und er 
berichtet mit Schadenfreude von seinem Sturze. Fester wirft 
dann einen Blick auf Machiavelli als Dichter, er analysiert 
und beurteilt sein Hauptwerk, das Lustspiel Mandragola, und 
zeigt, wie er sich darin als Menschenverächter erweist. Er 
verfolgt darauf Machiavellis politische Thätigkeit während der 
Jahre 1503—1512, weist nach, dass derselbe keineswegs seinen 
Landsleuten eine zielbewusste Politik gepredigt, oder eine 
solche, wie sie damals Papst Julius II. verfolgte, mit seinen 
Sympathieen begleitet hat, dass auch seine Interessen vor- 
wiegend auf die Unterwerfung Pisas und die inneren Partei- 
ungen in Florenz gerichtet gewesen sind, dass er allerdings 
schon damals für die Errichtung einer Landmiliz geschwärmt, 
1506 wirklich die Einrichtung einer solchen durchgesetzt hat 
und eifrig dafür thätig gewesen ist, aber schliesslich 1512 es 
hat erleben müssen, dass sie den gegen Florenz anrückenden 
spanischen Truppen gegenüber sich als ganz unbrauchbar 
erwies. Er schildert weiter das Treiben Machiavellis nach 
der damals erfolgten Wiederherstellung der Herrschaft der 
Medici, seine Schriftstellerei, mit der er sich während der 
damaligen unfreiwilligen Musse zu trösten suchte, und seine 
Bemühungen, sich den Medici zu nähern und wieder Beschäfti- 
gung zu erhalten, die wenig erfolgreich waren, ihm aber den 
Argwohn der Gegenpartei zuzogen, so dass er auch, nachdem 
diese 1527 wieder in Florenz zur Herrschaft gekommen war, 
nicht sein früheres Amt wiedererhielt, eine Zurücksetzung, 
welche wahrscheinlich zu seinem bald darauf erfolgenden Tode 
mitgewirkt hat. 

In dem zweiten Buche behandelt Fester Machiavelli als 
politischen Schriftsteller. Er bemerkt zunächst, dass M., 
indem er die Renaissance auch auf die Staatswissenschaft 
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ausgedehnt hat, der Restaurator derselben geworden ist, dass 
aber das Verständnis seiner Lehre durch die fragmentarische 
Weise, in welcher er sie dargestellt hat, sehr erschwert wird. 
Er bespricht dann seine einzelnen Schriften, zuerst die Be- 
trachtungen über die erste Dekade des Livius, dann den 
Prineipe, darauf die sieben Bücher über die Kriegskunst, 
endlich die Florentiner Geschichte und fasst zum Schluss den 
wesentlichen Inhalt seiner politischen Lehren zusammen. Er 
weist darauf hin, dass Machiavelli keineswegs, als was er ver- 
schrieen ist, der skrupellose Theoretiker der Regierungskunst 
sei, sondern dass er ganz bestimmte geschichtliche Menschen 
und Staaten im Auge habe. Sein Problem sei die Neuord- 
nung zerrütteter Staaten, und zwar der damaligen italienischen 
Staaten, in das wohlgetroffene Bild derselben habe er ein 
Zukunftsbild hineingezeichnet. Er unterscheide auf das 
schärfste zwischen dem Privat- und dem Staatsmanne, als 
Mensch stehe der letztere ebensogut unter dem Sittengesetz 
wie jeder andere, als Diktator aber sei sein Wille unpersün- 
lich, er müsse über alle dem Staatszwecke entgegenstehende 
Einzelwillen erbarmungslos hinwegschreiten, müsse auch zu 
sonst als unmoralisch zu verwerfenden Mitteln greifen. Die 
ersten Erfordernisse zunächst für das damalige Italien, aber 
auch für jeden in ähnlichen Zuständen sich befindenden Kultur- 
staat, seien der Erzieher zum Staate und die Selbsterziehung 
des Volkes in Waffen. Dieser Grundgedanke seines Systems 
sei kerngesund, aber dasselbe sei unvollständig. Machiavelli 
habe namentlich nicht erkannt, dass es auch in dem absoluten 
Staate ein öffentliches Gewissen gebe und dass mit der 
Renaissance des Staates auch eine solche der Kirche verbunden 
sein müsse. Zum Schluss bemerkt er, dass Machiavelli schon 
das verkündet habe, was uns Deutschen zur Einheit ver- 
helfen sollte, einen Fürsten, der einen genialen Staatsmann zu 
entdecken und auf die Dauer neben sich zu ertragen wisse, und 
ein Volk in Waffen, das diesen Führern mit Freuden folge. 
Berlin. F. Hirsch. 
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Janssen, Joh., Geschichte des deutschen Volkes seit dem Ausgange 
des Mittelalters. III. Band. Allgemeine Zustände des 
deutschen Volkes seit dem Ausgang der sozialen Revolution 
bis zum sogenannten Augsburger Religionsfrieden 1555. 
17. und 18., vielfach vermehrte und verbesserte Auflage, 
besorgt von Ludwig Pastor. gr. 8. XLVIII, 831 S. 
Freiburg i. Br., Herdersche Verlagsbuchhandlung, 1899. 
M. 8.—; in Halbfranz M. 10.—. 

Der Sondertitel des hier angezeigten dritten Bandes: 

„Die politisch - kirchliche Revolution der Fürsten und der 

Städte und ihre Folgen für Volk und Reich bis zum soge- 
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nannten Augsburger Religionsfrieden* zeigt sogleich die 
Tendenz dieses Teiles des Janssenschen Geschichtswerkes, der 
gleich bei seinem ersten Erscheinen mehr als die vorher- 
gehenden Bände den Vorwurf bloss tendenziöser Arbeit er- 
fahren hat (vgl. Band XI dieser Zeitschrift S. 37 ff, Jahr- 
gang 1883), da in ihm statt der vom Geschichtschreiber zu 
erwartenden Anerkennung wenigstens der geschichtlichen Not- 
wendigkeit der Reformation nur der einseitige Standpunkt zu 
Grunde gelegt war, nach welchem eine künstliche Erhaltung 
des Mittelalters seiner Zeit möglich gewesen wäre. Anderer- 
seits konnte die eingehende Berücksichtigung kulturgeschicht- 
lichen Details, die ausserordentlich fleissige Heranziehung 
teils ungedruckten (nicht immer freilich sonderlich Neues 
bringenden) Materials, teils selten gewordener Drucke, die 
übersichtliche Zusammenfassung fast der ganzen grossen 
Einzellitteratur über den betreffenden Zeitraum nicht über- 
sehen und nicht verkannt werden, dass so manche bisher un- 
widersprochen gebliebene, auf ausschliesslich protestantischer, 
also ebenfalls einseitiger Beobachtung beruhende Urteile durch 
dieses Werk eine Berichtigung erfuhren. L., Pastor, der mit 
der Herausgabe der 17. und 18. Auflage des vorliegenden 
dritten Bandes die Neubearbeitung der Janssenschen Ge- 
schichte des deutschen Volkes zum Abschluss gebracht hat 
(s. meine Besprechungen Bd. XXIII, S. 309; XXV, S. 308 
dieser Zeitschrift), bemerkt in der Vorrede, dass er auf die 
Geltendmachung eigener Anschauungen, die eine Erweiterung 
des Textes bedingt hätten, soweit dies anging, verzichtet habe: 
„Es konnte dies um so eher geschehen, als ein grosser Teil 
der in diesem Bande behandelten Verhältnisse demnächst in 
dem vierten und fünften Teil meiner „Geschichte der Päpste“ 
nochmals zur Darstellung kommen wird; dort wird sich auch 
Gelegenheit finden, die ausgedehnte neuere Speziallitteratur 
über die Beziehungen Karls V. zu den Päpsten seiner Zeit 
eingehend zu berücksichtigen; in der vorliegenden neuen Auf- 
lage ist dies nur dort geschehen, wo es unbedingt erforderlich 
war.“ Dass jedoch die ergänzende und bessernde Hand nicht 
gefehlt hat, die mehrfach auch einer milderen Darstellungs- 
form zu gute gekommen ist, wird man leicht bemerken, so 
auch bei dem Berichte über Luthers letzte Lebenszeit und 
besonders über seinen Tod (S. 599 f. Anm.). Manche der von 
Janssen gebrachten und nicht genügend beglaubigten An- 
gaben sind weggefallen, wenn auch die Gesamtauffassung 
nicht verrückt ist und immer noch mit einer auch sonst 
hervortretenden ermüdenden und für den Gang der Dar- 
stellung gänzlich unnötigen Weise die Stellen und Aus- 
führungen gehäuft werden, um zu zeigen, wie Luther den 
Papst geschmäht, verflucht, seine Ermordung gefordert, gegen 
die Mönche und Einrichtungen der katholischen Kirche in er- 
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bittertsten Ausdrücken sich ergangen habe, und ähnliches, oder 
um die schlimmen religiösen und sittlichen Zustände, die Ver- 
wilderung des Volkes und der Fürsten, und zwar als eine 

olge des neuen Kirchentums zu erweisen. Die Friedensliebe 
und die zahlreichen Versuche Karls V., auf gütlichem Wege 
die deutschen religiösen Angelegenheiten auf irgend eine Weise 
.zum friedlichen Ausgleich zu bringen, werden auch jetzt noch 
betont, ohne Beachtung, dass diese Friedensversuche immer 
nur zu Zeiten angestellt wurden, in denen die äusseren 
politischen Verhältnisse auf den Kaiser einen entschiedenen 
Zwang ausübten, obschon die Darstellung selbst das genugsam 
erkennen liesse; vgl. z. B. S. 174 nach dem Speyrer Reichs- 
tag: „Jedoch der Kaiser hielt noch immer fest an der Hoff- 
nung, auch ohne Anwendung von Gewalt die kirchlichen 
Streitigkeiten beilegen und die Einheit im Glauben und die 
Ruhe im Reiche wiederherstellen zu können ... Schon am 
21. Januar hatte Karl von Bologna aus die Stände auf den 
8. April zu einem Reichstag nach Augsburg beschieden. Sorg- 
fältig vermied er in dem Ausschreiben alles, was bei den 
Protestanten irgend eine Besorgnis erregen konnte; er ver- 
mied selbst jede Erinnerung an geschehene Vergewaltigungen 
in kirchlichen Dingen. In lebhaften Farben führte 
er den Ständen die Türkengefahr vor Augen 
und ermahnte sie: gegen künftige Einbrüche des Erb- 
feindes wirksame Massregeln zu ergreifen ete.“ Die gewichtigen 
rechtlichen Bedenken, die gegen das Verfahren Karls V. und 
der Majorität bezüglich des Speyrer Abschiedes von 1529 er- 
hoben worden sind, bleiben unerledigt. So kann die Dar- 
stellung die bisherige allgemeine Auffassung über des Kaisers 
Stellung und Vorgehen auch nicht erschüttern. 

Der Band zerfällt in drei Bücher, deren erstes in neun 
Unterabteilungen die Zeit von 1525—1531, bis zu Ferdinands 
Königswahl und Krönung umfasst, deren zweites in 21 Ab- 
schnitten die Ereignisse bis zu Luthers Tode schildert, und 
deren drittes uns in sieben Kapiteln bis zum Augsburger 
Religionsfrieden 1555 führt. Das Buch schliesst mit der Er- 
örterung, ob dieser „sogenannte“ Religionsfriede wirklich ein 
Friede für Volk und Reich war, die (S. 801 f.) in den Sätzen 
gipfelt: So barg denn das sogenannte „Augsburger Friedens- 
werk“ schon in sich selbst den Samen fortwachsender Zwie- 
tracht. Auf das ganze Werk überhaupt konnte man die 
Worte aus Jeremias anwenden: „Sie sprachen Friede, Friede, 
und war doch kein Friede.“ Von Vorteil war das Abkommen 
nur für die Fürsten und die Reichsstände Augsburgischer 
Konfession. Alle kirchliche Freiheit wurde nicht allein in 
Fesseln geschlagen, sondern bis auf die letzte Spur vernichtet. 
Der sogenannte Augsburger Religionsfriede wurde für das 
Volk eine neue Quelle unsäglichen Jammers, 
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Im Litteraturverzeichnis sind, wie das bei der bewunderns- 
werten Belesenheit Pastors selbstverständlich erscheint, die 
weiteren Erscheinungen bis in die neueste Zeit sorgfältig 
nachgetragen. Einiges Neue bietet noch zum Beginn des be- 
handelten Zeitabschnitts Arwed Richter, Ueber einige seltenere 
Reformations-Flugschriften aus den Jahren 1523—1525 im 
letztjährigen Programm der Realschule auf der Uhlenhorst 
zu Hamburg. Andere Werke s. im Litteraturbericht der 
Historischen Zeitschrift, Neue Folge 48. Bd., S. 96 ff., 177. 

Krefeld. M. Schmitz. 
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Teichmann, Albert, Eine Rede gegen die Bischöfe. Alt-norwegi- 
sche politische Streitschrift aus König Sverres Zeit über- 
setzt nach der Ausgabe von Gustav Storm. Programm zur 
Rektoratsfeier der Universität Basel. gr. 4°. IV, 48 Seiten. 
Basel, L. Jenke, Universitätsbuchdruckerei, 1899. M. 1.75. 

Die hier angezeigte kirchenpolitische Streitschrift aus der 
Zeit des Königs Sverre, der grossartigsten Gestalt der 
älteren norwegischen Geschichte, in dem sich der Konflikt 
zwischen Staat und Kirche gewissermassen personifizierte,, ist 
schon mehrfach von Historikern, Juristen und Theologen ver- 
schiedener Länder wegen ihrer Bedeutung für die Auffassung 
des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche eingehender Unter- 
suchung wert geachtet werden. Sie hat jetzt vom Prof. Teichmann 
zum ersten Male eine gute, wenn auch an einzelnen Stellen 
nicht ganz einwandfreie Uebersetzung ins Deutsche und zwar 
unter Zugrundelegung des altnordischen Textes mit vielen 
kritischen Erörterungen und bedeutsamen Nachweisen ge- 
funden. Eine gedrängte, aber gut orientierende geschichtliche 

Skizze der Vorgänge in den letzten Jahrzehnten des 12. Jahr- 

hunderts und der eigentümlichen kirchenstaatlichen Verhält- 

nisse in Norwegen leitet in das Verständnis der „Rede gegen 
die (landesflüchtigen) Bischöfe“, wie Storm die Streitschrift 
nannte, ein; besonders wertvoll ist die massvolle und schöne 

Charakterzeichnung des viel angefeindeten, aber von andern 

auch wieder masslos bewunderten Königs Sverre, sowie der 

umsichtig und unter Berücksichtigung einer weitschichtigen 

Litteratur ausgeführte Vergleich des staatskirchenrechtlichen 

Systems der Streitschrift mit den Theorieen der Schriftsteller 

des 11. und 12. Jahrhunderts. 

Krefeld. M. Schmitz. 


119. 

Glagau, Hans, Priv.-Doz. Dr., Anna von Hessen, die Mutter 
Philipps des Grossmütigen. (1485—1525.) Eine Vorkämpferin 
landesherrlicher Macht. gr. 8°. XVI, 200 S. Marburg, 
N. G. Elwertsche Verlagsbuchhandlung, 1899. M. 3.60. 

Diese überaus sorgfältige und dankenswerte Arbeit kann 
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als die erste Ausbeute der hessischen Landtagsakten angesehen 
werden, welche der Verf. im Auftrage der „historischen 
Kommission für Hessen und Waldeck“ bearbeitet, und deren 
1. Band in diesem Frühjahr erscheinen wird. Das urkund- 
liche Material, auf welchem vorliegende Schrift aufgebaut ist, 
stammt hauptsächlich aus den Archiven zu Marburg, 
Weimar und Dresden, daneben wurden auch die zu Schwerin, 
Darmstadt und Wien herangezogen. 

Der Verf. schildert in dramatisch lebhafter Darstellung 
eine bisher nicht genügend beleuchtete Periode der hessischen 
Geschichte, eine Art Sturm- und Drangperiode, die mit der 
Erhebung der Stände gegen die junge Mutter Philipps des 
Grossmütigen beginnt (1509) und mit dem Falle Sickingens 
(1523) ihr Ende findet. 

Anna von Hessen, eine Tochter des Herzogs Magnus II. 
von Mecklenburg, wurde, kaum 15 Jahre alt, Wilhelm dem 
Mittleren am 20. Oktober 1500 vermählt. Erst nach vier- 
jähriger Ehe schenkte sie ihrem Gemahl den langersehnten 
Erben, ein schwächliches Knäblein, das nach seinem Paten, 
dem Grafen von Waldeck, den Namen Philipp erhielt. Schon 
1506 machte Wilhelm d. M., von schwerer Krankheit heim- 
gesucht, im Hinblick auf den minderjährigen Sohn, sein 
Testament und übertrug fünf angesehenen Mitgliedern der 
hessischen Ritterschaft das Regiment. Allein schon zwei Jahre 
später veranlassten die Uebergriffe dieser hessischen Räte den 
Landgrafen, hauptsächlich auf Betreiben Annas, das Testament 
umzustossen und seine Gemahlin als obersten Vormund zu be- 
stellen. Nach dem 1509 erfolgten Tode des Landgrafen er- 
klärten indess die Stände sich gegen die Einsetzung einer 
weiblichen Regentschaft und setzten ein neues Regiment, be- 
stehend aus Mitgliedern beider Parteien, durch, mit Ludwig 
von Boyneburg als Landhofmeister an der Spitze. 

In dem nun folgenden Streite, in welchem den Wettinern 
als Schiedsrichtern schliesslich von den Ständen die hessische 
Vormundschaft übertragen wurde, wandte sich Anna sogar in 
einem Appell an den Kaiser. Nach dem politischen Fiasko 
des missliebigen sächsischen Regiments (Kap. 6) stellte sich 
Anna an die Spitze einer hessischen Revolution, die Boyne- 
burg stürzte und den Wettinern die Vormundschaft kündigte. 
Die thatkräftige hessische Fürstin behauptete sich in der 
Folge trotz der Feindseligkeiten von Seiten der Ernestiner. 
Selbst der vorübergehende Erfolg des Siekingenschen Raub- 
zuges, der offenbar im Einverständnis mit einem Teil der 
hessischen Ritterschaft stattfand, welche die Landgräfin-Mutter 
zu stürzen trachtete, konnte die dauernde Befestigung der 
landesfürstlichen Gewalt in Hessen nicht hindern. 

Nach dem Ausscheiden aus dem Vormundschaftsregimente 
im Jahre 1519 heiratete die 34jährige Fürstin zum zweiten 
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Mal und zwar den jungen erst 23 Jahre alten Grafen Otto 
von Solms-Laubach. Dieser Schritt erregte allgemeines Auf- 
sehen, und namentlich war ihr damals 15jähriger Sohn Philipp 
aufs äusserste erbittert, da seine Mutter ihm das Versprechen 
gegeben hatte, keine neue Ehe einzugehen. Der junge Fürst 
ging sogar mit Repressalien gegen seine Mutter vor, die auch 
schliesslich vom Kaiser gutgeheissen wurden. Aufs äusserste 
gedemütigt, schloss sich die einst so thatkräftige Fürstin nach 
dem schon 1522 erfolgten Tode ihres zweiten Gemahls gänz- 
lich von der Welt ab und verbrachte ihre letzte Lebenszeit 
einsam auf ihrem Schloss in Rödelheim bei Frankfurt a. M. 
Zwar hatte sie sich kurz vor dem Tode ihres zweiten Ge- 
mahls wenigstens äusserlich mit Philipp wieder ausgesöhnt, sie 
ermahnte ihn bekanntlich, beim alten Glauben zu verharren, 
worauf Philipp ihr seine Bereitwilligkeit kund gab, der reinen 
Lehre beizutreten. In Briefen vom 7. und 11. Mai 1525, ein 
Darlehn betreffend, riet sie ihm noch, anstatt nach Thüringen 
seinen sächsischen Vettern gegen die Bauern zu Hilfe zu 
ziehen, „lieber seines eigenen Landes ein Hüter zu sein“. Am 
12. Mai nachts 11 Uhr starb sie und wurde ihrem Wunsche 
gemäss im Franziskanerkloster zu Marburg beigesetzt (15. Mai). 
Im Jahre 1546 wurde der Sarg in die Elisabethkirche über- 
geführt und 1553, kurz nach seiner Rückkehr aus der Ge- 
fangenschaft, liess Philipp zur Ehrung der Verstorbenen zwei 
Grabsteine anfertigen*), welche sich noch in dem südlichen 
Fürstenchore der Elisabethkirche befinden. 
Göttingen. Falckenheiner. 


120. 

Welck, Heinrich Freiherr von, Georg der Bärtige, Herzog von 
Sachsen. Sein Leben und Wirken. Ein Beitrag zur 
deutschen Reformationsgeschichte.e Mit dem Porträt des 
Herzogs. gr. 8%. III, 196 Seiten. Braunschweig, Richard 
Sattler, 1900. M. 4.80. 

Eine wissenschaftlichen Ansprüchen genügende Biographie 

Georgs des Bärtigen ist noch nicht geschrieben. Wichtige 


*) Die eine Grabsteinplatte giebt merkwürdigerweise als Todestag 
Annas den 6. Mai an: „Anno domini 1525 sexta Maii . . obdormivit“ etc. 
Da wir jedoch Briefe der Landgıäfin vom 7. Mai (abgedr. bei Falckenheiner, 
Philipp d. Gr. im Bauernkriege, S. 99 ff.) und 11. Mai (erwähnt bei: 
Glagau, Anna von Hessen S. 199), letzteren nicht mehr eigenhändig abge- 
fasst, besitzen, so müssen die Verfertiger der Grabsteine ein falsches Datum 
eingemeisselt haben. Der wirkliche Todestag, der 12. Mai, ergiebt sich aus 
einem Schreiben Balthasars von Schrautenbach vom 16. Mai 1525 an Land- 
graf Philipp, wonach „Anna Freitags nach Jubilate Nachts 11 Uhr ver- 
schieden und ihre Leiche den 15. Mai Montag nach Cantate um 1 Uhr zu 
Marburg angelangt war.“ (Aus dem Marburger Archiv, zitiert von Hoff- 
meister, Handb. d. Hauses Hessen, 3. Aufl., S. 28, der freilich, veranlasst 
durch das Datum des Grabsteines „nach Jubilate“ fälschlich in „vor Jubilate“ 
verändert.) 
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Beiträge zu seiner Geschichte hat vor allem Felician Gess ge- 
liefert, dem auch die Veröffentlichung des Briefwechsels 
Georgs seitens der sächsischen historischen Kommission über- 
tragen worden ist. 

Der Verfasser vorliegender Arbeit wird kaum geglaubt 
haben, mit ihr die vorhandene Lücke auszufüllen. Sein Ent- 
schluss, eine Lebensbeschreibung Georgs des Bärtigen zu 
schreiben, entsprang offenbar Gefühlen treuer Anhänglichkeit 
an das wettinische Herrscherhaus und einer persönlichen Zu- 
neigung zu dem biederen Charakter Georgs. Berücksichtigt 
man, dass der Verfasser nicht Fachgelehrter ist, so verdient 
ja sein ehrliches Bestreben, sich in die Georg den Bärtigen 
betreffende reformationsgeschichtliche Litteratur einzuarbeiten, 
gewiss Anerkennung. Aber zweifellos würde er, zumal da 
ihm ein gewisses Geschick der Darstellung nicht abgeht, 
besser gethan haben, eine populär gehaltene Biographie 
Georgs zu schreiben. 

Wie nun aber das Werk einmal vorliegt, kann man 
schwere Bedenken gegen dasselbe nicht unterdrücken. Einmal 
beschränkt sich der Verfasser nicht genug auf seine Aufgabe, 
sondern durchsetzt sein Buch mit persönlichen Reflexionen 
über alle möglichen Dinge. Seine Auffassung über die bäuer- 
lichen Verhältnisse vor dem Ausbruche des Bauernkrieges ist 
nicht die richtige: von einer Gutsherrschaft im modernen 
Sinne des Wortes kann damals nicht die Rede sein. Auch 
wird der süddeutsche und thüringische Bauernaufstand 
zusammengeworfen. 

Wenn er sodann eine Parallele zwischen den damaligen 
bäuerlichen Unruhen und der heutigen Sozialdemokratie zieht 
und dabei betont, die heutigen Arbeiterführer füllten sich, 
während sie vorgäben, das Wohl der Arbeiter zu suchen, ihre 
Taschen mit deren Spargroschen und wären die Tyrannen der 
Arbeiter — so fällt das, auch wenn der Verfasser für diese 
Abschweifung um Entschuldigung bittet, denn doch zu sehr 
aus dem Rahmen des Themas heraus. 

Die unter dem Namen der Reformation Kaiser Sigis- 
munds und Kaiser Friedrichs III. gehenden revolutionären 
Programme fasst v. Welck als wirkliche gesetzgeberische 
Massnahmen jener Kaiser! (S. 90.) — Der Leipziger Dispu- 
tation hat Herzog Georg nicht, wie behauptet wird, un- 
unterbrochen beigewohnt, sondern nur einige Tage. — Am 
Hofe des Herzogs von Liegnitz hatte Schwenckfeld Einfluss. 
Von einem „reformierten Wesen“, das sich dort geltend ge- 
macht habe, kann also nicht gesprochen werden (S. 135). — 
Die eigentümlichen Rechtszustände, die in Annaberg be- 
standen, hätten erwähnt werden müssen (8. 125) u. s. w. 

Da der Verfasser für mehrere Perioden von Georgs Leben 
selbständige archivalische Studien in Dresden gemacht hat, so 
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hat er einiges neue Detail beibringen können. Namentlich 
gilt das für die Zustände in Ostfriesland, wo Georg die ihm 
von seinem Vater Albrecht überkommene Erbstatthalterwürde 
ausübte, während der Jahre 1501—1515. 

Leipzig. Hermann Barge. 
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Paulus, Dr. Nikolaus, Kaspar Schatzgeyer, ein Vorkämpfer der 
katholischen Kirche gegen Luther in Süddeutschland. (Strass- 
burger theologische Studien, herausgegeben von Prof. Albert 
Ehrhard und Eugen Müller. III. Band, 1. Heft.) 
gr. 8°. X und 152 Seiten. Freiburg i. B., Herder, 1898. 
M. 2.80. 


Unter den Vorkämpfern des Katholizismus in Deutsch- 
land zur Reformationszeit nehmen die Bettelmönche die erste 
Stelle ein. Wennschon es nicht an Ueberläufern aus ihrem 
Lager zu dem Protestantismus gefehlt hat (Pellikan, Eberlin 
von Günzburg, Franz Lambert u. a.), so scheint doch die 
überwiegende Mehrheit der Dominikaner und Franziskaner 
am alten Glauben festgehalten zu haben. 

Bei dem bayrischen Franziskaner Kaspar Schatz- 
geyer entsprang die treue Anhänglichkeit an die katholische 
Kirche sicherlich echter religiöser Ueberzeugung. Eine, nach 
allen vorliegenden Zeugnissen, sittlich reine Natur, dazu von 
glücklich harmonischer Beanlagung hat Schatzgeyer in dem 
mönchischen Leben mit seinen geistlichen Uebungen, seiner 
Askese und Weltabgeschlossenheit volle Genüge gefunden und 
nie Seelennöte kennen gelernt, die ihn von der Kirche weg 
zu evangelischen Ueberzeugungen gedrängt hätten. So fand 
hier der Verfasser eine ihm congeniale Persönlichkeit, die er 
mit Liebe behandelt. Bei der sicheren Beherrschung des 
Stoffes, die man an Nikolaus Paulus schon kennt, ist es ihm 
möglich gewesen, wertvolle Ergänzungen und Berichtigungen 
unserer bisherigen Kenntnisse von Schatzgeyers Lebens- 
umständen zu bieten. 

Während des grössten Teils seines Lebens widmete sich 
Schatzgeyer vornehmlich praktischen Ordensaufgaben. Zu 
Landshut Ende 1463 oder Anfang 1464 geboren, besuchte er 
zunächst die dortige Klosterschule, bezog am 1. Oktober 1480 
die Ingolstädter Universität und erscheint im Jahre 1487, be- 
reits ein Glied des Franziskanerordens, als Lektor der Theo- 
logie in Landshut, von 1489 bis 1496 in gleicher Eigenschaft 
zu Ingolstadt. 

Auf weitere Kreise begann Schatzgeyer zu wirken, als 
er 1499 zum Guardian des Münchener Franziskanerkonvents 
erwählt wurde. Seine Predigten fanden grossen Zulauf, auch 
von ausserhalb holte man sich von ihm Rat und Zuspruch. 
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Mit Johann von Staupitz, der ca. 1503 als Augustiner- 
prior nach München berufen wurde, geriet Schatzgeyer in 
einen leisen Konflikt und trat ihm gegenüber dafür ein, dass 
es den Gläubigen gestattet sein solle, nicht nur bei der Pfarr- 
geistlichkeit, sondern auch in einer Klosterkirche der heiligen 
Messe beizuwohnen. In Ingolstadt, wo er wieder von 1508 bis 
1514 (zuerst als Lektor der Ordensschule, dann als Guardian 
des Konventes) weilte, trat Schatzgeyer mit Johann Eck 
in freundschaftliche Beziehungen. ER 

Die nachhaltigsten Spuren hat die Thätigkeit Schatz- 
geyers als Ordensprovinzial der süddeutschen Observanten 
hinterlassen (1514—1517). Unermüdlich seine Ordensprovinz 
durchreisend, meist zusammen mit dem ihm damals eng be- 
freundeten, später evangelisch gewordenen Basler Guardian 
Pellikan, hat er eine Reihe von Klöstern neuorganisiert und 
an vielen Stellen Zucht und Ordnung hergestellt. Als 
Observant vertrat er nachdrücklich die strengen Ordens- 
grundsätze, und als der Konventualen-Provinzial der 
Minoriten in Nordfrankreich und Belgien, Bonifatius von 
Ceva, in einer Schrift (1516) die Observanten für abgefallene 
Glieder des Franziskanerordens erklärte, trat Schatzgeyer in 
einer Gegenschrift mit Lebhaftigkeit und Wärme für seine 
Ordensrichtung ein. Uebrigens ward den ÖObservanten auf 
einer Pfingsten 1517 zu Rom abgehaltenen Versammlung des 
Generalkapitels der Franziskaner, an welcher auch Schatz- 
geyer teilnahm, der Vorrang vor den Konventualen ein- 
geräumt. 

Aus der bescheidenen Wirksamkeit eines Nürnberger 
Guardians (1517 bis 1520) ward Schatzgeyer herausgerissen 
durch seine im Jahre 1520 zu Amberg erfolgte Wiederwahl 
zum Provinzial. Jetzt erblickte er seine Hauptaufgabe darin, 
das Gift der lutherischen Ketzerei von den Öbservanten- 
Klöstern fernzuhalten. Zugleich aber ward er, von dem Be- 
streben beseelt, die lutherischen Anschauungen zu bekämpfen, 
zu einer fieberhaften litterarischen Thätigkeit angespannt. 
Während vorher von Schatzgeyer nur die eine, oben erwähnte 
Schrift erschienen war, veröffentlichte er in den Jahren 1522 
bis 1526 deren 23. Zunächst nahm er das Ordensleben gegen 
die heftigen Angriffe, welche Luther gegen dasselbe, vor- 
nehmlich in seiner Schrift Judicium de votis monasticis (1522), 
gerichtet hatte, in Schutz. Sodann rückte er in einer 1524 
erschienenen ausführlichen Schrift über denselben Gegenstand, 
die zugleich lateinisch und deutsch erschien, den drei zum 
Luthertum übergegangenen Franziskanern H e inrich Spelt, 
Johann Eberlin von Günzburg und Franz Lambert 
energisch zu Leibe. 

Als er im Jahre 1525 „das heilige Messopfer“ in Schutz 
nahm, erregte er den Zorn des Nürnberger Predigers 
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Andreas Osiander, mit dem er in eine heftige Polemik 
geriet. Schliesslich schrieb Schatzgeyer noch zwei Schriften 
gegen den bekannten Staatsmann Johann von Schwarzen- 
berg, der, ein Anhänger der neuen Lehre, 1524 das Amt 
eines Hofmeisters am bischöflichen Hofe zu Bamberg auf- 
gegeben und sich in die Dienste der Markgrafen Georg und 
Casimir von Brandenburg-Culmbach begeben hatte. Schwarzen- 
berg hatte eine Schrift gegen seinen eigenen Sohn Christoph 
von Schwarzenberg geschrieben, der dem katholischen Glauben 
getreu geblieben war und in seiner Stellung als bayrischer 
Landhofmeister einen wesentlichen Anteil an den scharfen 
Massregeln gegen die Protestanten in Bayern gehabt hat. Da 
in ihr auch Schatzgeyer, Christophs Freund, angegriffen 
wurde, sah sich dieser zur Erwiderung veranlasst. 

Seine letzten Lebensjahre verbrachte Schatzgeyer in 
München, wo er am 18. September 1527, „am Tage nach dem 
Feste der Wundermale des heiligen Franziskus“ starb. 

Paulus’ Buch enthält ausser Schatzgeyers Lebensumständen 
noch mancherlei wichtige Mitteilungen: so eine Korrektur 
bisheriger Angaben über Eberlin von Günzburg (S. 46 Anm. 2), 
sowie die sichere Bestimmung des bisher vergebens gesuchten 
Verfassers der Adhortatoria Epistola ad Martinum Luther. 
Das I. A. M. P. T. D. I. wird mit Evidenz als „Ioannes 
Apobolymäus (= Findling) Minorita, Professor Theologiae, 
Domus Ingolstadiensis gedeutet. Dagegen rührt die S. 129 
Anm. 1 erwähnte Schrift „Das Salue regina“ etc. nicht, wie 
Paulus behauptet, von Sebald Heyden, sondern von 
Johannes Freissleben her (vergl. Joh. Ficker, Die Konfu- 
tation des Augsburger Bekenntnisses, 1891, S. 53 f.). 

Leipzig. Hermann Barge. 
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Die Chroniken der deutschen Städte vom 14. bis 16. Jahrhundert. 
27. Band. Chroniken von Magdeburg. 2. Teil. gr. 8°. 
XX, 276 S. Leipzig, S. Hirzel, 1899. M. 9.—. 


In der Reihe der von der historischen Kommission bei der 
Kgl. bayrischen Akademie der Wissenschaften herausgegebenen 
Chroniken der niedersächsischen Städte waren bisher Braun- 
schweig und Lübeck mit je zwei Bänden vertreten, Magde- 
burg mit einem, enthaltend die sog. Schöppenchronik, heraus- 
gegeben von Dr. Janicke 1869. Derselbe starb, ohne die beab- 
sichtigte Fortsetzung fertig zu stellen, ebenso leider der Magde- 
burger Stadtarchivar Dr. Max Dittmar. Nun hat Prof. Dr. 
G. Hertel, Conventual des Klosters U. L. Fr. zu Magdeburg, 
wohl bekannt als Herausgeber der Magdeburger Urkundenbücher 
und mancher einzelnen Bücher, wie der Magdeburgischen Ge- 
schichtsblätter, endlich, nach 30 Jahren, den Abschluss geliefert in 
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obigem 27. Bande der „Chroniken deutscher Städte vom 14. 
bis 16. Jahrhundert.“ Dieser enthält 1. die Fortsetzung 
der hochdeutschen Uebersetzung jener Magde- 
burger Schöppenchronik, die Jahre 1473—1566 um- 
fassend, c. 1565 niedergeschrieben nach eigenen Aufzeichnungen 
oder fremden, auch gedruckten Berichten oder aus der Er- 
innerung von einem Beamten des Rates, wie es scheint. 
Ferner 2. die Nachträge zur niederdeutschen 
Handschriftder Magdeburger Schöppenchronik, 
T Blätter gelegentlicher Eintragungen von 1546—66 von ver- 
schiedenen Händen umfassend und nur Magdeburger An- 
gelegenheiten betreffend. Dann 3. die hochdeutsche Chronik 
des 1549 verstorbenen Georg Butze, eine blosse Fort- 
setzung der Schöppenchronik, selbständig erst von S. 274—327 
d. h. von 1473 an, nebst Fortsetzung von anderer Hand. Der 
erste Verfasser Butze war eifriger Protestant, Magdeburger 
Bürger, der Fortsetzer Anhänger des Domkapitels. Dazu 
kommt 4. Historia der Vorgänge in Magdeburg und seinen 
zwei Vorstädten bei Einführung der Reformation 1524—25 
von Sebastian Langhans, Möllenvogt des Erzbischofs 
von Magdeburg, einem rechtlich denkenden, unparteiischen, 
wenn schon dem alten Glauben und seinem Herrn treu er- 
gebenen Manne. Schliesslich 5. „Von dem Kriege vor Magde- 
burg“ 1550—51, eine Erzählung der einzelnen Gefechte dieser 
denkwürdigen Belagerung und dessen, was damit zusammen- 
hängt. Zum Teil sind diese letzteren Stücke schon in den 
Magdeburger Geschichtsblättern von Dr. Hertel ganz oder 
stückweise veröffentlicht, hier nun aber dankenswert über- 
sichtlich zusammengestellt und in möglichst gutem Texte, mit 
Anmerkungen, Glossar, Orts- und Namenverzeichnis ab- 
gedruckt. Sowohl inhaltlich als sprachlich bietet dieser 
Band vieles Beachtenswerte, namentlich auch für Topo- 
graphie, z. B. Häuser- und Strassen- oder Flurnamen. In 
den Anmerkungen wäre vielleicht eine oder die andere Be- 
merkung, entweder weil öfter wiederkehrend, oder im ersten 
Bande bereits erledigt, entbehrlich gewesen oder schärfer zu 
fassen (z. B. da, wo Veränderungen als in den letzten oder 
vor zwei oder einigen Jahren geschehen bezeichnet sind, statt 
in fester Zahl). Im Glossar vermisse ich einige Wörter, z. B. 
anhangen, sich bereichen, Drummer = Trümmer, erne = Ernte, 
Fiberei, gahr nach = beinahe, Gelaube = Glauben, Gerste m., 
geuckler = Seiltänzer, Klingen = Orgelspiel, Kreygk = Krieg, 
sich nötigen, schos sitzen = einnehmen, stahtlich = stattlich, 
Stult der Pferde, underlies oder unterlassen, vehlther = Feld- 
herr, wige statt wog, zudemmen = ausfüllen, Zedel ausge- 
schnitten = Zedulae serratae, zeugen = ziehen, Zyse — Ziese, 
Oder es ist die Ordnung nicht stets korrekt, z. B. 8. 257, 2. 
S. 255, 2., oder es fehlen durch Satzfehler Buchstaben wie 
21* 
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besch[wleren oder sind gegen andere vertauscht wie Per- statt 
Pargamintemacher ; ungespart heisst wohl = ungesperrt, Vor- 
gang = Fortschritt, wirtschaft = Bewirtung bei der Hochzeit 
u. s. w. Aber das alles ist ja geringfügig und von mir nur 
angeführt, um zu beweisen, wie genau man das Buch durch- 
arbeiten muss, um etwas daran nicht ausstellen, aber kritisch 
bemerken zu können. Sonst darf man nur seine grosse Freude 
und seinen besonderen Dank bezeigen, dass sich endlich doch 
ein berufener Forscher gefunden hat, der diese wichtigen 
Hilfsmittel der Stadt- und Erzbistumsgeschichte so bequem 
zur Verfügung jedermanns gestellt hat. Dürfte ich noch einem 
Gedanken Ausdruck geben, so wäre es der, ob nicht der Preis 
von 9 Mk. für die 17 Bogen etwas hoch ist, wenn man als 
Privatmann daran denkt, und ob nicht gerade diese Veröffent- 
lichungen durch mässigeren Preis recht vielen zugänglich 
werden könnten. 


Magdeburg. R. Setzepfandt. 


123. 


Bippen, W. v., Geschichte der Stadt Bremen. Zweiter Band. 8°. 
VII, 414 S. Bremen, C. E. Müllers Verlagsbuchhandlung, 
1898. M. 6.—. 


Einige Freunde der vaterländischen Geschichte, die sich 
von der Unzulänglichkeit der früheren Darstellungen der Ge- 
schichte Bremens überzeugt hatten, übergaben im Jahre 1887 
der historischen Gesellschaft des Künstlervereins zu Bremen 
eine beträchtliche Summe mit der Bestimmung, dass sie ver- 
wandt werden solle, um eine neue Darstellung der Bremer 
Geschichte ins Werk zu setzen. 


Diese Aufgabe übertrug der Vorstand der historischen 
Gesellschaft dem Vorstand des Staatsarchivs Dr. W. v. Bippen, 
der in Erledigung dieses Auftrags im Jahre 1892 den ersten 
Band seiner Geschichte der Stadt Bremen herausgab, worin 
er, auf eingehende Studien gestützt, in geschmackvoller Dar- 
stellung die Lebensäusserungen der Bremer Vorzeit bis zum 
Reformationszeitalter schilderte. Die Herausgabe des zweiten 
Bandes hat sich teils wegen der Schwierigkeit der Bearbeitung 
des überaus umfangreichen Materials, teils auch wegen persön- 
licher Verhältnisse des Verfassers verzögert. Er liegt jetzt 
vor und führt die Darstellung der bremischen Geschichte vom 
Beginn der Neuzeit bis zum Westfälischen Frieden fort. In 
lichtvoller Darstellung schildert der Verfasser uns den Ver- 
lauf der reformatorischen Bewegung in der Hansestadt sowie 
die damit verbundenen politischen Bewegungen. Dabei erhebt 
sich seine Darstellung fast zu poetischer Schönheit besonders 
in der Schilderung des redegewaltigen Augustinermönchs 
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Heinrichs von Zütphen, der die Bürgerschaft Bremens durch 
die erwärmende und erleuchtende Kraft seiner Predigt für 
die Annahme des Evangeliums gewann und hernach in 
Ditmarschen seine glühende Begeisterung für die Ausbreitung 
der neuen Lehre mit dem Märtyrertode besiegelte. Wir 
lauschen seinen Worten, wenn er uns die sozialen Wirkungen 
der Reformation und den mannhaften Widerstand der Hanse- 
stadt gegen den siegreichen Kaiser im Schmalkaldischen Kriege 
schildert. Mit feinem Verständnis erläutert er aber auch die 
konfessionellen Streitigkeiten, die um die Mitte des Jahr- 
hunderts der Hüter streng lutherischer Traditionen und Ver- 
teidiger der Ubiquität Christi, Johann Timann, gegen Harden- 
berg, einen Mann von warmherziger evangelischer Ueberzeugung, 
anzettelte, der, seiner Zeit vorauseilend, das Bedürfnis 
strenger dogmatischer Begriffsbestimmungen für Predigt und 
Seelsorge nicht anerkannte. 

Bis in das 17. Jahrhundert hinein beherrschten kon- 
fessionelle Motive, welche das Reformationszeitalter eingeführt 
hatte, auch das politische Leben Bremens, das durch seine Zu- 
neigung zum Calvinismus zwischen streng lutherischen Nach- 
barn ganz isoliert zu werden drohte. Diese religiöse Stellung 
Bremens nötigte auf der einen Seite geradezu zur Erweiterung 
der Lateinschule zu einer beschränkten Hochschule, anderer- 
seits trübte sie in ganz bedrohlicher Weise die Beziehungen 
Bremens zu den anderen Hansestädten und hauptsächlich zu 
den nächsten Nachbarn, den oldenburgischen Grafen, die von 
jeher das Bestreben offenbarten, den gewinnbringenden Handel 
Bremens fiskalisch für sich auszubeuten. Auf die Darstellung 
der Kämpfe um den oldenburgischen Weserzoll, welche im 
Westfälischen Frieden ihren Abschluss fanden, aber noch 
Jahrzehnte hindurch die beiden verfeindeten Uferstaaten in 
Spannung erhielten, bis endlich durch die Anerkennung des 
Zolls Bremen seine politische Niederlage zugab, hat der Ver- 
fasser besondere Mühe verwendet. Nie mehr hat die olden- 
burgische Politik der Hansestadt gegenüber solche Erfolge er- 
rungen als zur Zeit Anton Günthers. Eine Entschädigung 
für diese schwere Einbusse und dauernde Beeinträchtigung des 
Bremer Handels war jedoch die der Stadt im Jahre 1640 zu- 
fällig in den Schoss gefallene Anerkennung ihrer Reichsstand- 
schaft durch Kaiser und Reich. 


Eine bessere Sichtung der Druckfehler würde dem 
an und für sich vortrefflichen Buche zur weiteren Zierde 
gereichen. 


Jever. Fr. W. Riemann. 


326 Nuntiaturber. aus Deutschld. nebst ergänzenden Aktenstücken. I, 9. 


124. 

Nuntiaturberichte aus Deutschland nebst ergänzenden Aktenstücken. 
Erste Abteilung: 1533—1559. Neunter Band: Nuntiatur 
des Verallo 1546—1547. Im Auftrage des Kgl. Preussischen 
historischen Instituts in Rom bearbeitet von Walter Frie- 
densburg. gr. 8°. LVI, 736 S. Gotha, F. A. Perthes, 
1899. M. 35.—. 

Dem vor einem Jahre erschienenen, von uns in den Mit- 
teilungen XXVI, S. 336 ff. angezeigten achten Bande ist jetzt 
der neunte gefolgt, welcher die wichtige Zeit des schmal- 
kaldischen Krieges umfasst. Für den ersten Teil des vor- 
liegenden Bandes besassen wir bereits einen wichtigen Vorläufer, 
weil die deutschen Nuntien ausser mit dem Kardinal-Vizekanzler 
auch mit den Konzilslegaten direkt korrespondierten und dieser 
Briefwechsel bereits in Druffels Monumenta Tridentina heran- 
gezogen worden ist. Die Hauptfundgrube für Friedensburg 
waren die Farnesepapiere in Parma und Neapel; sie reichten 
jedoch auch mit den Ergänzungen, welche die vatikanischen 
Archivalien lieferten, zu einem anschaulichen Gesamtbilde 
nicht aus. Denn ganz abgesehen davon, dass nach wie vor 
das Misstrauen zwischen Papst und Kaiser und ihre scharfen 
Gegensätze sowohl in der Konzilssache wie in national - ita- 
lienischen Angelegenheiten kein herzliches Einvernehmen auf- 
kommen liessen, war gerade in diesem kritischen Momente die 
Kurie bei Karl V. durch einen Mann vertreten, welcher keines- 
wegs zu ihren befähigtsten Diplomaten gehörte; ich habe 
bereits in den Mitteilungen XXVI, S. 336 mich über die Per- 
sönlichkeit Verallos geäussert. Man wird sich deshalb nicht 
wundern dürfen, wenn man aus Verallos Berichten von dem, 
was Karl und seine Räte im Innersten bewegte, vielfach das 
Wichtigste nicht erfährt. Der Gesandte hält mit seinem Un- 
willen über die ihm allzugross dünkende Verschwiegenheit der 
kaiserlichen Minister nicht zurück. Wie wenig seine Informa- 
tionen dem diplomatischen Zwecke einer vollkommenen Bericht- 
erstattung entsprechen, erkennt man vortrefflich aus einem 
Vergleiche seiner Depeschen mit den gleichzeitigen des floren- 
tinischen Gesandten Serristori, von welchen Friedensburg in 
den Noten einen ausgedehnten Gebrauch gemacht und auch 
einige im Anhang abgedruckt hat. Natürlich waren auch 
Serristori und sein ihn zeitweilig vertretenter Sekretär Concino 
nicht mit allen Geheimnissen der kaiserlichen Politik vertraut; 
aber man erhält häufig Gelegenheit zur Anerkennung des 
richtigen Gesamtüberblicks, welcher Cosimos Bevollmächtigte 
in diplomatischen wie in militärischen Dingen auszeichnet. 
Des weiteren vervollständigte Friedensburg sein Material aus 
dem Statthaltereiarchiv in Innsbruck. Hier liegt die chrono- 
logisch geordnete Korrespondenz des in der historischen Litteratur 
bei weitem noch nicht genug gewürdigten Kardinals Christof 
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Madrucei, eines in jenen Jahren besonders häufig zu vertrauten 
Missionen gebrauchten Prälaten; es wäre sehr erwünscht, wenn 
der von Friedensburg gegebene Hinweis bald einmal zu einer 
Biographie des so einflussreichen Mannes führen würde. Endlich 
hat der Herausgeber auch diesmal wieder die sogenannte 
Brüsseler Kanzlei des Wiener Archivs benutzt; ich hätte sehr 
gewünscht, wenn er auch die Denkschrift von Hofmann und 
Gaudentius von Madrucci aus den dortigen Reichstagsakten 
mit veröffentlicht hätte, jedenfalls werden diese im folgenden 

ande, der mit Juni 1547, also dem Ulmer Präludium des 
geharnischten Reichstags, einsetzen wird, in ausgedehnterem 
Masse herangezogen werden müssen. 

Aus dem reichen Inhalt des vorliegenden Bandes, über 
welchen wiederum eine sorgfältige Einleitung orientiert, sei 
nur einiges wenige herausgehoben. Der Gegensatz zwischen 
dem kaiserlichen Beichtvater Soto und dem älteren Granvelle 
tritt häufig hervor; dass der letztere dem schmalkaldischen 
Krieg abhold war, wusste man schon früher, nicht so deutlich 
war bisher seine noch während des Feldzugs bethätigte Ab- 
neigung gegen einen allzugrossen Umfang des Unternehmens 
erkennbar. Wie wenig der leitende Minister an eine aus- 
gedehnte Unterwerfung der Protestanten dachte, sieht man 
aus seiner Auffassung, dass die Zeit von Mitte Juli bis Oktober 
zum Kampfe genügen würde. Mit Granvelle scheint überhaupt 
Verallo schlecht gestanden zu sein; man lese seinen Bericht 
über die Erörterungen der gegenseitigen Beschwerden, wobei 
Granvelle dem Nuntius zuletzt die Thür weist (S. 338 ff.). 
Für Karls Taktik, durch behutsames Vorgehen und stellen- 
weise Nachgiebigkeit die versöhnlichen Gegner zu gewinnen 
und die unversöhnlichen zu isolieren, hat Verallo ebenso wenig 
Verständnis wie seine Auftraggeber. Wie zähe er an kurialen 
Ansprüchen festhält, beweist die Thatsache, dass er gelegent- 
lich des — unbegründeten — Gerüchtes, Moritz habe die Kur- 
und Reichsmarschallswürde angenommen, verwundert äussert : 
„Ich weiss nicht, wie er (Moritz) sich diese beilegen kann 
ohne Dekret und Zustimmung des apostolischen Stuhles, der 
zuerst die Kurwürde eingesetzt hat“ (S. 360). Da urteilt Kar- 
dinal Cervino, welcher die völlige Unterwerfung der Protestanten 
für unmöglich hält, weit scharfblickender, wenn auch die Kon- 
Sequenzen, die er aus dieser Einsicht zieht, nicht gerade den 
augenblicklichen Bedürfnissen gerecht werden (S. 371). Leider 
ist Verallos Depesche über die Schlacht bei Mühlberg nicht 
aufgefunden worden; Friedensburg ergänzt die Lücke durch 
die Mitteilung des bezüglichen florentinischen Berichts. 


Freiburg i. B. Gustav Wolf, 
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Leben des Professors Catharinus Dulcis von ihm selbst beschrieben. 
Mit Anmerkungen von Ferdinand Justi. Mit 
Duleis’ Bildnis. gr. 8°. 46 8. Marburg, N. G. Elwert’s 
Verlag, 1899. M. 1.—. 

Catherin le Doux (Catharinus Duleis) war 1540 geboren, 
fand in der Pfalz und Baden, in Hessen, in Frankreich, den 
Niederlanden, Oesterreich, Polen und Ungarn Beziehungen, die 
seinem Wandertriebe Befriedigung verschafften. 1605 leistete 
er den Amtseid als Marburger Universitätsprofessor. Die von 
ihm verfasste Selbstbiographie ist äusserst selten, berührt eine 
Menge von Ereignissen und Personen, die man in den gang- 
baren Handbüchern der Weltgeschichte nicht findet, und ver- 
diente vollständig in unserer Muttersprache erneuert zu werden. 
107 gelehrte Anmerkungen Justis geben Erläuterungen und 
Quellennachweise. Referent hat das sauber ausgestattete 
Heftchen mit grösstem Vergnügen gelesen. Ein Register wird 
nur ungern vermisst. 


Mühlhausen i. Thür. Eduard Heydenreich. 
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Loebi, H. Alfred, Zur Geschichte des Türkenkrieges von 1593—1606. 
I. (Prager Studien aus dem Gebiete der Geschichtswissen- 
schaft. Im Vereine mit den anderen Fachprofessoren der 
Geschichte herausgegeben von Dr. Ad. Bachmann. Mit 
Unterstützung des hohen Ministeriums für Kultus und Unter- 
richt. Ye VL) 8% 136 S. Prag, Rohlitek & Sievers, 
1899. M. 1.—. 


Der Verf. beginnt seine Darstellung mit einer Uebersicht 
der Quellen; darunter kommen besonders die ungedruckten 
Schriftstücke des k. u. k. Kriegsarchives mit den Registern 
des Hofkriegsrates, ferner die des k. k. Haus-, Hof- und Staats- 
archives, sowie einiger anderer öffentlicher und privater Archive 
in Betracht. Die sonstigen Litteraturangaben fliessen besonders 
in den Fussnoten reichlich. Sodann folgt eine Skizze über 
das Entstehen und die Einrichtung der Militärgrenze, wobei 
er aus den Akten viel neues Material mitteilt, insbesondere 
über die Erhaltung, die Heeresstärke u. dgl. der einzelnen 
Grenzteile.. Unterschieden werden beim Ausbruch des Krieges 
von 1593 folgende Grenzen: I. Die windische Grenze zwischen 
Save und Drau; II. die „cerabatische‘ Grenze, bestehend aus 
den Hauptmannschaften Zengg, Ogulin, Wihitsch (Bihac am 
rechten Unnaufer), Hrastowitz und Gradiska (Meergrenze) ; 
III. die Grenze von der Drau bis zum Plattensee — Kaniszaer 
Grenze; IV. die Grenze vom Plattensee bis Komorn — Raaber 
Grenze; V. die Grenze von Komorn durch die Bergstädte bis 
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Oberungarn; endlich VI. die oberungarische Grenze. Von diesen 
Grenzen werden die südlichen (windische, crabatische und Meer- 
grenze) von der innerösterreichischen Regierung erhalten, die 
Raaber Grenze zumeist durch die Landschaft unter und ober 
der Enns; für die Grenze bei den Bergstädten mussten die 
Sudetenländer aufkommen ; auch die Nassadisten, Stromschiffer, 
die mit unseren Pionieren zu vergleichen wären, wurden von 
den böhmischen Geldern bezahlt; für Oberungarn musste 
Schlesien und die Zipser Kammer beisteuern. Hierauf schildert 
der Verf. die Verhältnisse auf türkischer Seite, insbesondere 
den Sultan Murad III. (1574—94) und seinen Grossvezier 
Sinan Pascha: jener war ein Vielschläfer, ein unselbständiger, 
der Wollust zugeneigter Charakter; nicht an ihn, sondern an 
Sinan Pascha, der durch die Eroberung Jemens (1571) seinen 
Ruhm begründet hatte, knüpft sich der Türkenkrieg von 1593. 
Sinan Pascha wird allgemein als ein überaus grausamer und 
rücksichtsloser, aber thatkräftiger Charakter geschildert. Da 
ferner in dem zu schildernden Krieg die Uskokenfrage ein- 
greift, so hat der Verf. gut gethan, eine kleine ethnographische 
Studie über diese einzuschieben. Es folgt sodann die Schil- 
derung des Kriegsjahres 1591, dann die der diplomatischen 
Verwickelungen im Winter 1591 auf 1592 mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Uskokenhändel. Den Beschluss dieses ersten 
Teiles der Publikation bilden mehrere Aktenstücke, darunter 
sehr interessante Verzeichnisse der reichen Geschenke, welche 
vom Kaiser dem Sultan und seinen Grossen übersandt wurden. 
Die verdienstliche Arbeit würde viel gewinnen, wenn der Verf. 
auf eine festgefügte klare Darstellung noch mehr Gewicht 
legen würde. 


Czernowitz. R. F. Kaindl. 
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Schulz, Dr. Hans, Markgraf Johann Georg von Brandenburg-Jägern- 
dorf, Generalfeldoberst. 8°. VII, 147 S. Halle, M. Niemeyer, 
1899. M. 4.—. 


Dieses Werk ist erschienen als 37. Heft der Halleschen 
Abhandlungen zur neueren Geschichte, die @. Droysen heraus- 
giebt. Der Verf. sagt, dass sich ausser den kurzen Notizen 
über diesen Hohenzollern, die sich in der Allgemeinen deutschen 
Biographie finden, keine zusammenhängende Lebensbeschreibung 
nachweisen lasse. Er weiss sehr wohl, dass er es mit keinem 
Helden und bedeutenden Manne zu thun hat, sondern eher 
mit einem Durchschnittsmenschen (S. 132). Aber zweierlei ist 
an ihm zu rühmen, dass er seinem Glauben und dem Winter- 
könige treu geblieben ist (S. 134). — 

Weil er nun keine hervorragende Stellung eingenommen 
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hat, so fehlen für manche Teile seines Lebens eingehendere 
Angaben. Wir sind am besten über den Anfang und das Ende 
seiner Laufbahn unterrichtet. Der Prinz ist 1577 in Wolmir- 
stedt geboren, seine Mutter war die zweite Tochter des 
Markgrafen Hans von Küstrin. Weder sein Grossvater 
Johann Georg, noch sein Vater waren bedeutende Männer, be- 
sonders enge Gesichtspunkte hatte Johann Georg. 


Er war streng lutherisch und hielt es deshalb mit den 
Wettinern. Wenn die Hohenzollern nicht seine Wege verlassen 
hätten, dann wäre es ihnen nicht möglich gewesen, die 
Protestanten zu vereinen und an ihre Spitze zu treten. Droysen 
hat ihn in der preussischen Politik zwar scharf, aber wohl 
richtig gezeichnet. Sowohl Johann Georg als auch Joachim 
Friedrich hatten eine zahlreiche Nachkommenschaft zu ver- 
sorgen, und nicht ohne Grund wurde Johann Georg und sein 
älterer Bruder Johann Sigismund 1589 auf die damalige 
Mode - Universität Strassburg geschickt. Dort im Bistum 
zeigte sich eine Gelegenheit, den jungen Herrn zu versorgen. 
Das Domkapitel war nämlich zwiespältig, da der eine Teil der 
Domherren protestantisch, der andere katholisch war. Wirk- 
lich wählten die protestantischen Herren im August 1591 Johann 
Georg zum Bischof, doch sollte er erst, wenn er das 19. Jahr 
vollendet, selbständig regieren. Da die katholischen Domherren 
den Kardinal Karl von Lothringen, Bischof von Metz, auf- 
stellten, so war der Kampf nicht zu vermeiden. Heinrich IV. 
von Frankreich konnte nicht wünschen, dass hier ein Lothringer 
oder gar der Habsburger, welchen man zum Koadjutor ge- 
macht hatte, die Oberhand behielte. Aber die kleinlichen 
Eifersüchteleien der Protestanten und die kurzsichtige Politik 
Brandenburgs verschuldeten es, dass die Katholiken siegten. 
Im November 1604 ist zu Hagenau Frieden geschlossen 
worden, in welchem Karl als Bischof anerkannt und Johann 
Georg mit Geld abgefunden wurde (S. 33). Hier hatte er 
seine Rolle ausgespielt und eine Niederlage erlitten. — 


Seit 1600 hatte er einen anderen Schauplatz für seine 
Thätigkeit gefunden, denn er war Herzog in Schlesien zu 
Crossen und Jägerndorf geworden. 

Ueber die rechtlichen Fragen, welche in bezug auf diesen 
Besitz zwischen den Hohenzollern und Habsburgern zu ent- 
scheiden waren, dürfte der Historiker schwerlich ein Urteil 
fällen. So urteilt Ranke in den 12 Büchern, als er von 
Friedrichs des Grossen Unternehmungen auf Schlesien spricht. 
Er sagt daher mit Recht: Auch hatten nicht Rechtssprüche, 
sondern Weltereignisse, grosse Schlachttage, gegen Branden- 
burg entschieden. Infolge der Schlacht von Mühlberg waren 
die Herzöge von Liegnitz genötigt worden, „auf ihre Erb- 
verbrüderung mit Brandenburg zu verzichten.“ Unter Kaiser 
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an II. und Matthias hatten die Streitigkeiten nie auf- 
gehört. 

So viel war von allem Anfange klar, dass die Katholiken 
es nicht gern sahen, wenn sich eine so kräftige Macht wie 
Brandenburg in Schlesien festsetzte. Und es ist nun auch 
nicht zu bezweifeln, dass Johann Georg dem Hause Habsburg 
nicht hold gewesen ist. Ehe aber der nicht zu vermeidende 
Kampf zum Ausbruche kam, fanden merkwürdige Ereignisse 
in der Mark Brandenburg statt. Johann Georgs Bruder 
Johann Sigismund trat dem reformierten Bekenntnisse bei 
und ebenso auch Johann Georg, ohne dass wir jedoch fest- 
stellen können, wie dieser dazu gekommen ist (S. 68). Es 
scheinen denn doch dazu mancherlei Gründe mitgewirkt zu 
haben. Zu leugnen ist wohl nicht, dass die Reformierten 
damals gebildeter und weitsichtiger waren als die Lutheraner. 
Als Beleg dazu verweise ich auf die sehr schöne Darstellung, 
welche sich in Rankes Preussischer Geschichte 1874 1. Bd. 
S. 189 findet. Auch der Verf. ist derselben Ansicht. Und 
man wird zugeben müssen, dass der Verlauf der Geschichte 
für die That der Hohenzollern spricht. Da sie nicht dem 
starren Calvinismus anhingen, sondern eine mildere Form des 
reformierten Bekenntnisses annahmen, wurden sie befähigt, an 
die Spitze der Protestanten zu treten. 

Eine kurze Zeit vertrat Johann Georg seinen Bruder als 
Statthalter in der Mark und hatte daselbst manche Streitig- 
keiten mit den Lutheranern auszufechten. 

Als nun endlich der dreissigjährige Krieg ausbrach, da 
war es klar, dass der Habsburger Ferdinand I. keine 
heftigeren Feinde hatte und haben konnte als die Reformierten. 
Im Mittelpunkte der schlesischen Gegner stand Johann Georg 
von Jägerndorf und hielt es natürlich mit dem Winterkönig, 
mit Friedrich V. von der Pfalz. Es ist ein wenig erfreuliches 
Bild, das uns gezeichnet wird. Auf der einen Seite der 
katholische, bigotte Ferdinand II., der Jesuitenzögling, der 
mit Feuer und Schwert Böhmen unterwarf und demütigte, auf 
der anderen der schwache und eitle Friedrich V. Zwischen 
beiden der schlaue aber nicht zuverlässige Bethlen Gabor. 
Und doch ist dieser von all den Herren und Führern der an- 
mutendste, wie ihn besonders die vierte Beilage (S. 146) 
schildert. — 

Es ist ja bekannt, dass die Schlacht am weissen Berge der 
Stellung Johann Georgs ein jähes Ende bereitete. Aber treu 
hielt dieser bis zu seinem Tode (1624) an seinem Glauben und 
an Friedrich V., obwohl er das bittere Brot der Verbannung 
bei Bethlen Gabor essen musste. Als er besiegt war, zog der 
Kaiser Ferdinand II. ohne Rücksicht auf die anderen 
Brandenburger Jägerndorf ein. Soweit hat Ranke Recht, 
wenn er sagt, dass die Schlachten bei Mühlberg und Prag 
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gegen die schlesischen Ansprüche der Brandenburger entschieden 
hätten, nicht aber rechtliche Verhältnisse. 
Gr.-Lichterfelde. Foss. 
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Gebauer, 3. H., Kurbrandenburg und das Restitutionsedikt von 1629. 
(a. u. d. T.: Hallesche Abhandlungen zur neueren Geschichte. 
Heft 38.) gr. 8. VII und 255 S. Halle, M. Niemeyer, 
1899. M. 7.—. 


Eine recht tüchtige und sorgtältige Arbeit, deren wissen- 
schaftlicher Nutzwert auch dadurch nicht beeinträchtigt wird, dass 
sie den subjektiven konfessionellen Standpunkt des Autors stark 
wiederspiegelt!! Die vorliegende Monographie darf als Fort- 
setzung von Gebauers gleichfalls in den Halleschen Abhand- 
lungen erschienenem Buche „Kurbrandenburg in der Krisis des 
Jahres 1627“ bezeichnet werden, und allem Anschein nach beab- 
sichtigt unser Autor seine Untersuchungen über die Politik 
Georg Wilhelms wenigstens noch bis zum Prager Frieden weiter- 
zuführen. Gegenwärtig dehnt er seine Studien bis zum Jahre 
1632 aus, jedoch so, dass die Verhandlungen mit Gustav Adolf 
nicht nach allen Seiten, sondern speziell unter dem Gesichts- 
winkel der Folgen des Restitutionsedikts und der sich daran an- 
schliessenden Kompositions- und evangelischen Unionsbestrebungen 
erörtert werden. Er stützt sich hauptsächlich auf das Berliner 
Archiv, daneben auf die Domkapitelarchive in Burg und Branden- 
burg und vereinzelt auch auf magdeburgische und stadt-branden- 
burgische Akten. 

Das von Gebauer betonte Bedürfnis, „dass die Territorial- 
geschichte gerade dieser Periode einer eindringlichen Teilnahme 
gewürdigt werde“, ist ebenso zu bejahen, wie, dass speziell 
Kurbrandenburg ein besonderes Anrecht darauf hat. Zwar läuft 
das brauchbare und fleissige Werk von Tupetz „Der Streit um 
die geistlichen Güter und das Restitutionsedikt“ vielfach auf 
eine lokalgeschichtliche Behandlung seines Themas hinaus, und 
stellenweise berührt sich auch Heyne, „Der Kurfürstentag von 
Regensburg“ mit Gebauers Forschungsgebiet. Aber das letzt- 
genannte Buch greift nur einen relativ begrenzten Teil noch 
dazu meist auf Grund der Dresdner Archivalien heraus, und 
auch Tupetz kennt aus Autopsie nur die zwanzig Bände des 
Dresdner Archivs, welche sich ad hoc mit dem Restitutionsedikt 
befassen, zieht dagegen die Münchener und Wiener Akten nur 
nach Gindelyschen Exzerpten heran. 

Das Hauptverdienst der Gebauerschen Arbeit liegt in der 
sorgfältigen Charakteristik des Unterschiedes zwischen der kur- 
sächsischen und kurbrandenburgischen Auffassung und zwischen 
Georg Wilhelms einzelnen Ministern. Innerhalb der letzteren 
können wir drei Schattierungen konstatieren. Für engstes Ein- 
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vernehmen mit Oesterreich, gegen ein festes Zusammengehen mit 
den übrigen Evangelischen plädiert Schwarzenberg. Dessen 
Antipode ist der für möglichst energische Vertretung der reli- 
giösen Interessen arbeitende Knesebeck. Vermittelnd, aber mehr 
Knesebecks Ansichten zuneigend, ist der Kanzler Friedrich 
Pruckmann, dem Gebauer „einen sicheren Blick in die Beur- 
teilung der gegebenen Verhältnisse und ein feines Verständnis 
für die Grenzen des jeweilig Erreichbaren“, aber auch eine ge- 
wisse Aengstlichkeit zuschreibt, und sein Amtsnachfolger Sig- 
mund von Götz. Georg Wilhelm erscheint als eine schwankende 
Natur ohne festes Ziel im Auge. 

Den zerfahrenen Verhältnissen war es zuzuschreiben, dass 
trotz der kritischen Lage des Protestantismus und seiner ein- 
zelnen Angehörigen nur langsam der so dringend nötige 
Zusammenschluss erfolgte. Den Dresdner Hof bestimmten zwei 
Motive zur Reserve: die Abneigung gegen das reformierte Be- 
kenntnis und die Hoffnung, bei fortdauernder Freundschaft mit 
den Habsburgern im eigenen geistlichen Besitz unangetastet zu 
bleiben. Darum nahm er sich weder der an ihn herantretenden 
Bittsteller an, noch ging er auf die Wünsche konfessioneller 
Sonderberatungen ein. Auch die Brandenburger widerrieten, in 
Wien auf Suspension des Restitutionsedikts zu drängen oder 
mit Sachsen anzuknüpfen oder gar einen gesamtevangelischen 
Protest vorzubereiten; sie begnügten sich mit Aktenforschungen, 
Ausarbeitung von Denkschriften u. s. w., und als man von 
Pruckmanns Darlegung über die märkische Reformation auf 
Knesebecks Betreiben zu einer förmlichen Kritik des Restitutions- 
edikts überging, war dies schon ein wenn auch noch so geringer 
Fortschritt. Von da ab dauerte es wieder drei Monate, bis man 
in Berlin den weiteren Entschluss wagte, den kursächsischen Hof 
um Mitteilung seiner an den Kaiser gerichteten Beschwerden 
über das Edikt zu bitten. Erst als im Frühjahr 1630 Georg 
Wilhelm nach Beendigung der polnisch-schwedischen Wirren aus 
Preussen in die verwüstete Mark zurückkehrte, gewann der Ver- 
lauf der Entwickelung ein schnelleres Tempo. Mitte April traf 
Georg Wilhelm zum ersten Male mit Johann Georg in Annaburg 
zusammen, begleitet von Schwarzenberg, Götz und Knesebeck, 
deren Sonderstandpunkte gelegentlich einer Vorbesprechung in 
Georg Wilhelms Gemach klar zu Tage traten. Anfangs hatte 
Schwarzenberg noch die Oberhand, das Endergebnis, dass die 
evangelischen Kurfürsten auf dem bevorstehenden Kurfürstentage 
in Regensburg nicht persönlich erschienen und Johann Georg zu- 
gleich in Brandenburgs Namen nochmals durch Gesandte sich 
gegen die Durchführung des Edikts verwahrte, war jedoch das 
erste Anzeichen vom niedergehenden Einfluss des Ministers. Die 
Ereignisse, der Misserfolg der verabredeten Gesandtschaft einer- 
seits, Gustav Adolfs Kriegsplan andererseits trieben die Dinge 
vorwärts. Zunächst waren beide Kurfürsten für Neutralität. 
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Eine solche war jedoch nur denkbar, wenn es ihnen gelang, ihre 
Glaubensgenossen zu einem festen Verbande zu gewinnen. Da 
überdies die inzwischen begonnenen Regensburger Verhandlungen 
die Unnachgiebigkeit des Kaisers und der Liga und die völlige 
Isolierung der beiden protestantischen Kurfürsten offenbart hatten, 
geschahen deshalb im September bei einer neuen Zusammen- 
kunft zwischen Johann Georg und Georg Wilhelm, welche an der 
Hand einer Knesebeckschen Denkschrift die Schwedengefahr, das 
Restitutionsedikt und die Aussichten des Regensburger Tages 
genau erörterten, die ersten Schritte zur Berufung eines evan- 
gelischen Konventes. Allerdings war derselbe von sächsischer 
Seite mehr als Drohung wie als wirklicher Plan ins Auge ge- 
fasst; aber auch hier gewann der einmal hingeworfene Gedanke 
rasch Boden. 

Nachdem Mitte September die Protestanten kaum mehr 
Hoffnung auf einen auch noch so kleinen Erfolg ihrer religiösen 
Forderungen gehegt, zeigten plötzlich die Gegner ihre Bereit- 
willigkeit zu Verhandlungen und forderten Johann Georgs 
Schwiegersohn, den durch seinen Vermittlungseifer bekannten 
Landgrafen Georg von Hessen, zu Vergleichsvorschlägen auf. 
Dieser liess durch seinen Kanzler Wolf eine Reihe Artikel auf- 
setzen, welche jedoch trotz ihres weiten Entgegenkommens von 
den Altgläubigen schroff abgelehnt wurden. Diese Zurückweisung 
war offenbar durch den Wunsch bestimmt, dass die übrigen 
Protestanten, welche von den hessischen Offerten nichts wissen 
wollten, zum Einlenken veranlasst würden. Denn als in einer 
Kollektiveingabe zahlreiche evangelische Stände sich zu weiteren 
Verhandlungen geneigt erklärten, schlugen die Ligisten ein, 
nahmen einen Verhandlungstag in Frankfurt für Februar in 
Aussicht und stimmten zu, dass bis dahin „neuc Exekutionen 
des Edikts nicht angeregt werden sollten“. Um in solche Er- 
örterungen einzutreten, mussten aber die Evangelischen sich erst 
unter einander verständigen. Zwar arbeitete Landgraf Georg, 
welcher von einem Protestantentag eine ihm persönlich uner- 
wünschte Verschlechterung seiner Mittlerposition fürchtete, der 
Berufung am Dresdener Hofe längere Zeit mit Erfolg entgegen, 
als jedoch Mitte Dezember Georg Wilhelm diesmal nur mit Götz 
und Knesebeck wieder nach Annaburg reiste, setzte er bei seinem 
Nachbar die unverzügliche Ansage des Konvents durch. Auf 
diesem Leipziger Konvente, der am 20. Februar eröffnet wurde, 
spielten nun Georg Wilhelm und seine Räte Götz, Knesebeck 
und Polonius eine massgebende Rolle. Mochten dieselben auch 
nicht alle Wünsche befriedigen, so bedeutete der Leipziger Ab- 
schied immerhin den Zusammenschluss der Kontrahenten gegen 
Vergewaltigungen. Gleichzeitig hatten neue Verhandlungen mit 
Frankreich und cin Religionsgespräch zwischen Lutheranern 
und Reformierten die beiden Kurfürsten in noch engere Ver- 
bindung gebracht. 
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Die erzielten Früchte offenbarten sich nun auch auf dem 
bis August verschobenen Kompositionstag in Frankfurt. Frei- 
lich blieben die Katholiken, welche das Restitutionsedikt als 
solches nicht angefochten wissen und nur einzelne Beschwerden 
über die angemessene Durchführung diskutieren wollten, ebenso 
fest wie bisher. Aber die Zeiten, wo man die Evangelischen 
durch allerlei Intriguen spalten konnte, schienen vorüber. Als 
Gustav Adolf Würzburg genommen und die Katholiken aus dem 
bedrohten Frankfurt flohen, sahen sich die Protestanten plötzlich 
allein. Brandenburg und eine Reihe anderer hätten die unter- 
brochenen Debatten gern fortgesetzt, zumal die Gegner durch die 
schwedischen Waffenerfolge bald mürber geworden waren. Aber 
Gustav Adolf erachtete die Zeit des Friedens noch nicht ge- 
kommen, und er war Herr der Situation. Mit einem kurzen Aus- 
blick auf den Prager und westfälischen Frieden schliesst Gebauers 
reichhaltige Schrift. 

Freiburgi.B. Gustav Wolf. 
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Boer, Dr. M. G. de, Die Friedensunterhandlungen zwischen Spanien 
und den Niederlanden in den Jahren 1632 bis 1633. gr. 8°. 
VIII, 142 S. Groningen, Noordhoff, 1898. M. 4.—. 


Die von neuem aufgenommene Untersuchung der Verhand- 
lungen zwischen Spanien und den Niederlanden stützt sich auf 
bisher nicht oder nur teilweise benutzte Akten in den Archiven 
im Haag, zu Arnheim und London. Vor der versuchten Einigung 
ist der Krieg von 1632 eingehender dargestellt, besonders das 
Vorrücken Oraniens und die Belagerungen fester Plätze. Die 
Hoffnung auf Anschluss der südlichen Niederlande erfüllte sich 
nicht, indem es unter dem Adel wohl Unzufriedene und 
Empörungslustige gab, die Masse des Volks jedoch ruhig blieb 
und die spanischen Truppen nicht zum Abfall gebracht wurden. 
Der Unzufriedenheit ob der spanischen Uebergriffe nachgebend 
hatte die Statthalterin Isabella, welche die Rechte der Be- 
völkerung beim Könige in Madrid zu vertreten bestrebt war, die 
Zusammenberufung der Generalstaaten und die Unterhandlungen 
mit Oranien genehmigt. Zugleich versuchten aber die Abfalls- 
lustigen mit Frankreich und England in Bezichung zu treten. 
Der Gang der Verhandlungen selbst war ein sehr schleppender, 
dieselben bieten auch im ganzen wenig Interessantes, zumal sic 
schliesslich ergebnislos verliefen. Die Gründe dafür setzt der 
Verf. im einzelnen auseinander. Der Kongress, anfänglich in 
Maastricht abgehalten, wurde zuerst spärlich und langsam be- 
schickt, nach längeren Erörterungen wurden dann die Forderungen 
aufgestellt und später im Haag weiter behandelt. Hier gab es 
zunächst wieder keinen Fortschritt, weil die einzelnen Staaten 
verschiedene Interessen verfolgten, und die Frage der Vollmachten 
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der Generalstaaten des Südens die Verhandlungen in die Länge 
zogen; als aber die Bedingungen im einzelnen aufgestellt wurden, 
riefen die Zurückziehung der spanischen Truppen und die ge- 
meinsame Verwaltung der flandrischen Häfen, sowie namentlich 
die Kolonialfrage grosse Schwierigkeiten hervor. Durch Ein- 
willlgung wäre Spanien seines Einflusses in den Niederlanden 
völlig verlustig gegangen. Trotzdem entschloss sich Isabella, 
beim Könige in Madrid anfragen zu lassen. Inzwischen arbeiteten 
aber Engländer und Franzosen auf alle Weise daran, jeden 
Ausgleich zwischen Spanien und den Niederlanden zu hinter- 
treiben, indem sie davon nichts Gutes für sich erhoffen konnten. 
Die Konferenzen wurden aufs neue verschoben, und es kam nicht 
zur Einigung. Zu den Schwierigkeiten des weiteren Fortganges 
der Verhandlungen trat noch der Tod der Statthalterin, der, 
wenn auch nicht ausschlaggebend, so doch neben der Fort- 
setzung der kriegerischen Aktionen auf den Abbruch der Unter- 
handlungen einwirkte. Spanien hatte dabei stets nur Zeit ge- 
winnen wollen. 

In der Uebersetzung fällt das mehrfach vorkommende 
„ungeneigt“ auf. Drei Beilagen sind angefügt. 

Marggrabowa. Koedderitz. 
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Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg. Sechzehnter Band. Erster Teil. 
Ständische Verhandlungen III. (Preussen II. Band. Erster 
Teil.) Herausgegeben von Kurt Breysig. gr. 8%. V, 425 S. 
— Zweiter Teil. Ständische Verhandlungen III. (Preussen 
lI. Band. Zweiter Teil.) Herausgegeben von Martin 
Spahn. gr. 8%. VII und S. 427—1166. Berlin, Georg 
Reimer, 1899. M. 44.—. 

Der vorliegende neue in zwei gesonderten Teilen aus- 
gegebene Band der „Urkunden und Aktenstücke“ schliesst sich 
auch inhaltlich unmittelbar an den vorhergegangenen 15. Band 
an, in ihm wird die in jenem begonnene Publikation der auf die 
Verhandlungen mit den preussischen Ständen bezüglichen Doku- 
mente zu Ende geführt. Jener 15. von K. Breysig heraus- 
gegebene Band, den wir im Jahrgang 23 der Mitteilungen 
(S. 88 ff.) ausführlich besprochen haben, enthielt nach einer 
umfangreichen, die Entwickelung der ständischen Verhältnisse in 
Preussen von der Ordenszeit an bis zum Regierungsantritt des 
Grossen Kurfürsten schildernden Einleitung zuerst die Akten der 
in den ersten zwanzig Jahren des letzteren (1640—1660) in 
Preussen abgehaltenen Landtage und dann diejenigen des grossen 
Landtages von 1661—1663, welcher für die Stellung des durch 
die Verträge mit Schweden und Polen und durch den Olivaer 
Frieden souveräner Herzog gewordenen Kurfürsten zu diesem 
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Lande und für die weitere Entwickelung der Verhältnisse in dem- 
selben von grundlegender Bedeutung geworden ist. Aber die- 
selben wurden in ihm nur bis zu dem vorläufigen Abschluss ge- 
führt, welcher mit der Bewilligung der Accise durch die beiden 
Öberstände im März 1662 eintrat. In dem ersten, ebenfalls von 
Breysig bearbeiteten Teil des neuen Bandes werden die 
weiteren Vorgänge auf diesem Landtage bis zu der Aushändigung 
des von dem Kurfürsten am 1. Mai 1663 ausgestellten Landtags- 
abschiedes an die Stände behandelt. Derselbe ist in vier Ab- 
schnitte gesondert, von denen der erste (sechste) bis zur Erklärung 
der Komplanation (16. März—9. Mai 1662), der zweite (siebente) 
bis zur Abreise Schwerins (12. Mai — 7. Juli 1662), der dritte 
(achte) bis zur Ankunft des Kurfürsten in Königsberg (9. Juli— 
23. Oktober 1662), der vierte (neunte) bis zur Verabschiedung 
des Landtages (28. Oktober 1662—1. Mai 1663) reicht. Das in 
den beiden ersten Abschnitten veröffentlichte Aktenmaterial ist 
durchaus gleichartig dem in den vorhergehenden vier Ab- 
schnitten des 15. Bandes. Den Hauptteil nehmen wieder die 
zahlreichen und ausführlichen im Wortlaut mitgeteilten Berichte 
des Oberpräsidenten O. v. Schwerin ein, der von dem Kurfürsten 
zur Führung der Verhandlungen sowohl mit den Ständen, als 
auch mit der Regierung nach Königsberg geschickt war, da- 
neben wird ein Teil der Berichte der Regierung an den Kur- 
fürsten, ferner die Bedenken und Denkschriften der Stände, die 
ihnen erteilten Resolutionen, die zwischen den Ständen und dem 
König von Polen gewechselten Schreiben und einige andere 
Schriftstücke, auch meist im vollständigen Wortlaut, veröffent- 
licht. Von dem Abdruck der Schreiben des Kurfürsten an 
Schwerin und an die preussische Regierung konnte auch hier 
abgeschen werden, da dieselben schon von v. Orlich veröffentlicht 
worden sind. Auch in dem dritten Abschnitt ist das Akten- 
material ein ähnliches, an die Stelle der Berichte des nach 
Berlin zurückgekehrten Schwerin treten hier die den Berichten 
der Regierung zur Seite gebenden vertraulichen Schreiben des 
Statthalters Fürsten Radziwill an den Kurfürsten, in denen 
namentlich von dem halsstarrigen und unbotmässigen, ja geradezu 
aufrührerischen Treiben der Königsberger und von der Unmög- 
lichkeit, die von dem Kurfürsten anbefohlene Verhaftung Roths 
auszuführen, die Rede ist. Von sehr verschiedener Beschaffenheit 
dagegen sind die in dem letzten Abschnitt veröffentlichten Doku- 
mente. Da der Kurfürst selbst sich in Königsberg befindet, so 
liegen Berichte an ihn über die Vorgänge auf dem Landtage 
nicht vor, den Hauptteil nehmen hier die zwischen dem Kur- 
fürsten und den Ständen gewechselten Schriftstücke ein, die, ob- 
wohl teilweise recht umfangreich, doch auch meist wörtlich ab- 
gedruckt sind, die neue Proposition vom 18. November, die 
Geeinigten Erinnerungen der Stände vom 12. Dezember, die 
Antwort des Kurfürsten darauf vom 16. Dezember 1662 und die 
Mitteilungen a. d. histor. Litteratur. XXVIII. 22 
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weiteren ähnlichen Aktenstücke aus den vier ersten Monaten 
des folgenden Jahres. Dieselben zeigen, wie lange es gedauert 
hat und wie schwer es gewesen ist, zu einer Verständigung zu 
gelangen. Ueber die beiden wichtigsten Streitpunkte, die 
Vergünstigungen für die Reformierten und über die Bei- 
behaltung der Truppen, ist überhaupt eine Einigung nicht 
erreicht worden. In dem Vereinigten Bedenken der Stände vom 
13. April verlangen die Deputierten der Ritterschaft inbetreff 
der darauf bezüglichen Forderungen, an welchen der Kurfürst 
festhält, erst neue Instruktion von ihren Auftraggebern einholen 
zu dürfen, und es kommt allerdings zur Bewilligung eines 
subsidium seitens der Oberstände und der kleineren Städte von 
180000, seitens Königsbergs von 100000 Thalern auf 3 Jahre, 
aber über die Art der Aufbringung dieses Geldes können sich 
die Königsberger mit den anderen Ständen nicht einigen, der 
Landtagsabschied vom 1. Mai ist vom Kurfürsten einseitig er- 
lassen. Ueber die eigentlichen teils von den ÖOberräten, teils 
von dem Kurfürsten selbst mit den Ständen geführten Verhand- 
lungen geben nur einige vereinzelt erhaltene Protokolle Kunde. 
Daneben aber sind hier noch einige andere wichtige Dokumente 
abgedruckt, die in bezug auf die Verhaftung Roths erlassenen 
militärischen Ordres vom 28. und 29. Oktober, die Protokolle 
der mit Roth nachher angestellten Verhöre vom 3., 4., 6. und 
27. November, die Proposition, welche der Kurfürst nach Roths 
Verhaftung durch den Geheimen Rat v. Jena den Königsbergern 
am 8. November vortragen lässt, und die Erklärungen derselben 
darauf vom 16. November, in welchen sie in die Souveränität 
einwilligen und um Gnade bitten. 

Der Teil enthält so ein sehr reiches und interessantes 
Aktenmaterial. Leider finden sich auch hier in den abgedruckten 
Texten zahlreiche Lese- und Druckfehler, weit mehr, als in 
den hinten mitgeteilten „Verbesserungen“ angeführt und be- 
richtigt sind. 

Der zweite umfangreichere Teil dieses Bandes, welcher die 
ständischen Verhandlungen in Preussen während der letzten 
25 Jahre der Regierung des Grossen Kurfürsten (1663—1688) 
umfasst, ist, nachdem Herr Professor Breysig die Fortsetzung 
der Arbeit aufgegeben hatte, von Herrn D. Spahn bearbeitet 
und herausgegeben worden. Derselbe hatte eine sehr schwierige 
Aufgabe zu bewältigen. In jener Periode sind in Preussen zahl- 
reiche Landtage, zum Teil von längerer Dauer, abgehalten 
worden. Das auf dieselben bezügliche in den Staatsarchiven von 
Königsberg und Berlin aufbewahrte Aktenmaterial ist sehr um- 
fangreich. Allerdings liegen auch aus dieser Zeit eigentliche 
Landtagsprotokolle nicht vor, wir besitzen nur die Ausschreiben 
zu den Landtagen, die bei Eröffnung derselben durch die Re- 
gierung den Ständen vorgetragenen Propositionen, dann die Er- 
gebnisse der Beratungen der drei einzeln für sich tagenden 
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Stände, die „Bedenken“ derselben, und die nachher auf Grund 
dieser einzelnen Bedenken zusammengestellten „Vereinigten Be- 
denken“. Da in diesen nie die Forderungen des Kurfürsten in 
vollständiger Weise erfüllt werden, kommt cs meist zu weiteren 
Vorstellungen der Regierung an die Stände, dann wieder zu 
Sonderbedenken und Vereinigten Bedenken dieser, endlich wird 
ein Landtagsabschied abgefasst. Diese Schriftstücke sind teil- 
weise sehr umfangreich, den Bedenken der einzelnen Stände 
werden zahlreiche und weitläufige gravamina beigefügt, die 
zusammengefasst dann auch den „Vereinigten Bedenken“ ange- 
hängt werden, dazu kommen noch verschiedene einzelne 
Suppliken, Beschwerden und dergleichen mehr. Heranzuziehen 
war ferner die Korrespondenz des Kurfürsten mit der preussi- 
schen Regierung und der dieser zur Seite gehende vertrauliche 
Briefwechsel mit dem Statthalter, zuerst noch dem Fürsten 
Radziwill und dann seit 1670 mit dessen Nachfolger, dem 
Herzog von Croy. Daraus lernt man sowohl die Intentionen des 
Kurfürsten näher kennen, als auch das Verhalten der Regierung, 
deren Mitglieder, selbst aus den Reihen der Stände hervor- 
gegangen, in vielen Stücken deren Interessen teilend und be- 
müht, ihre eigene durch die zentralistischen Bestrebungen des 
Kurfürsten bedrohte Machtstellung zu behaupten, bald zwischen 
dem Kurfürsten und den Ständen zu vermitteln suchen, bald 
mehr oder minder offen an der Opposition der letzteren teil- 
nehmen. Für die Jahre 1670—1672 liegt das sehr ausführliche 
Tagebuch des Herzogs von Croy vor. Zu berücksichtigen waren 
ferner bei dem engen Zusammenhange zwischen den Vorgängen in 
Preussen und denen in Polen die Berichte des kurfürstlichen 
Gesandten am Warschauer Hofe. Endlich aber hat der Heraus- 
geber zur Erläuterung der in den ständischen Akten angeführten 
Punkte auch vielfach die Verwaltungsakten herangezogen, 
namentlich die der Finanzverwaltung. Um alle diese Materialien 
in einem Bande bewältigen zu können, hat er viel sparsamer 
mit dem Raum umgehen müssen als sein Vorgänger. In vollem 
Wortlaute oder teilweise wörtlich sind nur die wichtigsten 
Stücke abgedruckt, von den anderen ist nur der Inhalt kurz 
wiedergegeben, ein grosser Teil in knappester Form in den An- 
merkungen angeführt worden. Dieses Verfahren ist durchaus 
zu billigen, und es ist anzuerkennen, dass der Herausgeber das- 
selbe in geschickter Weise angewendet hat. Zu bedauern 
aber ist, dass er es unterlassen hat, diesem Teile einen, oder, 
was noch dankenswerter gewesen wäre, den einzelnen Ab- 
schnitten desselben besondere Einleitungen voranzuschicken. Er 
bemerkt zu Anfang, dass an Stelle derselben am Schluss eine 
Uebersicht über die wichtigsten Ergebnisse der gesamten Ent- 
wickelung von 1663 an gegeben werden solle. Das geschieht 
auch, aber diese kurze zusammenfassende Darstellung bietet 
keinen Ersatz für die Einleitungen, mit denen die übrigen Teile 
22* 
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der „Urkunden und Aktenstücke“ ausgestattet sind. In den- 
selben pflegt dasjenige angeführt zu werden, was man wissen 
muss, um die nachfolgenden Aktenstücke verstehen und ihre Be- 
deutung würdigen zu können. In diesem Falle würde das sein 
einerseits die jeweilige politische Stellung des Kurfürsten und 
andererseits die besonderen Verhältnisse, in denen sich Preussen 
befindet. Nur wenn man beides vor Augen hält, wird man die 
Vorgänge auf den preussischen Landtagen verstehen und die- 
selben, namentlich das, wie der Herausgeber selbst in seinem 
Begleitwort anführt, mehrfach inkonsequent und bisweilen ge- 
waltthätig erscheinende Verfahren des Kurfürsten gegen die 
preussischen Stände in gebührender Weise beurteilen können. 
Ungern vermisst man hier auch die Hinweise auf die ein- 
schlägige historische Litteratur, welche sonst in den „Urkunden 
und Aktenstücken“ gegeben zu werden pflegen. 

Der Verf. führt das Aktenmaterial in acht Abschnitten vor. 
Der erste behandelt die „Verhandlungen mit den Ständen während 
der Steuerperiode vom 1. Mai 1663 bis zum 1. Mai 1666.“ Im 
Juni 1663 traten die Anfang Mai entlassenen Stände wieder 
zusammen, in den weiteren Verhandlungen mit ihnen giebt der 
Kurfürst in einigen Punkten nach, aber in den Hauptfragen 
bleibt er fest, der Versuch der Stände, ihm unmittelbar vor 
der Huldigung weitere Zugeständnisse abzuzwingen, ist ver- 
geblich, gleich nach derselben wird der Landtag geschlossen. 
Da der Ertrag der Accise sich als unzureichend erweist, sucht 
der Kurfürst 1664 und wieder 1665 von dem zusammen- 
berufenen kleinen consilium weitere Bewilligungen zu er- 
langen, aber ohne Erfolg, so muss er Anfang 1666 einen neuen 
Landtag zusammentreten lassen, der nach langen Verhandlungen 
auch endlich sich zu einer kleinen Bewilligung versteht. Der 
zweite Abschnitt handelt über den Landtag 1666 und die Jahre 
1667 und 1668. Auf dem ersteren setzt der Kurfürst nach 
vielen Schwierigkeiten weitere Bewilligung der Accise auf zwei 
Jahre durch, sein Versuch, 1668 Steuerbewilligungen in grösserem 
Umfange und auf längere Zeit zu erlangen, ist erfolglos, er 
muss sich mit der weiteren Fortsetzung der Accise auf zwei 
Jahre zufrieden geben und den Ständen eine Assekuration aus- 
stellen, in der er auf die Forderung weiterer Kontributionen für 
diese Zeit verzichtet und die Erledigung der von den Ständen 
wieder in grosser Zahl erhobenen Beschwerden bei seiner dem- 
nächstigen Anwesenheit im Lande in Aussicht stellt. Gegenstand 
des dritten Abschnittes ist der „Landtag von 1669“. Der Kur- 
fürst ist damals der Königswahl in Polen wegen selbst in 
Preussen, er versucht bedeutendere Mittel zur Einlösung der 
verpfändeten Domänen, zur Unterhaltung der Truppen, auch 
einen Beitrag zu den Gesandtschaften zu erlangen, aber die 
Stände treten ihm mit der grössten Heftigkeit entgegen, bringen 
zahlreiche Beschwerden vor, verweigern vorläufig jegliche 
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weitere Bewilligungen. Darauf erfolgt ein höchst ungnädiger 
Landtagsabschied seitens des zur Rückkehr nach Berlin ge- 
nötigten Kurfürsten, in welchem die meisten Beschwerden als 
abgethan bezeichnet, die übrigen zum grossen Teil abgelehnt, an 
der Forderung von Kontributionen zur Einlösung der Domänen 
und Unterhaltung der Truppen festgehalten und die Abhaltung 
eines neuen Landtages behufs Bewilligung der dazu und zur Ab- 
tragung der auf fast 1 Million berechneten Schulden der Land- 
schaft an die Kammer nötigen Mittel im nächsten Jahre ange- 
kündigt wird. Nur mit Mühe setzen die Regierung und die 
Landräte es durch, dass schliesslich die Stände sich doch zu 
einer kleinen Bewilligung verstehen. Noch stürmischer geht es 
zu auf dem letzten grossen Landtag 1670 und 1671, von 
welchem der folgende vierte Abschnitt handelt. Der Kurfürst 
und die Stände treten anfangs einander auf das schroffste ent- 
gegen, die letzteren, erbittert über den letzten Landtagsabschied 
und darüber, dass der Kurfürst zur Bestreitung des Unterhalts 
der Truppen nicht nur von seinen unmittelbaren Unterthanen 
Kontributionen erhebt, sondern auch die Adligen, welche 
Domanialgebiet an sich gebracht haben, dazu heranzieht, 
protestieren gegen jenen Abschied, verweigern jegliche Be- 
willigung, erheben die lebhaftesten Beschwerden und planen eine 
Absendung nach Warschau. Der Kurfürst andererseits, dadurch 
auf das höchste erzürnt und in der Meinung, dass die Stände 
in hochverräterischer Verbindung mit Polen stehen (damals spielt 
der Kalcksteinsche Handel), will gegen sie mit den schärfsten 
Mitteln vorgehen, eigenmächtig eine Hufensteuer ausschreiben, 
weitere Truppen ins Land schicken, doch gelingt es der ver- 
mittelnden Thätigkeit der Regierung, den Bruch zu verhüten. 
Nachdem der Landtag mehrere Male vertagt und dann wieder- 
berufen worden ist, wird derselbe endlich bewogen, eine Accise 
auf 2 Jahre zu bewilligen, und darauf erfolgt der gnädige 
Landtagsabschied vom 24. September 1671. Der fünite Ab- 
schnitt ist überschrieben: „Bis zum Austrag des Kampfes um 
die Hufensteuer 1672—1674“. Die kriegerischen Verwickelungen 
dieser Jahre veranlassen den Kurfürsten zu bedeutenden Mehr- 
forderungen auch an Preussen und zwar beabsichtigt er an- 
fangs, deswegen keinen Landtag abhalten, sondern eigenmächtig 
eine Hufenkontribution im Lande erheben zu lassen. Doch legt 
sich wieder die preussische Regierung ins Mittel, sie bewirkt, 
dass im Februar 1672 doch ein Landtag nach Königsberg be- 
rufen wird, und bringt diesen, allerdings unter den grössten 
Schwierigkeiten, im Juli zur Bewilligung einer erhöhten Aceise 
und eines Kopfgeldes. Schon im November 1671 wird ein neuer 
Landtag berufen und von demselben werden weitere Mittel für die 
militärischen Bedürfnisse gefordert. Da die Bewilligungen des- 
selben ganz unzureichend sind, so befiehlt der Kurfürst Anfang 
1673 wieder die Erhebung eines Hufenschosses. Die Regierung aber 
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erwirkt, dass doch wieder im April ein Landtag einberufen wird. 
Da dieser sich halsstarrig beweist, so kommt es wirklich zur 
Ausschreibung des unbewilligten Hufenschosses und zur militäri- 
schen Exekution gegen Königsberg, das die Einqguartierung kur- 
fürstlicher Truppen verweigert hat. Auf dem nächsten Land- 
tage (August 1674) aber wird doch wieder eine Verständigung 
erzielt, der Kurfürst giebt sich mit der Bewilligung der Aceise 
und eines Kopfgeldes durch die Stände zufrieden. Die Ueber- 
schrift des folgenden sechsten Abschnittes: „Jahre der Ruhe 
1675—1678“ ist wenig passend. In diesen Jahren befindet sich 
Preussen in beständiger Gefahr von aussen her, schliesslich, 1678, 
dringen die Schweden wirklich in das Land ein, die von der 
Regierung aufgebotene Landmiliz erweist sich zur Verteidigung 
desselben als ganz ungenügend, so muss der Kurfürst selbst mit 
seiner Armee herbeikommen und die Feinde vertreiben. Zu 
dieser äusseren Bedrängnis aber kommen heftige innere Zwistig- 
keiten hinzu. Der Kurfürst, der im Gegensatz zu der Regierung 
von Anfang an die Landmiliz für untauglich hält, verlangt von 
den Ständen wiederholt grössere Mittel zur Verstärkung und 
zum Unterhalt seiner Armee, die Stände wollen solche nicht in 
der geforderten Höhe bewilligen, sind sehr ungehalten über die 
Einquartierung kurfürstlicher Truppen im Lande, so verlaufen 
die Landtage wieder sehr stürmisch, erst die Ankunft und die 
Waffenerfolge des Kurfürsten zwingen die Stände zur Nachgiebig- 
keit. Auch die Zeit, welche der siebente Abschnitt: „Bis zur 
Separation der Stände von einander 1679—1680“ behandelt, ist 
von lebhaften Streitigkeiten erfüllt. Der Kurfürst hat während 
seiner Anwesenheit in Preussen das Steuerwesen ncu geordnet, 
auch dort für die Verwaltung der zu militärischen Zwecken be- 
stimmten Steuern das von der Regierung unabhängige Kommis- 
sariat eingesetzt, lässt, als er Preussen verlässt, dort einen Teil 
der Truppen zurück, verlangt auch, nachdem der Frieden ge- 
schlossen ist, bedeutende Mittel für militärische Zwecke. Jene 
neue Behörde ist der Regierung ebenso unbequem wie den 
Ständen, letztere verlangen ihre Beseitigung und Abführung der 
Truppen, erheben wieder heftige Beschwerden, sträuben sich gegen 
die von ihnen geforderten Bewilligungen. Aber der Kurfürst 
und die Militärbehörden gehen sehr energisch vor, die Androhung 
der Ausschreibung einer Hufenkontribution und militärischer 
Exekution bewegt 1679 und auch wieder 1680 den Landtag 
nach langen Verhandlungen zur Nachgiebigkeit. Aber über die 
Art der Aufbringung der geforderten Mittel kommt es in 
letzterem Jahre zwischen den Ständen selbst zum Streit und 
schliesslich zur „Separation“. Während die Oberstände und 
die kleineren Städte wieder die Accise bewilligen, verwirft 
Königsberg diese und erklärt sich an Stelle derselben zur 
Zahlung eines Kopfgeldes bereit. Dagegen protestieren die 
Oberstände, aber dem Kurfürsten ist diese Separation sehr recht, 
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er nimmt die Willigung der Stände an und überlässt es den 
einzelnen, ihr Quantum auf die ihnen gutscheinende Weise 
aufzubringen. Der achte Abschnitt hat die letzten Jahre 1681 
—1688 zum Gegenstande. In ihm zeigt sich, wie allmählich 
der Widerstand der Stände erlahmt. Alljährlich wird der 
Landtag in Königsberg versammelt, fortgesetzt werden von ihm 
bedeutende Summen gefordert, jedesmal sträuben sich die 
Stände dagegen, erheben laute Klagen und Beschwerden, aber 
es hilft ihnen nichts, angesichts der Aussicht, sonst unbewilligte 
Steuern zahlen zu müssen, bequemen sie sich doch dazu, das 
Geforderte zuzugestehen, die Separation, vom Kurfürsten ge- 
fördert, dauert fort. In den letzten Jahren verstehen sich die 
Öberstände zum Hufenschoss, während Königsberg jetzt die 
Accise vorzieht. 

Als Beilagen sind zuerst Verzeichnisse der Abgeordneten 
der Ritterschaft auf den Landtagen 1673—1687 und aus diesen 
zusammengestellte tabellarische Uebersichten über die Ver- 
tretung des Adels der einzelnen Aemter, sowie über die Häufig- 
keit der Wiederwahl der adligen Abgeordneten während dieser 
Jahre, sodann die Denkschrift eines ungenannten, jedenfalls aus 
Preussen stammenden und sehr wohl unterrichteten Verfassers 
über die „Beschaffenheit der preussischen Affairen“, wahrschein- 
lich aus dem Jahre 1690, mitgeteilt. Dann folgt das schon er- 
wähnte „Begleitwort“ des Herausgebers, in welchem dieser kurz 
die Ergebnisse des von ihm veröffentlichten Aktenmaterials 
zusammenfassend eine Uebersicht über den Verlauf der Verhand- 
lungen und Kämpfe des Kurfürsten mit den preussischen 
Ständen giebt und dic Ziele, sowie das Verfahren beider Teile 
kennzeichnet und würdigt. Im Grossen und Ganzen ist diese 
Darstellung wohl gelungen, manche einzelne Bemerkungen aber 
sind recht anfechtbar, so scheint dem Referenten der Verf. die 
Bedeutung des Herzogs von Croy, des preussischen Statthalters, 
stark überschätzt zu haben und findet er den Tadel desselben 
gegen den Kurfürsten wegen der als „Verfassungsbruch“ bezeich- 
neten Begünstigung der Separation der Stände nicht gerecht- 
fertigt. 

Grossen Dank schulden wir dem Verf. für die drei ebenso 
praktisch angelegten, wie sorgfältig ausgeführten Register, 
ein Orts-, ein Personen- und ein Sachverzeichnis, welche auch 
Band 15 mit umfassen. 

Die Wiedergabe der wörtlich angeführten Texte scheint in 
der Hauptsache korrekt zu sein, doch finden sich einige Fehler 
(so S. 541 expremiren statt expiriren, S. 542 disidona statt 
desideria, S. 720 Anm. 1 Secretorum consilio statt Lectum in 
consilio, S. 1055 Larwinden statt Carwinden), welche in den 
hinten angeführten „Berichtigungen“ nicht verzeichnet sind. 

Berlin. F. Hirsch. 
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Das schon früher in französischer Sprache erschienene Werk 
erscheint hier in deutscher Ausgabe, aber nicht als blosse Ueber- 
setzung, sondern unter mancherlei Kürzungen, Zusammenziehungen 
und Verbesserungen des ursprünglichen Textes. Der Wert des 
Buches besteht in der Heranziehung einiger neuer archivalischer 
Materialien und in der sehr umfassenden Ausschöpfung der über 
Peter den Grossen und seine Zeit erschienenen französischen, 
russischen, deutschen und englischen gedruckten Litteratur. Ein 
Verzeichnis der benutzten Schriften und Archivalien ist als An- 
hang dem zweiten Bande beigefügt. 

Das Buch gliedert sich in 3 Teile: „Die Erziehung“, „Der 
Mann“ und „Das Werk“. Der erste Teil giebt zunächst ein 
malerisches Bild der deutschen Vorstadt zu Moskau, wo Peter 
der Grosse und die russische Zivilisation die Wiege ihrer geistigen 
Entwickelung gehabt haben, er schildert die Jugend des Zaren, 
seine Thronbesteigung, seine kriegerischen Vorübungen, die Er- 
stürmung Asows, die erste Schöpfung einer russischen Flotte, 
endlich in besonders ausführlicher Darlegung die Reisen des 
Zaren, besonders die nach Deutschland, Holland und England. 
Der zweite Teil versucht eine eindringende Charakteristik und 
Schilderung der Persönlichkeit des grossen russischen Refor- 
mators. Ein erstes und zweites Kapitel: „Aussehen und 
Charakterzüge“, „Verstandesthätigkeit und Gemütsart“ erörtern 
die äussere Erscheinung im Anschluss an die uns erhaltenen 
Porträts, führen die einzelnen, sich oft völlig widersprechenden 
Eigenschaften auf, aus denen sich der Charakter Peters 
zusammensetzte, und suchen sie zu einem einheitlichen Bilde zu 
gestalten. Zwei weitere Kapitel nennen sich: „Ideen, Grundsätze 
und Ausübung der Herrschaft“ und „Liebhabereien und Eigen- 
heiten“. Dann wird die Umgebung des Zaren genau gekenn- 
zeichnet, um darzuthun, welche äusseren Einflüsse auf seine 
Person und seine Regierung noch wirksam waren. Die „Mit- 
arbeiter, Freunde und Günstlinge“: Romodanowski, Scheremetjef, 
Menschikof, Golovin, Apraxin, Golowkin, Kurakin, Tolstoi, 
Tatischtchef, Possoschkof, Demidof, Bruce, Ostermann, Münnich und 
andere werden charakterisiert; ein weiteres Kapitel behandelt: „Die 
Frauen“, ein drittes die Schicksale der Zarin Katharina. Der 
dritte Teil: „Das Werk“ schildert die auswärtige Politik und 
die diplomatischen Beziehungen, besonders die Kämpfe mit 
Karl XII. von Schweden. In einer Reihe weiterer Kapitel 
werden die inneren Reformen besprochen: das Ende der 
Strelitzen, die Gründung von Petersburg, die Sittenreform und 
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die Begründung höherer Kultur, die kirchliche Reform, die 
soziale Reform, Staatshaushaltung und Finanzen, Verwaltung 
und Rechtspflege, Armee und Flotte. Das letzte Kapitel endlich 
beschäftigt sich mit dem angeblichen „Testament Peters des 
Grossen“. 

Solange die Geschichte Peters des Grossen einer gründlichen 
archivalischen Vertiefung und Durchforschung entbehrt, bleibt 
das Werk Waliszewskis die beste der vorhandenen Biographieen 
des Schöpfers der russischen Macht, da es allen Seiten seines 
Wesens gerecht zu werden sich bemüht. 

Berlin. Naude. 


132. 


Lehmann, Gustav, Wirklicher Geheimer Kriegsrat und vortragender 
Rat im Kriegsministerium, Forschungen und Urkunden zur Ge- 
schichte der Uniformierung der Preussischen Armee. 1713— 
1807. Erster Teil. gr. 8°. XX, 252 S. Berlin, E. S. Mittler 
& Sohn, 1900. M. 4.—. 

Uns liegt hier eine sehr fleissige Arbeit vor, welche jedoch 
zunächst mehr den Soldaten als den Geschichtsforscher an- 
ziehen wird. Dieser wird sie in dem Falle beachten müssen, 
wenn er ein Bild von dem wirtschaftlichen Leben liefern will, 
wie es sich im 18. Jahrhundert in Preussen abgespielt hat. 
Wenn er da die Trachten der Bürger und Bauern schildern 
wird, dann wird er auch die Bekleidung der Soldaten berück- 
sichtigen, und dann wird er in diesem Buche reiches Material 
finden. Nimmt er dazu noch Chodowieckis und anderer Maler 
und Kupferstecher Abbildungen, so wird er lebensfrische Dar- 
stellungen schaffen können. 

Besonders anziehend sind die Verordnungen Friedrich 
Wilhelms IHI. So wird, S. 186, wie folgt, befohlen: S. K. M. be- 
fehlen allergnädigst, dass alle dero Offiziere in Dienst und 
ausser Dienst allezeit ihre Regiments Uniform anhaben sollen 
und ausser dieser sich nicht unterstehen, etwa sich in Civilkleidern 
betreten zu lassen. Der ganze Abschnitt XI ist höchst be- 
merkenswert. Wir treffen 1804 v. Boyen in der Montierungs- 
kommission thätig. 

Gr.-Lichterfelde. Foss. 


133. 


Weber, Prof. Dr. Ottocar, „Diarium“ über die Belagerung und 
Okkupation Prags durch die Preussen 1744. gr. 8°. 56 S. 
Prag, J. G. Calve, 1896. M. 1.20. 

Obwohl Friedrich zu Frankfurt am 22. Mai 1744 mit dem 

Kaiser und am 5. Juni zu Paris mit Frankreich ein Bündnis 

unterzeichnet hatte, war er doch längere Zeit unthätiger 
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Zuschauer der Vorgänge am Oberrhein geblieben. Als aber 
Prinz Karl von Lothringen in das Elsass eindrang und dadurch 
die Franzosen in Gefahr brachte, schrieb Friedrich an Ludwig XV., 
er werde am 13. August an der Spitze des Heeres auf dem 
Marsche sein und Ende des Monats vor Prag. Am 31. August 
standen denn auch die Preussen vor der Stadt, am 16. September 
besetzten sie dieselbe, gaben sie aber am 26. November wieder 
auf, da Friedrich, strategisch überwunden, Anfang Dezember 
nach Schlesien zurückging. Die Ereignisse lokaler Bedeutung 
in und um Prag vom 31. August bis 26. November, bisher nur 
durch das Diarium Pragense von 1744 bekannt, werden uns nun 
in einer zweiten gleichzeitigen Quelle mitgeteilt, die sich in dem 
Kinskyschen Archiv in Prag abschriftlich vorgefunden hat. Ob- 
wohl sich der Verf. dieses „Diarium“ nicht ermitteln lässt, er- 
scheint er doch als gewissenhafter Chronist, zugleich als warmer 
österreichischer Patriot, der schon die Leidenszeit Prags 1741— 
1742 mitgemacht, wie seine häufigen Hinweise auf die französi- 
schen Operationen jener Zeit beweisen. Unter seinen täglichen 
Aufzeichnungen, die er übrigens ziemlich kritiklos macht, sei 
auf die furchtbare Bestrafung eines: preussischen Deserteurs 
(S. 45) hingewiesen. Zu bedauern ist, dass der Herausgeber 
das Tagebuch ohne jede Skizze veröffentlicht hat. 
Charlottenburg. Ernst Wiehr. 


134. 


Preussische und österreichische Akten zur Vorgeschichte des 
siebenjährigen Krieges. Herausgegeben von G. B. Volz und 
G. Küntzel. (Publikationen aus den Kgl. preussischen 
Staatsarchiven, Band 74.) gr. 8°. CLXXXIV, 764 S. Leipzig, 
S. Hirzel, 1899. M. 36.—. 

Im 23. Jahrgang dieser Zeitschrift (S. 362 ff.) hat E. Berner 
die durch die Schrift Max Lehmanns „Friedrich der Grosse 
und der Ursprung des siebenjährigen Krieges“ (Leipzig 1894) 
hervorgerufene Streitfrage eingehend besprochen, ob Friedrich 
1756 bloss aus Notwehr zu den Waffen gegriffen, oder ob er, 
wie Lehmann und mit ihm Delbrück behaupten, zur Eroberung 
Sachsens und wenn möglich auch Westpreussens einen lange vor- 
bereiteten Krieg begonnen habe. Seitdem ist noch von anderen 
bedeutenden Forschern energisch Widerspruch gegen die von 
Lehmann so kühn ausgesprochene Ansicht erhoben, durch welche 
das Charakterbild des grossen Königs wesentlich verändert 
wird, und namentlich die Willkür Lehmanns in der Quellen- 
verwertung von Albert Naudé in den Beiträgen zur Entstehungs- 
geschichte des siebenjährigen Krieges (Forschungen zur brand.- 
preuss. Gesch. VII und IX) mit grosser Gründlichkeit und zu 
allgemeinem Staunen aufgedeckt. Dieses reiche Aktenmaterial, 
das Naudé zur Entkräftigung der Lehmannschen Hypothese aus 
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preussischen und österreichischen Archiven zusammengetragen 
hatte, ist nach dem leider so frühzeitigen Tode dieses ver- 
dienten und zu den grössten Hoffnungen berechtigenden 
Historikers (vergl. G. Schmoller, Zum Andenken an A. Naude 
Forschungen zur brand.-preuss. Gesch. IX, 2, V—XVIII) auf 
Veranlassung Kosers wesentlich vervollständigt und bildet 
den Grundstock des von G. B. Volz und G. Küntzel bearbeiteten 
74. Bandes der Publikationen aus den Kgl. preussischen Staats- 
archiven. 

Dieser zerfällt in zwei Teile. Der erste bringt die von 
Volz herausgegebenen Preussischen Akten zur Vor- 
geschichte des siebenjährigen Krieges. Darnach betrug die 
preussische Armee, die im August 1752 135207 Mann 
zählte, Mitte Juni 1756, als die Kriegsgefahr in Sicht kam, ohne 
die Landregimenter (4800) und die doppelten Ueberkompletteu 
(7300) insgesamt 136787 Mann und wurde nur bei dem 
drohenden Angriff der Russen und Oesterreicher bis auf 153 746 
Mann vermehrt, so dass bei dem Ausbruch des Krieges noch c. 
26000 Mann an dem vom Könige selbst als erstrebenswert be- 
zeichneten Stande von 180000 Mann fehlten. Somit war die 
geplante Heeresvermehrung nur sehr allmählich vorgenommen 
und noch keineswegs durchgeführt, als der Krieg ausbrach; 
nichts war in dieser Hinsicht geschehen, was auf Rüstungen zu 
einem Eroberungskriege schliessen liesse. Erst die drohenden 
Anzeichen für einen Krieg bestimmten den König, schneller mit 
der Vermehrung seiner Armee vorzugehen; aber auch da 
spannte er noch nicht alle Kräfte an, erst das Fehlschlagen der 
letzten Friedensversuche im Dezember 1756 veranlasste ihn, durch 
Neuaushebungen sein Heer weit über die in Aussicht genommenen 
180000 Mann zu vermehren. Hätte er also einen Angrifiskrieg 
beabsichtigt, so wäre von ihm eine solche Verstärkung seiner 
Streitkräfte sicher schon früher vorgenommen worden. Auch die 
Festungsbauten in Schlesien, die er nach der Besitz- 
ergreifung dieser Provinz mit der grössten Anstrengung be- 
gonnen hatte, waren 1756 noch nicht völlig zum Abschluss ge- 
kommen und warteten noch ihrer Vollendung, als der Krieg 
ausbrach. Damals hatte er auch den Staatsschatz noch 
nicht auf die Höhe von 20 Millionen Thlr. gebracht, die er als 
das Ziel seiner Finanzverwaltung im politischen Testament von 
1752 bezeichnet hatte; er verfügte erst über 13'/, Millionen, 
zwei Drittel der erstrebenswerten Summe, und musste daher 
nach Ausbruch des Krieges bei der kurmärkischen Landschaft 
cine Anleihe ausschreiben, die bis zum 24. März 1758 ihm 
3839317 Thlr. einbrachte. Es standen ihm also die zur 
Führung eines Feldzuges erforderlichen Gelder, die er selbst als 
notwendig bezeichnet hatte, gar nicht zur Verfügung, und er 
war 1756 keineswegs fertig zum Kriege, als ihm dieser auf- 
genötigt wurde. Denn während Friedrich nach der Konvention 
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mit England glaubte, dass Oesterreich auf seine schlesischen 
Pläne verzichten müsste, und in gewohnter Weise Exerzier- 
übungen leitete oder auch durch Generale Revuen abhalten liess, 
sogar noch im Juni 1756 die Urlauber wieder heimschickte, 
erhielt er am 17. Juni im Lager von Pitzpuhl, als er 
über die Altmärker und Magdeburger die Revue abnahm, die 
ersten schlimmen Nachrichten von österreichischen und russischen 
Rüstungen und dem Anmarsch der Russen auf Ostpreussen. 
Nunmehr begann auch Friedrich selbst zu rüsten; die Heeres- 
gliederung für den Ausmarsch wird festgestellt und in den 
Grenzlanden alles in Stand gesetzt, um einen Angriff der 
Gegner abzuwehren. Aber der König geht mit seinen 
Rüstungen ganz anders vor als 1744 oder 48, ihm kommt es 
zunächst nur darauf an, die Lage zu klären; er ist keineswegs 
entschlossen, auf alle Fälle die Initiative zu ergreifen oder den 
Vorwand zu benutzen, um einen, wie Lehmann behauptet, lange 
geplanten Angriffs- und Eroberungskrieg zu beginnen. Sobald 
die ganz unerwartete Nachricht eintrifft, dass die Russen den 
Rückmarsch angetreten hätten, fasst er neue Friedenshoffnungen 
und hält mit weiteren Vorbereitungen zur Rüstung inne. „Hier 
fängt es nunmehro wieder an, ruhig zu werden, und habe ich 
einige Beurlaubte meines Regiments, welche eingekommen, wieder 
gehen lassen“ schreibt Winterfeld Anfang Juli an Eichel. Da 
empfängt Friedrich Mitte Juli Kunde von der Konzentration der 
österreichischen Truppen und wird durch eine am 21. Juli aus 
dem Haag eingehende Depesche Smeets belehrt, dass der An- 
griff der Gegner auf das Frühjahr 1757 verschoben sei. Darauf 
entscheidet er sich, selbst anzugreifen, um jenen zuvorzukommen, 
und nimmt die am 28. Juni unterbrochene Rüstung wieder auf. 
Zugleich richtet er die bekannte Anfrage nach Wien. Als darauf 
am 2. August die Antwort Maria Theresias einlief, dass die all- 
gemeine Lage sie bewogen habe, die erforderlichen Sicherheits- 
massregeln zu ergreifen, die jedoch niemandem „zum Schaden 
gereichen sollten“, sendet er an demselben Tage eine zweite 
Anfrage nach Wien und befiehlt die allgemeine Mobilmachung. 
Weil aber die Antwort aus Wien über Erwarten lange ausblieb, 
verschiebt Friedrich die Konzentration der Truppen mehrfach 
und macht es von dieser Entscheidung abhängig, ob die Regi- 
menter die Ordre ‘zur Umkehr oder zur Ueberschreitung der 
Grenze erhalten sollten, die, wie Eichel den 24. August an 
Winterfeldt schrieb, „des Königs Majestät nicht eher brechen 
können noch wollen, bis Sie die Antwort aus Wien gesehen und 
erhalten haben“. So macht Friedrich die Kaiserin Maria 
Theresia selbst zur Schiedsrichterin über Krieg und Frieden. 
Aber als am Abend des 25. August eine Antwort aus Wien ein- 
trifft, die den preussischen König in keiner Weise befriedigen 
kann und von der er selbst sagt: „elle ne vaut rien“, erging 
am folgenden Tage an die Regimenter der Befehl zum Aufbruch. 
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Diese durch ein reiches Urkundenmaterial aus den preussi- 
schen Archiven erwiesenen Thatsachen finden ihre Bestätigung 
durch die österreichischen Akten, welche den zweiten 
Teil des Bandes bilden. Aus diesen geht klar hervor, wie der 
österreichische Staatskanzler, Graf Kaunitz, sein Ziel, die Nieder- 
werfung Preussens, unentwegt verfolgt und das scheinbar Un- 
mögliche versucht, nämlich die Lösung der alten Allianz zwischen 
Preussen und Frankreich und ein Offensivbündnis zwischen den 
beiden alten Gegnern Oesterreich und Frankreich zur Zer- 
malmung des preussischen Staates. Allerdings waren die 
Wünsche des Kanzlers noch nicht vollständig erfüllt, als Fried- 
rich in der Meinung, Kaunitz hätte mit dem französischen Hofe 
schon ein festes Offensivbündnis gegen ihn abgeschlossen, durch 
den Einmarsch in Sachsen dem Angriff seiner Gegner zuvorkam. 
In diesem Punkte hat Lehmann zum Teil recht, aber die Kriegs- 
vorbereitungen waren neben den diplomatischen Verhandlungen 
schon in vollem Gange, und die Behauptung Lehmanns, dass 
nichts in der österreichischen Armee an einen demnächst bevor- 
stehenden Krieg gemahnt und Friedrich zuerst zu rüsten ange- 
fangen hätte, wird durch die von Küntzel veröffentlichten Akten 
schlagend widerlegt. Auch diese ergeben, dass der grosse König 
nicht leichtsinnig einen Eroberungskrieg begonnen hat. Schon 
das erste, hier veröffentlichte Aktenstück, der Vortrag des 
Staatskanzlers in der Konferenzsitzung vom 21. August 1755, 
zeigt, wie dieser Staatsmann den Plan, mit dem der Vortrag be- 
ginnt, Preussen müsse über den Haufen geworfen werden, wenn 
das Erzhaus aufrecht stehen solle, mit Hilfe Russlands und 
Frankreichs zu verwirklichen bemüht ist. Zwar Russlands 
glaubte er seit dem Vertrage von 1746, der schon einen offen- 
siven Charakter trug, sicher zu sein, und auf die Standhaftigkeit 
der Zarin in ihrer Feindschaft gegen Preussen setzte er un- 
bedingtes Vertrauen. Die Annahme Lehmanns, der österreichi- 
sche Kanzler hätte mit der Möglichkeit einer jähen Aenderung 
in Petersburg gerechnet, trifft nach den publizierten Akten, aus 
denen Küntzel im Exkurs 3 die hierfür in Betracht kommenden 
Momente noch besonders zusammenfasst, nicht zu. Aber gerade 
die zum Schluss abgedruckten ausführlichen Schilderungen der 
Grafen Esterhasy und Zinzendorf geben neben den zahlreichen 
anderen Berichten dieser Österreichischen Gesandten in Peters- 
burg ein so anschauliches Bild von den verworrenen Zuständen 
am russischen Hofe, dem Tummelplatze der wüstesten persön- 
lichen Leidenschaften und Intriguen, dass es der ganzen Klug- 
heit eines Kaunitz bedurfte, um Elisabeth seinen Plänen dienst- 
bar zu machen und namentlich eine direkte Verbindung zwischen 
Russland und Frankreich zu verhindern. Auch musste er wieder- 
bolt (1749 und Oktober 1755) einem voreiligen Angriffe Russ- 
lands gegen Preussen vorbeugen, um die Fäden der Politik in 
den Händen zu behalten. Besondere Schwierigkeiten bereitete 
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ihm natürlich der durch die Westminsterkonvention nötig ge- 
wordene Scenenwechsel, als es galt, an Stelle der englisch-russi- 
schen Allianz eine französisch-russische zu setzen, also die alte 
enge Verbindung des Petersburger Hofes mit England zu lösen. 
Meisterhaft ist das Schreiben an Esterhasy vom 11. Februar 
1756, in dem der Weg gewiesen wird, wie man die Kaiserin 
Elisabeth bei ihrer Empfindlichkeit und Bigotterie fassen und 
an der Verbindung der beiden Kaiserhöfe gegenüber der Liga 
der beiden protestantischen Mächte festhalten könne. Und 
wirklich gelang es Kaunitz, nicht nur den russischen Hof mit 
seinem schwankenden Minister Bestushew an die österreichisch- 
französische Politik gegen Preussen zu fesseln, ohne dass Russland 
ein direktes Bündnis mit Frankreich schloss, sondern auch „das 
Spiel recht zu verdecken“ und Russland so lange vom Angriff 
gegen Preussen abzuhalten, bis das Defensivbündnis von Versailles 
in ein offensives verwandelt wäre. 

Welche Schwierigkeiten aber galt es zu überwinden, dass 
Frankreich, dieser alte natürliche Verbündete Friedrichs, 
in eine Offensivallianz mit Oesterreich zur Zermalmung Preussens 
einwilligte! Sehr vorsichtig knüpft Kaunitz mit dem Hofe von 
Versailles Verhandlungen an, um zunächst gegen wichtige Zu- 
geständnisse die französisch-preussische Allianz zu sprengen und 
dann die Einwilligung Frankreichs zur Zerstückelung Preussens 
zu erlangen. Aber so bereitwillig auch Ludwig XV. bei dem 
drohenden Kriege mit England auf eine Verbindung mit Ooster- 
reich einging, feindliche Absichten gegen Preussen wollte man 
in Versailles durchaus nicht dulden. Da trat durch die West- 
minsterkonvention, „un événement décisif pour le bonheur de la 
maison d’Autriche“, deren Geheimhaltung in Frankreich be- 
sonders verletzt hatte, ein Umschwung ein. 

Man war jetzt in Versailles bereit, die Pläne Kaunitzens 
aufzunehmen und die bestehenden Allianzen zu ändern, aller- 
dings auf der Grundlage voller Gegenseitigkeit und ohne in eine 
Vernichtung Preussens einzuwilligen. Obgleich der österreichi- 
sche Gesandte Graf Starhemberg am 27. Februar 1756 berichtet 
hatte, der König werde niemals eine über die Eroberung 
Schlesiens hinausgehende Zerstückelung Preussens zugeben, 
kommt Kaunitz immer wieder darauf zurück, wenn auch ohne 
aktive Beteiligung Frankreichs am Kriege, dessen Zugeständnis 
zur Beraubung Preussens auch über Schlesien und Glatz hinaus 
zu erlangen. Schliesslich musste er eben zufrieden sein, als am 
1. Mai 1756 das Neutralitäts- und Verteidigungsbündnis in 
Versailles unterzeichnet wurde, dem zwar die offensive Spitze 
gegen Preussen fehlte, das aber doch die im Aachener Frieden 
gegebene Bürgschaft Frankreichs für den preussischen Besitz 
Schlesiens rückgängig machte und auch französische Subsidien 
für einen etwaigen Angriffskrieg gegen Preussen in Aussicht 
stellte. Immerhin fehlte noch das letzte Glied in der Kette 
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Kaunitzscher Politik; aber auch dieses zu erlangen giebt er die 
Hoffnung nicht auf. Zunächst galt es allerdings abzuwarten ; 
deshalb durfte auch Russland nicht weiter rüsten, und wurde 
der gemeinsame Angriff gegen Preussen auf das Frübjahr 1757 
verschoben. Unterdessen ist Kaunitz wieder bemüht, den fran- 
zösischen Hof zu bearbeiten, und schon am 20. August 1756 er- 
hielt er von Starhemberg in einem sehr ausführlichen Bericht, 
der mit seinen Beilagen einen sehr wichtigen Teil der Publi- 
kation bildet, die Meldung, dass man am Ziele sei. („Me voici 
enfin parvenu au point où nous desirions depuis longtemps 
d’amener la cour où je réside. Elle s’est explicee sur le fond de 
ses intentions“.) Eine vorläufige Einigung über ein Offensiv- 
bündnis gegen Preussen war zwischen Wien und Versailles zu- 
stande gekommen, auch gegen eine Schwächung Preussens bis 
auf den Umfang der alten Mark Brandenburg hatte Frankreich 
den früher so heftigen Widerspruch wenigstens stillschweigend 
aufgegeben, und König Ludwig hatte sich verpflichtet, 25—30 000 
Mann dem Wiener Hofe zur beliebigen Verwendung zu stellen. 
Also in der Hauptsache waren die beiden Mächte einverstanden, 
auch ohne dass definitive Festsetzungen über die Beteiligung 
Frankreichs am Kriege gegen Preussen getroffen waren, bevor 
Friedrich, durch die Nachrichten von diesen diplomatischen Ver- 
handlungen und durch die russisch-österreichischen Rüstungen be- 
unruhigt, selbst das Schwert zur Erhaltung seines Staates zog. 
Dadurch, dass der preussische König absichtlich die Lösung der 
Krisis herbeiführte, durchkreuzte er nur die Berechnungen des 
österreichischen Kanzlers in betreff des Beginns der Feindselig- 
keiten, die bestimmte Absicht, so bald wie möglich den Ent- 
scheidungskampf gegen Preussen zu beginnen, hatte dieser deut- 
lich genug bewiesen. Freilich war es nun Friedrich, der dem 
Grafen Kaunitz dazu verhalf, auch die letzte seiner Forderungen 
in Versailles erfüllt zu sehen. Denn jetzt nach dem Beginn der 
Feindseligkeiten durch Preussen war es Frankreich, das selbst 
zum schleunigen Abschluss der Offensivallianz drängte. Und 
dieses Drängen benutzt der geniale österreichische Staatsmann 
nun sofort, um wenn möglich auch ohne Opfer an Land, wie 
bisher stets angeboten war, Frankreichs Mitwirkung am Kriege 
gegen Friedrich zu erlangen. Doch mit seinen allzuhoch ge- 
stellten Forderungen drang er nicht durch, auch trat schliess- 
lich Frankreich nicht als eine Hilfsmacht Oesterreichs, sondern 
in voller Selbständigkeit in den Krieg ein, aber eines glänzenden 
Erfolges konnte sich doch Kaunitz rühmen, als in der Offensiv- 
allianz vom 1. Mai 1757 Frankreich seine aktive Beteiligung am 
Kriege gegen Preussen erklärte, zur völligen Vernichtung dieses 
Gegners seine Zustimmung gab und erst von der vollständigen 
Ausführung des grossen Unternehmens alle österreichischen 
Gegenleistungen abhängig machte. 

Bei der Bedeutung, welche die Frage über den Ursprung 
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des siebenjährigen Krieges für die richtige Auffassung Friedrichs 
und seiner Politik hat, wird man daher den beiden Heraus- 
gebern für ihre sorgfältige Arbeit allseitig Dank wissen und es 
namentlich freudig begrüssen, dass die mit so grosser Liberalität 
von der Verwaltung des Kaiserl. und Königl. Haus-, Hof- und 
Staatsarchivs zu Wien überlassenen Schriftstücke in voller Aus- 
führlichkeit wiedergegeben sind. Nicht minder aber gebührt 
Dank dem intellektuellen Urheber dieser Publikation R. Koser, 
dass für seine gerade in ihrer Kürze so meisterhafte Dar- 
stellung der verworrenen Verhältnisse, wie er sie in seiner Ge- 
schichte Friedrichs des Grossen gegeben hat, die aktenmässigen 
Belege in grösster Vollständigkeit geboten sind. Die Streit- 
frage selbst, die so viel Staub aufgewirbelt hat, ist damit 
schneller gelöst, als man es wohl vermuten dürfte, und zwar in 
einer Weise, dass auch kein Schatten auf das Bild des grossen 
Preussenkönigs fällt. 
Pyritz. P. Wehrmanın. 


135. 


Berger, Dr. H., Ueberseeische Handelsbestrebungen und koloniale 
Pläne unter Friedrich dem Grossen. Mit Benutzung von Archi- 
valien. gr. 8%. 163 S. Leipzig, Buchhandlung Gustav Fock, 
1899. M. 4.—. 

Eine Geschichte der überseeischen Handelsbestrebungen 
Friedrichs des Grossen ist an sich sicher ein sehr dankens- 
wertes Thema, nur schade, dass diese Geschichte bereits ge- 
schrieben ist: von Viktor Ring in seiner Schrift: Asiatische 
Handlungscompagnien Friedrichs des Grossen (Berlin 1890). 
Berger zitiert das Werk R.s — abgesehen von S. 41, wo er 
merkwürdigerweise auf R. statt auf die Quelle selbst, einen in 
der Berliner Königlichen Bibliothek befindlichen Druck, verweist 
— lediglich in der Vorrede; er charakterisiert hier das Ver- 
hältnis seiner eigenen Arbeit zu seinem Vorgänger mit folgenden 
Worten: „Das verdienstvolle Buch von Ring .. . konnte nur 
die rechtliche Seite der Handlungskompagnien in den Vorder- 
grund treten lassen. Vorstehende [sc. Bergers] Schrift bezweckt, 
den persönlichen Anteil Friedrichs II. an überseeischen Handels- 
bestrebungen und seine Stellungnahme zu kolonialen Plänen ins 
rechte Licht zu setzen.“ Prüfen wir, wie weit dieser Absicht 
des Verf. die thatsächliche Ausführung entspricht. 

Auf S. 5—11 werden einleitungsweise in Kürze die kolonialen 
Unternehmungen des Grossen Kurfürsten geschildert; natur- 
gemäss schöpft hier der Verf. lediglich aus Schücks bekanntem 
Werk (Brandenburg-Preussens Kolonialpolitik unter dem Grossen 
Kurfürsten und seinen Nachfolgern. Leipzig 1889). 

Auf S. 12—15 giebt B. aus Savarays Dictionnaire universel 
de commerce, Genève 1750, ein paar Notizen und Zitate über 
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die Gegenstände, mit denen von und nach Ostindien Handel ge- 
trieben wird. 

Auf S. 15/16 folgt eine sehr knappe Darstellung der 
Organisation der Fridericianischen Handlungskompagnieen. Bei R. 
— wo der Abschnitt über die Rechtsverhältnisse mit Recht an 
den Schluss, hinter die Darstellung des geschichtlichen Ver- 
laufs der Dinge gesetzt ist — sind alle derartigen Fragen weit 
ausführlicher und gründlicher behandelt. 

Den Haupti.halt des Buches bildet auf S. 17—86 die Ge- 
schichte der asiatischen Handlungskompagnieen. B. schöpft hier 
aus ganz denselben Akten, die schon R. benutzt hat; soviel ich 
habe nachprüfen können, war B. nirgends in der Lage, weitere 
Akten heranzuziehen, die etwa R. entgangen wären. Während 
R. überall auch der gedruckten Litteratur eifrig nachgespürt 
hat, beschränkt sich B. lediglich auf die Akten. Dem gemein- 
samen Quellenmaterial gemäss deckt sich B.s Darstellung inhalt- 
lich vollständig mit jener R.s; man kann sie fast stets Seite für 
Seite mit letzterer vergleichen. In der Regel ist R. ausführ- 
licher; manchmal indes bietet auch B. genauere Exzerpte aus 
den Akten. Man muss zugeben, dass R. sich zu sehr begnügt 
hat, bloss referierend den Inhalt der Akten zu erzählen, auf 
eigene Kritik zu sehr verzichtet hat. Aber auch B. ist nicht 
anders verfahren: auch er macht keinen Versuch, das wesent- 
liche schärfer hervorzuheben oder den Anteil des Königs und 
jenen seiner Ratgeber genauer zu unterscheiden und zu be- 
stimmen. 

Darüber, dass bei beiden Autoren die Dispositon des Stoffes 
fast ganz identisch ist, wird man sich, da beide eben die gleichen 
Akten verwerten, nicht wundern dürfen; wohl aber muss es 
überraschen, dass bei B. auch die Form des Ausdruckes sehr an 
jene R.s anklingt, und zwar auch in Fällen, wo kaum anzu- 
nehmen ist, dass die betreffenden Wendungen aus den gemein- 
sam benutzten Akten herstammen. Ich will wenigstens ein paar 
Beispiele anführen: 


Ring. 

S. 241. Die Direktoren leisten 
den Eid der Treue, der Ver- 
schwiegenheit, des Gehorsams 
gegen die Befehle der General- 
versammlung . . . 8. 242. Den 
Direktoren zur Seite treten die 
administrierenden und honorä- 
ren Hauptparticipanten . 
Als Kontrollorgan tritt mehr- 
fach ein Aufsichtsrat hinzu... 
S. 243. Die Beamten der Com- 
pagnie unterliegen deren Juris- 


Mitteilungen a. d. histor. Litteratur. XXVIII. 


Berger. 


S. 16. (Die Direktoren) leisten 
den Eid der Treue, des Ge- 
horsams zur Erfüllung der Be- 
fehle der Generalversammlung. 
Ihnen stehen zur Seite die 
Hauptpartizipanten. Die Con- 
trolle übt der Aufsichtsrat. Zu- 
weilen werden auch königliche 
Commissäre zur Revision er- 
beten oder bewilligt. Die Com- 
pagnie übt die Gerichtsbarkeit 
über ihre Beamten aus. Der 
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Ring. 


diktion . . . Fast durchgängig 
ist bestimmt, dass eine Divi- 
dende verteilt werden soll, bald 
eine jährliche, bald eine solche 
nach Verkauf der Retour- 
waaren. 


S. 145. Schon kurze Zeit 
nach der Einrichtung der asiati- 
schen Compagnie war von eng- 
lischer Seite eine Erweiterung 
dieses Unternehmens geplant 
worden. Jobn Harris wurde 
als Vermittler nach Berlin ge- 
sandt . . . S. 147. Im Januar 
1752 taucht Harris wieder in 
Berlin auf, diesmal in Begleitung 
eines gewissen Mill und mit 
den abenteuerlichsten Plänen. 


S. 165. Die gewonnenen 
Kapitalisten konnten mit einem 
so wenig zielbewussten un- 
ruhigen Geiste wie Harris 
an der Spitze offenbar nicht 
weiter kommen. Sie bestimmten 
ihn deshalb noch im September 
1753, das Octroi an die Com- 
pagnie selbst abzutreten und 
sich mit der Stellung eines 
ersten Supercargos zu begnügen. 


S. 171. Es war, als sollte 
die Compagnie nicht zu Stande 
kommen. Ueber allen ihren 
Vornahmen schwebt ein Un- 
stern. 


Als 
27 Aktenstücke. 


Berger. 


Superkargo gilt als ausser- 
ordentlicher königlicher Ge- 
sandte. Die Dividende soll 
jährlich oder nach Verlauf 
der Retourwaaren verteilt 


werden. 


S. 63. Nachdem kaum die 
asiatische Handlungskompagnie 
ins Leben getreten war, er- 
schien in Berlin der Engländer 
Harris, in der Absicht, eine Er- 
weiterung des Unternehmens zu 
planen ... Im Januar kam er 
wieder nach Berlin mit den 
abenteuerlichsten Plänen. 


S. 66. Die Leitung des 
ganzen Unternehmens durch 
Harris, den unrichtigen 
Geist, schien den Capitalisten 
doch zu gewagt. Sie bestimmten 
ihn im September 1753, das 
seiner Person bewilligte Oktroi 
an die Compagnie abzutreten. 
Er sollte nur erster Supercargo 
werden. 


S. 68. Es war, als sollte 
ein Unstern über dem ganzen 
Unternehmen schweben. 


Anhang zu der gegebenen Darstellung bringt B. 
Die wichtigsten Aktenstücke 


aus der Ge- 


schichte der Handlungskompagnieen hatte bereits R. im Wortlaut 
abgedruckt. Auch die von B. gebotenen Aktenstücke sind nach- 
weislich sämtlich bereits von R. im Exzerpt mitgeteilt oder doch 
für seine Erzählung verwertet; wohl bei keinem von ihnen lag 
ein wirkliches Bedürfnis zu einem vollständigen Abdruck vor. 
Uebrigens sind zwei von den Aktenstücken B.s bereits bei 
R. wortgetreu publiziert: Nr. 13 und 15, letztere sogar bei 
R. in vollständigerer Fassung als bei B. 
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Auf S. 87—90 giebt B. ein „Schlusswort“. Er deutet hier 
kurz hin auf die Schwierigkeiten, mit denen damals überseeische 
Unternehmungen zu kämpfen hatten; er betont sodann, dass der 
König den überseeischen Plänen reges persönliches Interesse 
entgegenbrachte; er konstatiert, dass die fridericianischen Be- 
strebungen dadurch von Wert waren, dass durch sie die Unter- 
nehmungslust gefördert wurde, der preussische Name Ansehen 
erlangte; er schliesst mit dem Hinweis, dass die Gegenwart das, 
was damals nicht gelang, zur Ausführung gebracht hat. Ob 
diese vier Seiten mit ihren aphoristischen und wenig tief 
gehenden Bemerkungen die Ankündigung, „den persönlichen An- 
teil Friedrichs an überseeischen Handelsbestrebungen und seine 
Stellungnahme zu kolonialen Plänen ins rechte Licht zu setzen,“ 
erfüllen, und wie weit sie genügen, um dem Werke Bergers gegen- 
über dem Buche Rings eine selbständige Bedeutung zu verschaffen 
— woraus sonst der Anspruch auf eine solche abgeleitet werden 


sollte, wüsste ich nicht — sei dem Urteil des Lesers überlassen. 
Halle a. S. Walther Schultze. 
136. 


La rivoluzione napoletana del 1799 illustrata con ritratti, vedute, 
autografi ed altri documenti figurativi e grafici del tempo. 
Albo pubblicato nella ricorrenza del 1° centenario della re- 
pubblica napoletana a cura di B. Croce, G. Ceci, 
M. D’Ayala, S. Di Giacomo. gr. 4%. XXVIII, 62 S. und 
75 Tafeln. Napoli, A. Morano & figlio, 1899. 

An das Jahr 1799 knüpfen sich für Neapel und die neapoli- 
tanischen Provinzen zahlreiche interessante und schmerzliche Er- 
innerungen. Der schimpflichen Niederlage und dem Rückzuge 
der im November 1798 unter der Führung Macks zum Kampf 
gegen Frankreich ausgezogenen neapolitanischen Armee folgte 
das Einrücken der französischen Truppen unter Championnet, 
die Flucht der königlichen Familie nach Sizilien, die Revolution 
in der Hauptstadt, die Erhebung einerseits der demokratisch 
gesinnten Bürgerschaft, andererseits des royalistisch gesinnten 
Pöbels, die blutige Niederwerfung des letzteren durch die Fran- 
zosen, die Errichtung der parthenopäischen Republik, die Er- 
pressungen der Franzosen, die Anarchie in den Provinzen, dann 
die Gegenrevolution, das Erscheinen des Kardinals Ruffo in 
Calabrien, das Vordringen und Wüten der um ihn sich 
scharenden Massen, der Abzug der Franzosen unter Macdonald, 
die tapfere Verteidigung der Republikaner in der Hauptstadt, 
die Kapitulation, der schmähliche Bruch derselben auf Ver- 
anlassung der Königin und Nelsons, endlich das blutige Straf- 
gericht. Es war sehr natürlich, dass man nach Verlauf eines 
Jahrhunderts im vorigen Jabre in Neapel das Bedürfnis 
empfand, das Andenken an jene denkwürdigen Ereignisse und 
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an die unglücklichen Opfer derselben zu erneuern. Zu den zu 
diesem Zwecke getroffenen Veranstaltungen gehörte auch die 
Herausgabe eines Albums, welches in authentischen Abbildungen 
die hauptsächlichsten an jenen Vorgängen beteiligten Personen, 
die Schauplätze derselben und auch einen Teil der Ereignisse 
selbst vor Augen führen sollte. Dieses Album liegt jetzt vor. 
Es besteht aus vier Teilen, einer Vorrede, in welcher kurz der 
Plan des Unternehmens dargelegt und eine Uebersicht über den 
Inhalt desselben gegeben wird, einer kurzen Darstellung der 
Ereignisse jenes Jahres, den Abbildungen selbst, und An- 
merkungen zu denselben. Sonderbarerweise ist die geschicht- 
liche Darstellung nicht eine neue, die zahlreichen neueren 
Quellenpublikationen und Forschungen verwertende Arbeit, 
sondern man hat sich begnügt, die 1801 erschienene Schrift: 
Aperçu historique complémentaire du general Bonnamy sur la 
guerre entre la République Française et le roi de Naples et 
sur la revolution qui en fut la suite von dem General Fran- 
cesco Pignatelli, der selbst an diesen Ereignissen beteiligt ge- 
wesen war, sich aber noch rechtzeitig zusammen mit Macdonald 
entfernt hatte, in italienischer Uebersetzung wieder abzudrucken, 
eine Schrift, die um so weniger den beabsichtigten Zweck erfüllt, 
als sie, wie schon ihr Titel besagt, nur Ergänzungen zu der 
kurz vorher erschienenen Schrift eines französischen Generals ent- 
hält. Mangel an Zeit hat jedenfalls die Herausgeber genötigt, 
zu diesem unzureichenden Hilfsmittel zu greifen. Um so ge- 
lungener ist der Hauptteil, die Abbildungen selbst. Mit eben- 
soviel Mühe wie Verständnis haben dieselben von den ver- 
schiedensten Seiten her aus öffentlichen und Privatsammlungen 
zusammengebrächt, was dazu dienen kann, die damaligen Ereig- 
nisse dem Leser vorzuführen. Die Anordnung ist eine chronologische. 
Vorangestellt sind die Porträts König Ferdinands, der Königin Marie 
Caroline, der königlichen Familie, der Minister Acton und Medici, es 
folgen Abbildungen der wichtigsten Lokalitäten in Neapel, dann 
Abbildungen und Dokumente, welche die Zustände in dem König- 
reich unter dem alten Regiment vergegenwärtigen, Karrikaturen 
auf die Franzosen und auf den König und ein Blatt, welches 
zeigt, in wie ängstlicher und thörichter Weise damals die Zensur 
gehandhabt wurde. Dann erscheinen Porträts der Befehlshaber 
der neapolitanischen und der französischen Armee, Macks, 
Championnets und Macdonalds, darauf Abbildungen der Scenen, 
die sich in Neapel beim Ausbruch der Revolution abspielten, 
entnommen der unmittelbar darauf erschienenen Schrift: Memoria 
degli avvenimenti popolari, darauf Porträts der Führer der 
beiden Parteien, welche sich in Neapel entgegentreten, und Ab- 
bildungen der blutigen Strassenkämpfe zwischen den Franzosen 
und den Lazzaroni. Weitere Abbildungen vergegenwärtigen die 
Einrichtung der parthenopäischen Republik, dann werden in 
einer Reihe von Porträts die Mitglieder der neuen Regierung 
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und die Häupter der republikanischen Partei vorgeführt, auch 
Facsimiles der Namenszüge derselben, Embleme der Republik, 
Münzen und Dokumente, welche die neuen Zustände vergegen- 
wärtigen. An den Versuch, die Republik auch über die Provinzen 
auszudehnen, erinnert ein Plan der Stadt Andria in Apulien, 
die im März von den Republikanern und Franzosen eingenommen 
wurde. Die folgenden Blätter führen dann die Gegenrevolution 
und deren Sieg vor Augen. Der Wiedergabe eines die gegen 
die Revolution verbündeten Herrscher von Oesterreich, Russland, 
England, Neapel und der Türkei darstellenden Kupferstichs 
folgen die Porträts des Kardinals Ruffo, des Obersten Nunziante, 
der mit den in den Provinzen Salerno und Avellino gesammelten 
Scharen sich demselben anschloss, und Fra Diavolos, ferner 
Nelsons, des englischen Gesandten Hamilton und seiner Gemahlin, 
dazwischen Ansichten von Gegenden und Ortschaften, welche die 
um diese und andere Führer sich sammelnden Scharen durch- 
zogen und eingenommen haben, Flugblätter, auf denen in Wort 
und Bild der Sieg der Reaktion verherrlicht wird, Ansichten der 
Schauplätze der letzten in der Nähe von Neapel geführten 
Kämpfe und des an den Häuptern der republikanischen Partei 
vollzogenen Strafgerichts, Porträts der Richter und solcher Per- 
sonen, welche sich durch die Rettung einzelner Unglücklichen 
verdient gemacht haben. Dann erscheinen Abbildungen des Ein- 
zugs des Königs und seiner Familie in Neapel, der auf den Sieg 
der Reaktion geprägten Medaillen, des damals gegründeten Ver- 
dienstordens, der Geschenke, durch welche Ruffo von dem 
Königspaar geehrt wurde, ferner von Bildern, welche ihn und 
die Königin im Alter zeigen, und der Totenmasken beider, so- 
dann Porträts der zeitgenössischen Schriftsteller, welche jene 
Ereignisse beschrieben haben, endlich Nachbildungen von Kunst- 
werken, in denen Scenen aus denselben dargestellt sind. 

Sehr dankenswert sind die am Schluss zusammengestellten 
reichhaltigen Anmerkungen. Dieselben enthalten Angaben über 
die Provenienz der Abbildungen und Erläuterungen zu denselben, 
in denen die neueren Forschungen verwertet und stellenweise auch 
neue Quellen, Dokumente und Briefe, veröffentlicht sind. 

Berlin. F. Hirsch. 


137. 


Roloff, Dr. Gust., Die Kolonialpolitik Napoleons i. (Hist. Bibl. 
Bd. X.) gr. 8°. XIV, 258 S. München, R. Oldenbourg, 1899. 
M. 5.—. 

Der Verf. hat für seine eingehenden Studien an unge- 
drucktem Material die Berichte der Marineminister an Napoleon 
und die Korrespondenz zwischen den Marineministern und den 
Kolonialbehörden (1809—1810) in den Archives nat. und dem 
Archiv des Kolonialministeriums, sowie auch das Archiv des 
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französischen Marineministeriums benutzt. Daher bringt er 
mancherlei unbekannte Einzelheiten und neue Gesichtspunkte. 
Nach den Einbussen im siebenjährigen Kriege war der 
französische Kolonialbesitz immer noch für den Import und 
Export bedeutend und an Umfang keineswegs gering. Erst in der 
Revolutionszeit gingen Indien, Senegal, die Mehrzahl der Antillen 
an England verloren, St. Domingue (der französische Teil der 
Insel) war thatsächlich unabhängig, Guadeloupe, Ile de France, 
Reunion in wirtschaftlichem Rückgange und losgelöst vom 
Mutterlande, nur Guyana leistete noch Gehorsam. Der Handel 
war fast ganz in den Händen Amerikas. Es war nun Bona- 
partes ernstliches Bestreben, nachdem er erster Konsul ge- 
worden, die früheren Macht- und Handelsverhältnisse wiederher- 
zustellen. Der Krieg mit England war diesen Plänen sehr 
hinderlich, doch erhielt Frankreich nach dem Frieden seinen 
früheren Kolonialbesitz in Amerika, Afrika, Indien zurück. 
Napoleon wollte thunlichst die alten Zustände in den Kolonieen 
zurückführen. Darum liess er die von der Revolution theoretisch 
beseitigte Sklaverei bestehen, wo sie thatsächlich ganz oder 
grossenteils noch bestand, denn wirklich durchgeführt war. sie 
nur in St. Domingue. Um die Schwarzen dort zu gewinnen, 
proklamierte er allerdings pomphaft ihre Freiheit (S. 31). Ferner 
sollte der Kolonialhandel wieder ein Monopol Frankreichs 
werden, die Kolonieen, wenn irgend möglich, ohne Zuschuss sich 
erhalten, ihre Verwaltung einem Generalkapitän, Kolonial- 
präfekten und Justiz-Kommissar übertragen werden, wobei das 
Hauptgewicht auf den ersteren fiel und Konflikte zwischen 
Militär- und Zivil-Verwaltung unvermeidlich wurden. Auch in 
Gerichtsverfassung, Kultus, Unterricht sollten die alten Zustände 
hergestellt werden. Besondere Schwierigkeiten machte die ge- 
plante Ordnung in St. Domingue, wo der Negergeneral Toussaint 
Louverture die Gewalt an sich gerissen hatte und auch sonst 
Parteiungen und Wirren herrschten. Auch nach der Gefangen- 
nahme dieses berechnenden, hinterlistigen und gewaltthätigen 
Mannes war die Herrschaft Frankreichs dort so wenig eine voll- 
ständige wie in den anderen Kolonieen. Indessen kehrten die 
vertriebenen Weissen und Emigranten unter Napoleons Schutze 
zurück. Ackerbaukammern wurden in Ile de France, Réunion 
und den amerikanischen Kolonieen aus wohlhabenden Pflanzern 
durch den Marineminister nach Vorschlagslisten des General- 
kapitäns und Kolonialpräfekten gebildet. Napoleon zerstörte aber 
die in gutem Gange befindliche Ordnung der Kolonialverwaltung 
durch den Bruch des Friedens mit England, an dem wir ihm, 
übereinstimmend mit der Darstellung Lanfreys, die Hauptschuld 
zuschreiben müssen. Verf. plädiert allerdings stark für Napoleon, 
weil sich England durch Nicht-Herausgabe Maltas einer Friedens- 
vertrags-Verletzung schuldig gemacht habe. Indessen die Her- 
ausgabe Maltas war unmöglich, so lange Napoleon ganz offen 
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mit der Wiederaufnahme seines ägyptischen, direkt gegen Eng- 
lands Handel und indischen Besitz gerichteten Unternehmens 
drohte (s. S. 27 u. 134 ff.). Die Folge der Wiederaufnahme 
des Seekrieges war der Verlust der amerikanischen Kolonieen 
und von Ile de France und Java. Gewiss hat Napoleon nie 
die Sorge für die Kolonieen aus dem Auge gelassen, aber er 
hatte auch Pläne und Ansichten, die selbst sein Genie nicht 
durchführen konnte, wie die Verschliessung des Kolonialhandels 
gegen Fremde, die finanzielle Selbständigkeit der Kolonieen, die 
Landung in dem britischen Inselreiche, die Wiederaufnahme des 
wagehalsigen ägyptischen Unternehmens; durch den Eingriff in 
die spanische Selbständigkeit trieb er den bisherigen Bundes- 
genossen in Englands Hände. Die Schwäche der französischen 
Marine, welche zur Katastrophe von Trafalgar führte, war ge- 
wiss die Hauptursache des Verlustes der Kolonieen, um so 
weniger hätte aber Napoleon neben den Weltherrschaftsplänen 
auf dem Festlande, durch die er alle anderen Staaten Europas 
gegen sich in Waffen rief, auch noch einen aussichtslosen See- 
krieg gegen England beginnen sollen. 
Dresden. R. Mahrenholtz. 


138. 


Da Mosto, Andrea, L’artiglieria e larma del genio dello Stato 
Romano durante la guerra per P indipendenza d’ Italia del 
1848 e del 1849. (Estratti della Rivista ď’ artiglieria e genio. 
Vol. III e IV. 1898/99.) 2 Hefte. 8°. 43 u. 28 S. Roma, 
Enrico Voghera. 

Unter den zahlreichen Arbeiten, zu denen die fünfzigjährige 
Wiederkehr der Gedenktage der ruhmvollen Kämpfe um die 
` Einheit Italiens Anlass gegeben hat, zeichnen sich die beiden 
vorliegenden dadurch aus, dass ihr Verfasser nicht nur ge- 
schulter Geschichtsforscher (er hat gelegentlich der Kolumbus- 
feste im Auftrage des italienischen Unterrichtsministeriums den 
Reisebericht Pigafettas über die erste Weltumsegelung bear- 
beitet), sondern auch Artillerieoffizier ist, der seine Waffe und 
ihre Geschichte genau kennt. Ferner ist ihm zu statten ge- 
kommen, dass ihm als Beamten des Königlichen Staatsarchivs in 
Rom, neben dem im römischen Stadtarchiv befindlichen, auch 
das gesamte Aktenmaterial des ersteren zur Verfügung ge- 
standen hat. 

Alle, Freund wie Feind, die über die Beteiligung der päpst- 
lichen, resp. römisch-republikanischen Truppen an den Kämpfen 
im Venetianischen gegen die Oesterreicher 1848 und um Rom, 
Bologna und Ancona 1849 geschrieben haben, zollen der römi- 
schen Artillerie grosses Lob. Aber über die Organisation der- 
selben, ihr Material und Personal war bisher sehr wenig be- 
kannt. Diese Lücke füllt die erste der beiden oben genannten 
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Arbeiten aus. Nach einer kurzen Bemerkung über die Zentral- 
verwaltung des Artilleriekorps beim Waffen-, späteren Kriegs- 
und Marineministerium in Rom wird zuerst die Artillerie des 
stehenden Heeres behandelt. Sie bestand aus einem einzigen 
Regiment einheimischer und einer Batterie ausländischer 
Truppen. Das Regiment, mit einem Oberst oder Oberstleutnant 
an der Spitze, zählte 1848, aus einer Feldbatterie, einer 
Festungs- und drei Küstenkompagnieen zusammengesetzt, wenig 
mehr als 1000 Mann. 

Mit dem Jahre 1849 begann eine neue Organisation des 
Regiments, welche wegen des vorzeitigen Unterganges der römi- 
schen Republik nicht durchgeführt werden konnte. 

An Qualität erwiesen sich die wenigen päpstlichen Kanonen 
denen der Oesterreicher 1848 bedeutend unterlegen. Aber erst 
die römische Republik entfaltete genügend Energie, um neues 
und besseres Material zu beschaffen, indem sie auf Veranlassung 
des Kriegsministers Alessandro Calandrelli viele Kirchenglocken 
der ewigen Stadt, jedoch nur diejenigen ohne geschichtlichen 
und künstlerischen Wert (wie Verf. hätte hervorheben können) zu 
Geschützen umgiessen liess. Die meisten Festungsgeschütze be- 
fanden sich in einem noch traurigeren Zustand als die Feld- 
geschütze, eine Folge der Misswirtschaft unter der päpstlichen 
Regierung. Selbst an Munition für die Artillerie mangelte es im 
Kriege 1848; später, während der Belagerung Roms, leistete die 
Opferfreudigkeit von Privatunternehmern Ausserordentliches in 
der Beschaffung solcher; trotzdem trat in den letzten Tagen 
der Verteidigung grosser Munitionsmangel ein, und schliesslich 
waren nur noch 380 Pfund Pulver vorhanden. 

Neben der Artillerie des stehenden Heeres gab es eine aus 
Nationalgarden gebildete Artiglieria civica, deren Kanonen von 
Privatleuten und Städten geschenkt waren. Eine aus Freiwilligen 
Roms gebildete, noch nicht 50 Mann zählende Abteilung mit 
zwei Bronzegeschützen zeichnete sich 1848 bei der Verteidigung 
Vicenzas aus und nahm, zu einer halben Batterie ange- 
wachsen, 1849 an der Verteidigung Roms teil. Auch die 
Nationalgarden von Bologna, Ancona, Viterbo und anderen 
kleinen Ortschaften des römischen Staates hatten Artillerie- 
abteilungen, konnten aber, aus Mangel an Mitteln, nur in 
den Besitz von mehr oder minder veralteten Kanonen gelangen. 
Daneben hatten noch vier Freikorps Artillerieabteilungen, 
so z. B. die Legion Garibaldis, der mit dem ihm eigenen 
Scharfblick die Notwendigkeit einer Gebirgsbatterie einsah, aber 
wegen der beschränkten Mittel der Regierung eine solche nicht 
zu erlangen vermochte. 

In der zweiten Schrift wird in derselben Weise die Organi- 
sation des Geniekorps behandelt, welches im Gegensatz zur 
Artillerie bei den Zeitgenossen nicht so viel Lob geerntet hat 
als diese, obwohl, nach dem Urteil sachverständiger Militär- 
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schriftsteller und auch Da Mostos, Rom sich noch etwas länger 
gehalten hätte, wenn die vom Geniekorps geplanten Befestigungs- 
arbeiten ausgeführt worden wären, was aber an der Animosität 
Garibaldis gegen dieses so wohl verdiente Korps scheiterte. 
Doch scheint Da Mosto, wenn er dieser uns ctwas gewagt er- 
scheinenden Ansicht beitritt, nicht an den von ihm selbst her- 
vorgehobenen Pulvermangel der Belagerten gedacht zu haben. 
Beim Ausbruch des Krieges gegen die Oesterreicher im März 
1848 war das Geniekorps ohne Truppen, denn es bestand nur 
aus 15 Militäringenieuren. Damals wurden zwei Sappeur- 
kompagnieen gebildet, die es aber, beide zusammen genommen, 
während des Feldzuges von 1848 auf nur 140 Köpfe, unter 
denen 10 Offiziere, brachten. Am Ende desselben Jahres wurde 
das Geniekorps gänzlich reorganisiert, und bestand demnach aus 
dem Stabe, einem Bataillon Sappeurs und Minierer, das in vier 
Kompagnieen geteilt war, und einer Kompagnie Fahrer. Während 
der Verteidigung Roms wuchs es bei dieser Einteilung auf 
518 Mann, von denen 7 den Tod und 33 Verwundungen ecer- 
litten. Die Anzahl der Pferde betrug damals 71. Die Be- 
kleidung der Soldaten war während des Feldzuges von 1848 
sehr mangelhaft, weil das Ministerium nicht die nötigen Mittel 
zur Verfügung stellte. Auch 1849 flossen die Mittel nicht reich- 
lich genug, um zu verhindern, dass gegen Ende der Belagerung 
Roms eine Anzahl der Genietruppen mit zerfetzter Uniform 
oder gar ohne dieselbe einherging. Auch die Bewaffnung blieb 
bis zuletzt ungenügend, ebenso wie das technische Material. 
Was bei der Artillerie nicht nötig war, weil schon von 
anderen Schriftstellern besorgt, nämlich ein näheres Eingehen 
auf die Kämpfe, an denen die behandelten Truppenteile teil- 
nahmen, wird von Da Mosto für das Geniekorps geboten. 
Und dieses ist wohl der interessanteste Abschnitt dieser lehr- 
reichen Arbeiten. Vom 22. April bis 16. Juni 1848 stand das 
Geniekorps jenseit des Pos auf österreichischem Gebiet; und ob- 
wohl die Offiziere sehr jung, sowie wenig erfahren und die 
Mannschaften in Eile angeworbene Handwerker und Arbeiter 
waren, zeichneten sich doch sowohl die Einen, wie die Anderen 
durch Geschicklichkeit und Mut aus, besonders bei den Be- 
festigungsarbeiten in und um Vicenza. Während der Ver- 
teidigung Roms gegen die Franzosen und Neapolitaner 1849 
wurde das Geniekorps von dem allerdings noch sehr jungen, 
aber nichtsdestoweniger sehr tüchtigen Oberstleutnant Luigi 
Amadei befehligt und that sehr viel, um die Mauern der ewigen 
Stadt in Verteidigungszustand zu setzen, bis es im Juni nicht 
durch eigene Schuld, sondern durch die mangelhaften Anord- 
nungen des Triumvirats mit der Barikadenkommission, den 
städtischen Kommissionen und schliesslich mit Garibaldi, der 
an der bedrohtesten Stelle auf dem Janiculus eine Division be- 
fehligte, in ärgerliche Kompetenzkonflikte geriet. Ja es kam 
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am 11. Juni dahin, dass Garibaldi den Kommandanten des 
Geniekorps, Amadei, wegen Nachlässigkeit in Ausübung seiner 
Funktionen festnehmen liess und ihn in der Engelsburg dem 
Kriegsminister mit dem Rat, ihn erschiessen zu lassen, zur Ver- 
fügung stellte. Die Haft dauerte glücklicherweise nur wenige 
Tage, da sich der Militärauditeur sofort von der völligen Un- 
schuld Amadeis überzeugte; aber inzwischen liess Garibaldi die 
Befestigungsarbeiten nach seiner Weise ausführen und fuhr da- 
mit fort, auch nachdem Amadei dem Namen nach wieder Leiter 
derselben geworden war. Leider ist Da Mosto nicht darauf ein- 
gegangen, den Grund des tiefen Misstrauens von Garibaldi gegen 
die Mehrzahl der Offiziere des Geniekorps psychologisch oder 
auf andere Weise zu erklären. — Neben dem regulären Geniekorps 
gab es ebenso, wie wir das bei der Artillerie gesehen haben, 
auch Freikorps dieser Waffe: Eine Sappeurkompagnie, aus 160 
römischen Nationalgardisten bestehend, nahm am 30. April 1849 
thätigen Anteil an der Verteidigung der Bastionen des Vatikans 
gegen die Franzosen. 
Rom. Loevinson. 
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Schmoller, Gust, Max Lenz, Erich Marcks, Zu Bismarcks Ge- 
dächtnis. 1. u. 2. Aufl. gr. 8°. V, 174 S. Leipzig, Duncker & 
Humblot, 1899. M. 3.60. 

I. Vier Briefe über Bismarcks sozialpolitische und volkswirt- 
schaftliche Stellung und Bedeutung. 

Il. Ueber die „Gedanken und Erinnerungen“ von Otto Fürst 
von Bismarck. Von Gustav Schmoller. 

I. Der Schöpfer von Kaiser und Reich. 

II. Rede, gehalten bei der Gedächtnisfeier der Königlichen 
Friedrich Wilhelms-Universität zu Berlin am 22. Dezember 
1898. Von Max Lenz. 

I. Gedenkworte, gesprochen bei der Trauerfeier des Vereins 
deutscher Studenten zu Leipzig am 2. August 1898. 

H. Fürst Bismarck und das Haus Hohenzollern. Abhandlung, 
November 1898. 

Ill. Rede, gehalten bei der Gedächtnisfeier der Universität 
Leipzig am Totensonntag, 20. November 1898. Von 
Erich Marcks. 


Das Buch enthält 10 bereits anderweitig veröffentlichte Ab- 
handlungen und Gedächtnisreden: recht interessante Beiträge 
zum Verständnis von Bismarcks Persönlichkeit und Bedeutung. 

Schmoller charakterisiert nur seine sozialpolitische und 
wirtschaftliche Stellung und Bedeutung. Bismarck sei in seiner 
Wirtschafts- und Sozialpolitik Opportunist gewesen; stets habe 
er sie seiner äusseren Politik angepasst. „Im Zentrum seiner 
Interessen stand die Machtstellung Deutschlands und Preussens 
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nach aussen, Herstellung einer starken, führenden Staats- und 
Reichsgewalt im Innern“. Alles Parteileben beurteilte er von dem 
Gesichtspunkt, wieweit dadurch einer straffen Zentralgewalt 
Förderung oder Widerstand erwachsen, die Feinde des Reichs 
bei ihren Bestrebungen Unterstützung finden könnten. Auch die 
Handelspolitik hat er in der Regel seiner allgemeinen angepasst. 
Der Wandel in seinen Ansichten über Staat, Gesellschaft und 
Volkswirtschaft erklärt sich daraus, dass er eben mit der Zeit 
fortgeschritten ist und den grossen Umwälzungen im staatlichen 
und wirtschaftlichen Leben, die sich gerade bei seinen Lebzeiten 
vollzogen, Rechnung getragen hat. Doch finden alle Reform- 
versuche bei ihm eine feste Schranke teils in seiner Persönlich- 
keit, die uns Schmoller darum recht ausführlich und ansprechend 
in der ersten Abhandlung charakterisiert, teils in der ganzen 
Sphäre, aus der er hervorgegangen ist: seinen Ueberzeugungen 
als preussischer Edelmann, Grossgrundbesitzer und Protestant. 
Es fehlte ihm daher u. a. auch das rechte Verständnis für die 
Bestrebungen der Arbeiter und das Wesen der katholischen 
Kirche. Die Zufriedenheit der grossen Unternehmer hat er für 
seine Parlamentsbeschlüsse nötig gehabt. „Spätere Jahrzehnte 
und Jahrhunderte werden ihn doch zu den sozialen Reformatoren 
rechnen trotz seiner Abneigung gegen die Fabrikinspektion und 
der häufigen, zuletzt von 1890 an einseitigen Parteinahme für 
die Interessen des grossen Kapitals und der Unternehmer.“ Zu 
seinen grössten Verdiensten gehörten die Einführung des all- 
gemeinen Stimmrechts, Arbeiterschutzgesetzgebung, Verstaat- 
lichung der Eisenbahnen, Zollreform und Handelspolitik. Ausser- 
ordentlich gross sei die Bedeutung seiner Thaten: der feste 
nationale Staat, den er geschaffen, sei die erste Bedingung für 
eine gesunde wirtschaftliche und soziale Entwickelung. Seit 
1885 sei er allerdings verknöchert und habe aus Ruhebedürfnis 
des Alters durch seine Allmacht in fast allen Ministerien die 
Reformtbätigkeit gelähmt. Deshalb wäre auch seine Entlassung 
nicht zu bedauern gewesen. 

Lenz hält es für die Hauptaufgabe eines Biographen Bis- 
marcks, die allgemeinen Ideen und Kräfte nachzuweisen, die sich 
in ihm verkörpern. Seine engere Heimat mit ihren geschicht- 
lichen Grundlagen ist der Boden, dem seine politischen Ideen 
entstammen und in dem seine Persönlichkeit wurzelt; er ist eine 
Urgestalt germanischen Bodens, noch mehr aber ein echter Re- 
präsentant des friderieianischen Preussentums, der Hüter und 
Vollender seiner grossen Traditionen. „Es war der Genius 
Preussens, der in Bismarck zu Worte kam.“ Aus dem preussi- 
schen Staatsgedanken lassen sich seine grössten Thaten her- 
leiten. Dass darauf allein die Geschlossenheit seines politischen 
Systems, die Einheit seiner Entwickelung beruhe, weist Lenz 
ausführlich nach, speziell für die Zeit vor seinem Eintritt ins 
Ministerium. Diese Gedanken entwickelt Lenz auch in der 
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Gedächtnisrede, indem er unter Beziehung auf die inzwischen er- 
schienenen „Gedanken und Erinnerungen“ Bismarcks Verhältnis 
zu den Patrioten von 1848 behandelt. Seine Politik ist nichts 
weniger als eine Ausführung des Programms dieser Männer. Sie 
wollten Preussen deutsch, er Deutschland preussisch machen. 
Den Schwerpunkt der Staatsgewalt wollten sie ins Parlament 
verlegen, während nach Bismarcks Auffassung die Souveränität 
des Reiches in der Gesamtheit der deutschen Staaten liegen musste. 
Die Welt seiner Ideen waren nur die preussischen Traditionen, 
sein Programm der preussische Staatsgedanke. 


Marcks hebt gleichfalls die entscheidende Bedeutung des 
preussischen Grundzuges in Bismarck hervor. „Gegenüber dem 
politischen Freiheitsideale wie dem wirtschaftlich - individualisti- 
schen Bestreben des bürgerlichen Liberalismus, der den Staat in 
beiderlei Beziehungen in seinen Rechten beschränken will, knüpft 
Bismarck von jeher an die alte, die frideriecianische Monarchie 
mit ihrem starken Staat und ihrer wichtigen Autorität an.“ 
Gleichheit der Ziele und des Wesens verbindet auch seine 
äussere Politik mit der des grossen Kurfürsten und des grossen 
Königs. Indem er unter Benutzung der nach Einheit strebenden 
staatlichen, geistigen, wirtschaftlichen Kräfte den Ausbau des 
preussischen Staates zum deutschen Reiche vollzog, wurde er 
der Vollstrecker altpreussischer Ueberlieferungen „der Ueber- 
lieferung des schöpferischen Ehrgeizes der Macht“. Eingehender 
erörtert Marcks sein persönliches Verhältnis zum Hause der 
Hohenzollern, das „für Bismarcks ganzes Dasein doch wohl das 
eigentlich grundlegende“ wäre. „Nicht nur, dass er Monarchist 
war und über allen Schwankungen seines Verhältnisses zu den 
Herrschern, unter denen er gelebt hat, die überzeugte Treue 
gegen die Monarchie selber bestehen blieb; auch mit der Per- 
sönlichkeit der Herrscher verbanden ihn Gefühle, die alles Ent- 
gegengesetzte siegreich überwanden.“ Persönliche und sachliche 
Motive gingen bei ihm überhaupt immer Hand in Hand. Seine 
Königstreue aber wurzelte auf religiösem Boden. In ihrem Kern 
war sie die Vasallentreue des niedersächsischen Edelmanns, er- 
gänzt wurde sie aber noch durch die Treue des preussischen 
Öffiziers gegenüber seinem Kriegsherrn. Was so für Bismarcks 
Wesen grundlegend war, fehlte seinem königlichen Vorläufer: 
„das Verhältnis des Gemütes zur Erde und zum Hause, zur 
Nation und zur Gottheit.“ Darum ist die Natur Bismarcks 
„doch unvergleichlich einfacher, klarer, mächtiger als die 
Friedrichs.“ 


Berlin. R. Adam. 
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Mitteilungen aus dem Stadtarchiv von Köln, begründet von 
Konstantin Höhlbaum, fortgesetzt von Joseph 
Hansen. 29. Heft. gr. 8%. V und S. 159—370. Köln, 
M. Du Mont-Schauberg, 1899. M. 5.60. 

Dieses Heft, welches die zweite Hälfte des 11. Bandes bildet, 
enthält das Inhaltsverzeichnis zuden Sammlungen 
der Ratsedikte 1493—1819 (43), eine Erneuerung und Er- 
weiterung des im Jahre 1822 von dem Registrator Joh. Arn. 
Imhoff zu den von ihm gesammelten 14 Bänden ausgearbeiteten 
Registers. Es sind in demselben nicht weniger als 3971 Nummern 
verzeichnet. Für die Erforschung der nachmittelalterlichen Zu- 
stände, besonders nach der wirtschaftlichen Seite hin, ist dieses 
chronologische Verzeichnis geradezu unentbehrlich. Ein Sach- 
register zu den Ratsedikten erleichtert die Benutzung 
derselben in ganz ausserordentlichem Masse. Ein Register zu 
Heft 28 und 29 macht den Beschluss dieses Bandes. 

Man muss der Stadt Köln und den trefflichen Beamten 
ihres Stadtarchivs das Kompliment machen, dass sie durch die 
Herausgabe der Mitteilungen dasselbe für die Geschichtsforschung 
in einer Weise nutzbar gemacht haben wie wenige Städte im 
Reiche. 

Plauen im Vogtlande. William Fischer. 


141. 

Mitteilungen der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte. 16. Heft. 
Das Lübsche Recht in der Stadt Kiel. Ein Beitrag zur Er- 
mittelung der Grenzen zwischen den Geltungsgebieten des 
Lübschen Rechtes und des Sachsenspiegels.. Von O. Wolff. 
Mit drei Karten von H. B. Jahn. 8°. 48 S. Kiel, Lipsius & 
Tischer, 1898. M. 2.—. 

Kiel wurde 1242 vom Grafen Johann I. mit dem Stadt- 
rechte von Lübeck beliehen und war seit 1318 Gerichtsherrin. 
In der Umgebung, soweit sie nicht zum Weichbilde oder zur 
Gemeindetrift (pascua) gehörte, blieb das Recht des Sachsen- 
spiegels in Geltung. Gestützt auf drei historische Karten, zeigt 
der Verf., in welcher Weise sich seitdem der Gerichtsbezirk 
der Stadt und damit das Geltungsgebiet des Lübschen Rechts 
in und bei Kiel erweitert und verändert hat. Er geht dabei 
sorgfältig auf die vielfachen Exemtionen von der städtischen Ge- 
richtsbarkeit ein, die für verschiedene Grundstücke und Per- 
sonen, wie auch in anderen deutschen Städten, bestanden. 
Während aber in der Regel derartige Exemtionen nur einen be- 
sonderen Gerichtsstand der Eximierten bedingten, schloss die 
Exemtion in Kiel zugleich die Folge in sich, dass die Privi- 
legierten nach einem anderen Rechte (dem Sachsenspiegel, der 
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Danske lov u. s. w.) lebten. Als in Kiel nach der preussischen 
Besitzergreifung die privilegierten Gerichtsstände aufgehoben 
wurden, blieb das materielle Recht in seinem bisherigen Geltungs- 
gebiete unberührt. Aus diesem Grunde hat die vom Verf. unter- 
nommene actio finium regundorum zwischen den Gebieten des 
Lübschen Rechts und des Sachsenspiegels auch eine praktische 
Bedeutung. 
Berlin. F. Holtze. 
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Geschichtsblätter des Deutschen Hugenottenvereins. IV. Zehnt. 
gr. 8°. Magdeburg, Heinrichshofen. M. 5.80. 

Heft 1/2. Waldenserkolonie Rohrbach, Wembach 
und Hahn. Von. Lehrer D. Bonin-Mainz 45 S. 
M. 0.90. 

Flüchtige Waldenser erhielten 1699 durch den hessischen 
Landgrafen Ernst Ludwig Aufnahme in dessen Lande. Sein 
Freibrief vom 22. April 1699 spricht freilich nur von Arheiligen, 
Mörfelden und Rüsselsheim und der Erlaubnis, bei Kelsterbach 
eine Stadt zu bauen. Bei Arheiligen wurden Ende September 
1699 1500 Morgen wüstes und meist mit Buschwerk besetztos 
Land zur Rodung angewiesen; den noch Unversorgten (40 Familien) 
wurde der Hof Rohrbach, der zum herrschaftlichen Stutenhofe 
Wembach mit Hahn gehörte, samt diesen unter nicht leichten 
Bedingungen, trotz 15 Freijahren, laut Revers-Kontrakts vom 
16. März und 23. Juli 1700 in Pacht gegeben. 


Heft 3/4. Die wallonisch-französische Kolonie in 
Mannheim. Von P. Dr. H. Tollin-Magdeburg. 56 S. 
M. 1.20. 


Schon 1554 scheint das Dorf „auf dem Eck, da Rhein und 
Neckar zusammenfliessen, im freien Felde“ aus den Niederlanden 
geflohene Protestanten aufgenommen zu haben, andere 1573; 
schon 1593 hatte es eine Wallonergemeinde. Diese Kolonie galt 
als glücklichste und diente als Muster. 1607 beschloss Kur- 
fürst Friedrich von der Pfalz, neben dem Dorfe M. eine Stadt 
anzulegen; seine Aufforderung in hochdeutscher, niederländischer 
und französischer Sprache zog bald etliche Hundert Haus- 
gesessene herbei, besonders viele protestantische Wallonen, d. h. 
Niederländer von der französischen Grenze. Am 22. März 1623 
brachen die Franzosen in Mannheim ein, die Flüchtigen 
sammelten sich in Hanau. 1644, als die Franzosen und dann 
die Bayern Mannheim ganz zerstörten, verschwanden auch die 
Wallonen. Nach dem westfälischen Frieden aber kehrten 
deutsche, wallonische, flämische und französische Bürger nach 
Mannheim zurück; seit 1651 war schon die deutschreformierte 
Gemeinde neu organisiert, seit 11. April 1652 eine französisch- 
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(wallonisch-) reformierte, seit 10. August 1655 eine kleine 
flämisch-reformierte. Der Sohn des Winterkönigs, Kurfürst Karl 
Ludwig von der Pfalz, gab 1652 Privilegien der Stadt, Handels- 
und Zunft- und Religionsfreiheit, sowie Freizügigkeit, Be- 
freiung von kurptälgischen Rhein- und Landzöllen auf 30 Jahre, 
von kurpfälzischen Schatzungen, Zöllen und Auflagen auf 
20 Jahre u. a. m. Davon ist freilich manches nicht erfüllt. 
Da Franzosen die Mehrzahl bildeten, hiess amtlich die Walloner- 
gemeinde l’öglise française. Von den drei reformierten Kirchen 
Mannheims wuchs sie am schnellsten, zählte schon a. 1665 
432 Familien; davon liess freilich die Pest 1666 nur 303 übrig, 
auch diese arg gelichtet und in Not. Bürgerlich bildete Mann- 
heim einen Staat im Staate, und zwar einen reformierten. Den 
Gottesdienst hielten alle Reformierten im Rathause, bis 1666 eine 
Fachwerkskirche, vom Kurfürsten erbaut, übergeben wurde. 

Kurfürst Karl (1680—85) förderte besonders das Schul- 
wesen, stiftete auch 1683 die erste protestantische Pfarr-, 
Witwen- und Waisenkasse Deutschlands. Neben ihren drei 
Elementarschulen errichtete die französisch-wallonische Gemeinde 
auch eine Lateinschule mit der deutschen Gemeinde. 

Aber auf die Linie Pfalz-Simmern folgte 1685 die katholische 
Neuburger und damit Jesuiteneinfluss. Als der todkranke Kur- 
fürst Philipp Wilhelm seinen Söhnen huldigen liess, brachen 
ohne Kriegserklärung am 18. September 1688 die Krieger 
Ludwigs XIV., der Liselottes Erbschaft forderte, ins Land ein, 
am 11. November in Mannheim. Da Einäscherung der Stadt 
befohlen war, begann am 6. März 1689 wildeste Flucht, dann 
Mordbrennen nach Stadtvierteln. Pastor Pöricard war geblieben, 
hielt seine Gemeinde (1730 von 12000 Einwohnern) zusammen 
und führte sie nach Magdeburg. 

Im Juni 1689 forderte Philipp Wilhelm zur Rückkehr auf, 
mit Erweiterung der Privilegien, ebenso sein Nachfolger Johann 
Wilhelm (1690—1716). Nun entstand ein katholisches Mannheim. 
Die Reformierten kampierten in Kellern oder Hütten, mussten mitten 
im Winter die Stadt für immer verlassen; doch erlaubte ihnen 
der französische Kommandant von Philippsburg, diesseit des 
Neckars unterhalb Freudenheim Hütten zu bauen. Das am 
Schafbrunnen entstandene Neu-Mannheim wurde (im Februar 
1692 und Januar 1693 das Alte) von den Franzosen abgebrannt; 
über dem Schutthaufen schwebte brütend der Jesuitismus. 
Zwar erhob sich im Januar 1697 eine deutsch-reformierte Ge- 
meinde mit kleiner Brettkirche und kleinem Pfarrhäuslein; auch 
durfte 1699 der Gottesdienst wieder nach der Altstadt verlegt 
werden. Aber 1719 schaffte Kurfürst Karl Philipp den Heidel- 
berger Katechismus ab; am 12. April 1720 nahm er Mannheim 
zur Residenz, und der Katholizismus siegtel Dennoch hatten 
sich in Neu- und Alt-Mannheim wieder eine deutsche und eine 
wallonische Reformiertengemeinde gesammelt, auch die doppelte 
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Nationalkirche von 1688 wieder aufgebaut, 1717 und 1739. 
Aber die klägliche Zeit der Toleranz seit 1740 höhlte die Ge- 
meinde rationalistisch aus: 1821 zählten die Wallonen 
131 Seelen! Die Gemeinde ging damals in die deutsche und 
damit in die „Union“ über. 


Heft 5/6. Die französische Kolonie zu Minden i. W. 
Von Hofprediger D. Brandes. 40 S. M. 0,80. 


Das Bistum Minden kam 1648 als Fürstentum an den Grossen 
Kurfürsten; er gab seinen reformierten Glaubensgenossen bald 
eigene Geistliche. Der Hauptstrom der fliehenden Franzosen 
nach Berlin ging gerade über Minden, verlief sich aber rasch 
(—1691). Doch meldeten sich auch Ansiedler für Minden; ihnen 
sicherte er am 8. Mai 1698 ihre Rechte wie den Gebrauch der 
deutschreformierten Kirche an der Ritterstrasse abwechselnd 
mit der deutschen Gemeinde. Leider wechselten die Geistlichen 
oft; der letzte, J. Chr. May aus Frankfurt a. O., starb 1759. 

Da die französische Gemeinde 1757 nur drei Familien 
zählte, der französische Gottesdienst schon 1796 aufhörte, die 
letzte Rechnung 1807 gelegt war, erinnern nur wenige Namen 
noch an diese Kolonie. 


Heft 7/8. Die wallonisch-französischen Kolonieen 
zu Oranienburg und Umgegend. Von Lic. P. Dr. 
Tollin-Magdeburg. 35 S. M. 0.70. 


Da 1788 die Kirche von Oranienburg und 1843 das Pfarr- 
haus in Zehlendorf samt den Akten verbrannten, giebt es nur 
zerstreute Notizen über diese Gründung der Luise Henriette von 
Oranien, mit Hilfe des Freiherrn Otto von Schwerin und des 
Obersten Pierre de la Cave, Gouverneurs von Pillau, seit 1651, 
Bei ihrem Tode 1667 war keine ihrer drei niederländischen 
Kolonieen in und bei Bötzow-Oranienburg und Zehlendorf fest- 
gegründet. Auch der vierte Versuch Friedrichs III. 1699 
glückte nicht besser. Anfangs 1717 zählte die französische 
Kolonie mit Pastor und Lehrer 27 Personen; diese schlossen 
sich dann der deutschreformierten an. Auch die holländisch- 
friesische Kolonie von Zehlendorf ging ein. Unter Friedrichs 
des Grossen Schutze entstand 1781 wieder eine reformierte 
Kolonie von 20 französischen Schweizerfamilien in Friedrichsthal 
(früher Grabsdorf); sie kostete 25000 Thaler, löste sich aber 
bald auf. 


Heft 9. Die Waldenserdörfer Rohrbach, Wembach 
und Hahn. Von Lehrer D. Bonin-Mainz. (IL) 23 8. 
M. 0.50. 


Die Pachtfreiheit für Neurodungen hörte 1717 auf; statt 
der ihnen überwiesenen Wohnungen mussten die Kolonisten be- 
sonders in Rohrbach und Wembach neue bekommen. 1718—20 
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begann also das Dorf Rohrbach, wie es etwa der Grundriss von 
1737 zeigt, sowie neue Häuser in Wembach und Hahn. In 
Rohrbach bestand wohl früh eine Holzkirche, in Wembach diente 
anfangs das 1671 erbaute Jagdhaus als Tempel: abwechselud wurde 
in beiden gepredigt. Aber 1745 wurde auf dem Platze des 
Jagdhauses nahe dem Forellenteiche eine Steinkirche erbaut, 1807 
durch die grössere jetzige ersetzt. 

Zugleich mit den Waldensern oder bald nachher hatten 
sich aber auf dem Hofe Wembach erst 4, später 15, 1769 aber 
17 Familien häuslich niedergelassen. 

Als 1744 eine Erneuerung des Pachtvertrages erstrebt 
wurde, zählte man 62 begüterte, verheiratete Personen im Bo- 
sitze von 49 familles & 5 portions und 2 portions; freilich sei 
beim Besitze eines Ackerteils keiner existenzfähig. Das Inven- 
tarium für Rohrbach (im Werte von 9074 fl.) ist S. 9 f, das 
für Wembach (4755 fl.) S. 11 f., das von Hahn (2034 fl.) 
S. 13 abgedruckt. Die Erneuerung des Pachtvertrages scheiterte 
daran, dass die Gemarkung Wembach-Hahn noch kein Flurbuch 
besass; die Verhandlungen zogen sich hin bis 1767 resp. 96. 
Deren Ergebnis oder Inhalt ist S. 15 ff. mitgeteilt. 


Heft 10. Urkunden und Register. Von Dr. Tollin- 
Magdeburg. 83 S. M. 1.70. 


bietet hochinteressantes Material zur Geschichte hugenottischer 
Gemeinden Deutschlands, z. B. Hessen - Cassels, Württembergs, 
Erlangens, Hessen-Darmstadts, Hamelns. 

Magdeburg. R. Setzepfandt. 
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Rembert, Dr. phil. Karl, Die „Wiedertäufer“ im Herzogtum Jülich. 
Studien zur Geschichte der Reformation, besonders am Nieder- 
rhein. „Ipsa veritas deposita persona suam demum velint nolint 
ostendet faciem.“ (Bonifacius Amerbachs Briefe) gr. 8°. 
XI und 637 Seiten. Berlin, R. Gaertners Verlagsbuchh., 
Hermann Heyfelder, 1899. M. 16.—. 


Die Ansichten über die mit dem gemeinsamen, wenn schon 
nicht glücklich gewählten Namen „Wiedertäufer“ bezeichneten 
religiösen Richtungen haben sich seit Cornelius’ und Kellers 
Arbeiten geklärt, und man beurteilt sie schon seit lange nicht 
mehr, wie es früher Mode war, ausschliesslich nach den rohen 
Verirrungen des Münsterer Aufruhrs. Immerhin herrscht bei 
der Mehrzahl der protestantischen Forscher Verdrossenheit, 
wenn die Bedeutung jenes vom Katholizismus wie Protestantis- 
mus gleich unabhängigen Frömmigkeitstypus mit Nachdruck 
hervorgehoben wird. Solche, die es thun, müssen dann ein 
Kreuzfeuer peinlicher Detailkritik über sich ergehen lassen, 

Mitteilungen a. d, histor, Litteratur. XXVIII, 94 
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das ihnen erspart geblieben wäre, wenn sie den korrekten kon- 
fessionellen Standpunkt eingenommen hätten. 

Das hat auch der Verfasser unseres Werkes erfahren 
müssen. Im Litterarischen Zentralblatt (1899 Nr. 39) hat 
G. Bossert, sicherlich einer der besten Kenner der Re- 
formationsgeschichte, eine längere Reihe von Uhnrichtigkeiten in 
Remberts Buche zusammengestellt, auf Grund deren er zu einem 
abfälligen Urteil gelangt. Sogar unwesentliche Druckfehler 
werden dort namhaft gemacht. 

Aber es erscheint unbillig, ein Werk von so profunder Ge- 
lehrsamkeit wie das vorliegende, kurz abzuthun. Man muss dem 
Verfasser dankbar sein, dass er uns religiöse Richtungen und 
Zustände ausführlich geschildert hat, an denen bisher die 
reformationsgeschichtliche Forschung achtlos vorübergegangen 
war — dankbar auch dann, wenn man zugiebt, dass Rembert 
bei seinen warmen Sympathieen für die Wiedertäufer ihnen 
öfters Männer zugesellt hat, die nicht ohne weiteres zu ihnen 
gehören. 

Nach einem kurzen Ueberblick über die religiösen Verhält- 
nisse in Jülich im ausgehenden Mittelalter weist der Verfasser 
Spuren alter täuferischer Gemeinden im Herzogtume zu Beginn 
der zwanziger Jahre des 16. Jahrhunderts nach. Zum Wider- 
stand gegen das bestehende Kirchenregiment wurden die unzu- 
friedenen Elemente, die sich bis dahin rubig verhalten hatten, 
seit 1523 angefacht durch Gerhard Westerburg, anfangs 
einen Anhänger des Zwickauer Schwärmers Nikolaus Storch, 
dann Karlstadts, dessen Schwester er heiratete. Bald erschienen 
in Jülich auch oberdeutsche Schwärmer, die bier nach der 
Vertreibung aus ihrer schwäbischen und Schweizer Heimat Zu- 
flucht suchten und zunächst fanden. Als im Jahre 1533 eine 
Kirchenvisitation vorgenommen wurde, zeigte es sich, dass neben 
den Lutheranern und Zwinglianern besonders täuferische Ge- 
meinden in grosser Zahl im jülichschen Lande vorhanden waren. 
Ueber die Lehre der Täufer werden aus Düsseldorfer Akten 
(deren Inhalt übrigens teilweise schon aus Cornelius Ge- 
schichte des Münsterer Aufruhrs bekannt war) viele interessante 
Einzelheiten mitgeteilt (S. 55—74). 

Indem nun Rembert auf die räumliche Verbreitung und 
das allmähliche Wachstum des Täufertums eingeht, findet er, 
dass einer seiner ersten und wichtigsten Herde die Stadt 
Maastricht war, wo täuferische Ansichten unter den Zünften 
(besonders der Goldschmiedezunft) weite Verbreitung fanden. 
Von hier aus ward das Jülicher Land mit täuferischen 
Aposteln überflutet. Allerdings brauchten diese Wanderapostel 
— hier deckt sich Remberts Ansicht ganz mit derjenigen 
Kellers — nur an alte Waldensische Ueberzeugungen anzu- 
knüpfen, die im Volke insgeheim weit verbreitet waren und seit 
dem Mittelalter ungebrochen fortbestanden. 
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Der von Rembert S. 103 ff. behandelte Hans Loser 
dürfte diesen Waldensern allerdings kaum zuzuzählen sein (vergl. 
neuerdings über ihn Fabian, Anfänge des Zwickauer Buch- 
drucks in „Mitt. des Zwick. Altertums-Vereins“ 1899); der 
S. 110 namhaft gemachte Martin Reinhard sicherlich 
nicht, da wir über seine Lebensumstände und seine Ent- 
wickelung, was Rembert entgangen ist, genauer unterrichtet 
sind (s. u. a. Litteratur über ihn bei Seidemann-De Wette 
VI, 452 Anm. 4, 613 Anm. 6; Zeitschr. f. Kirchengesch. VIII, 
284 fl). Dagegen ist der 1529 in Köln als Ketzer verbrannte 
Adolf Clarenbach bisher wohl mit Unrecht als lutheri- 
scher Märtyrer angesehen worden. Wenigstens leugnet er 
selbst, von Luther beeinflusst zu sein. Er bleibe bei den alten 
Artikeln, „die mich meine Mutter gelert hat.“ 

Der Ausbreitung täuferischer Ansichten waren sehr günstig 
die eigenartigen Verfassungszustände in Jülich. In die herzog- 
lichen Aemter, 29 an Zahl, schoben sich nämlich insgesamt 
43 sog. Unterherrschaften ein, die von herzoglichen 
Eingriffen so gut wie ganz eximiert waren. Ihre Vorsteher 
waren teilweise selbst von täuferischen Ansichten ergriffen und 
boten den in den Aemtern verfolgten Wiedertäufern häufig einen 
Unterschlupf. Unter denen, die sie geradezu begünstigten, 
nimmt die erste Stelle Werner von Pallant, bis 1534 Drost 
von Wassenberg, ein. Um ihn scharten sich eine Reihe von 
Führern der Wiedertäufer, deren bedeutendster Johannes 
Campanus ist. Remberts Untersuchungen über ihn weiten 
sich zu einer über 100 Seiten umfassenden Monographie aus, 
die als vortrefflich bezeichnet werden darf. Neben ihm wirkten, 
„weder unter einander, noch mit sich selbst einig, wie es bei 
der Unfertigkeit der neuen Verhältnisse auch nicht anders 
möglich war“, Dionysius Vinne von Diest, Heinrich von 
Tongern oder Slachtscaep, Johannes Klopreis, 
Henrik Roll (über sie alle wichtige Untersuchungen !). 

Im Sommer 1532 verliessen die Prädikanten im Jülichschen 
ihr altes Wirkungsfeld und suchten meist Münster auf. Hier 
ging „aus der Verschmelzung des Melchioritismus (= der Lehren 
Melchior Hofmanns) mit den Lehren der Wassenberger in beider 
extremster Ausdeutung eine neue Dogmenbildung hervor, deren 
begeisterter und geschickter Interpret Bernhard Rothmann 
wurde“. Die neue Lehre wurde durch unlautere Elemente, die 
in Münster zusammenströmten, mit umstürzlerisch - kommunisti- 
schen Anschauungen durchsetzt. Mit dem Falle Münsters 
(Nacht vom 24. zum 25. Juni 1535) „war der kriegerischo Ana- 
baptismus seinem Ende nahe gebracht.“ 

Nachträglich werden noch die Versuche der Münsterer 
Wiedertäufer, für ihre Ideen im Jülicher Lande vor und 
während der Belagerung Münsters Propaganda zu machen, sorg- 
fältig untersucht (S. 351—404). 

24* 
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Mit furchtbaren Verfolgungen wurden auch die Jülicher 
Täufer nach dem Falle Münsters heimgesucht. Wenn Rembert 
sie konstatiert, so sinkt er damit doch wahrlich nicht, wie ihm 
Bossert vorwirft, „auf die Stufe Janssenscher Historik“ herab. 
Aber „trotz aller der vernichtenden Schläge verschwand die 
Partei nicht . . . Wie in der urchristlichen Zeit bedeutete auch 
hier Verfolgung nur Sieg, Zerstreuung nur Ausbreitung, und 
aus dem Märtyrertum schlugen die Flammen der Begeisterung 
cmpor.* Freilich ward die innere Entwickelung der „Sekte“ 
in eine andere Bahn getrieben. „Die grosse gemeinsame Basis 
der Taufgesinnten trat wieder hervor ... Nachdem man sich 
durch wiederholte Enttäuschungen überzeugt hatte, dass alle 
Prophezeiungen und eschatologischen Verkündigungen eines 
Melchior Hofmann, sowie der Münsterschen Propheten eitel 
Selbstbetrug seien, trat an die Stelle chiliastischer Phantastereien 
und sozialer Träumereien allmählich wieder der alte leitende 
Gedanke, auf Grund der heiligen Schrift die ethischen Momente 
ihrer Lehre zu betonen und in ihrem Wandel zum Ausdruck zu 
bringen.“ 

Menno Simons sammelte die besonnenen Elemente und 
wirkte durch eine strenge Gemeindezucht auf eine sittliche 
Wiedergeburt und Festigung hin. — Den Beschluss des 
Rembertschen Werkes bildet eine ausführliche Darstellung der 
Schicksale der Jülicher Täufer in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts. Beachtung verdienen auch die im Anhange 
gedruckten Beilagen, darunter der Abdruck einer seltenen 
lateinischen Schrift des Jobannes Campanus gegen Timann 
Camener in Münster aus dem Jahre 1526, ein 27 Strophen um- 
fassendes „Täuferlied“ aus dem Ende des 16. Jahrhunderts, ein 
Erlass des Pfalzgrafen Wolfgang Wilhelm gegen die „Wieder- 
täufer* vom 12. September 1637 u. a. 

Die Anordnung des Stoffes im vorliegenden Werke ist nicht 
ganz einwandfrei. Oefters nimmt der Verfasser die Quellen- 
funde als unbehauene Bruchsteine unmittelbar in den Text der 
Darstellung auf, die auch von Exkursen oft unterbrochen ist. 
Aber wer sollte nicht dankbar sein für die reiche Belehrung, 
die oft gerade in den nicht unmittelbar zum Thema gehörenden 
Partieen geboten wird? Ich erinnere nur an die wertvollen 
Zusammenstellungen über die Bezeichnung „Brüder“ (S. 102 
Anm. 1), über die Bezeichnung „Synagoge“ (S. 120 Anm.), 
über die „Zions-Idee“ (S. 346 Anm. 1), über die Vorstellungen 
vom bevorstehenden Weltende (S. 361 Anm. 3). 

Alles in allem ist das Rembertsche Buch eine jedem refor- 
mationsgeschichtlichen Forscher unentbehrliche Fund- 
grube von hervorragendem Werte. 

Leipzig. Hermann Barge. 
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Nassau - Oranische Korrespondenzen. Herausgegeben von der 
Historischen Kommission für Nassau. Erster Band: Otto 
Meinardus, Der Katzenelnbogische Erbfolgestreit. Erste 
Abteilung: Geschichtliche Darstellung bis zum Tode 
des Grafen Heinrich von Nassau (1538). Mit dem Lichtdruck- 
Porträt des Grafen Heinrich von Nassau. 176 S. Zweite Ab- 
teilung: Briefe und Urkunden 1518—1538. Mit 
dem Lichtdruck - Porträt des Grafen Wilhelm von Nassau. 
gr. 8°. XI, 431 S. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1899. 
M. 15.—. 

Ein hochinteressantes Buch, aufgebaut in der Hauptsache 
auf den noch eine reiche historische Ausbeute versprechenden, 
im Königlichen Staatsarchiv zu Wiesbaden aufbewahrten Ur- 
kunden, Akten und Korrespondenzen des alten Dillenburger 
Archivs. Es zeigt, dass Hauptereignisse der deutschen Geschichte 
in den zwanziger und dreissiger Jahren des 16. Jahrhunderts in 
irgend einer Hinsicht mit der Katzenelnbogischen Streitfrage ver- 
quickt worden sind. Um möglichst viele dieser Verbindungs- 
fäden aufzuknüpfen, hat Meinardus auch zahlreiche andere 
Archive besonders von Mitteldeutschland ausgenutzt. 

Zu Zeiten des letzten Grafen von Katzenelnbogen, der 1444 
die Grafschaft ererbte und 1479 starb, war die Ottonische 
Linie, das Haus Nassau-Dillenburg, mächtiger als die Walrami- 
sche. Im Jahre seines Regierungsantrittes vermählte Graf 
Philipp von Katzenelnbogen seinen einzigen Sohn mit der ein- 
zigen Tochter des Grafen von Nassau-Dillenburg. Mit einer 
anderen Tochter des Grafen Philipp verlobte sich 1446 Heinrich, 
Sohn des Landgrafen Ludwig von Hessen, die Hochzeit wurde 
erst 1458 gefeiert. Innerhalb dieses Brautstandes erfolgte das 
Abscheiden des letzten männlichen Sprossen vom Stamme 
Katzenelnbogen. 1482 heiratete Graf Johann V. von Nassau- 
Dillenburg die Tochter Elisabeth des Landgrafen Heinrich von 
Hessen. Diese Verbindung ist später die Ursache geworden zu 
den grossen Verwickelungen, die im 16. Jahrhundert die Häuser 
Nassau und Hessen entzweien sollten. Der Wert und die Be- 
deutung der Katzenelnbogischen Erbschaft, die berechtigten 
Eventual-Ansprüche des Hauses Nassau, die Möglichkeit des Er- 
löschens des oberhessischen Mannesstammes, der seit 1483 nur 
noch durch den 12jährigen Wilhelm den Jüngeren vertreten 
war, bestimmten die sämtlichen Mitglieder des Gesamthauses 
Hessen, während der Zeit der Vormundschaft des jungen Land- 
grafen Wilhelm Schritte zu thun, um den Anfall der Grafschaft 
Katzenelnbogen an das Gesamthaus Hessen vorzubereiten und 
zu sichern. Zu diesem Zwecke wurde die alte sächsisch-hessische 
Erbverbrüderung erneuert und die Grafschaft Katzenelnbogen 
darin aufgenommen. Sobald man in Dillenburg davon ver- 
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nommen, legten Graf Johann und seine Gemahlin feierliche Rechts- 
verwahrung ein. Das Aussterben des oberhessischen Mannesstammes 
trat schon 1500 ein: Wilhelm der Jüngere starb infolge eines 
Sturzes auf der Jagd, kinderlos. Sofort ergriff Wilhelm der 
Mittlere von Niederhessen Besitz von den hinterlassenen Ländern, 
die Grafschaft Katzenelnbogen eingeschlossen. Graf Johann 
nahm zwar auch den Titel eines Grafen von Katzenelnbogen an, 
gelangte aber nicht in den Besitz des Landes. Gräfin Elisabeth 
entschloss sich, die Hilfe des Reichs anzurufen. Sie klagte vor 
einem Austrägalgericht in Kassel, dann beim Kammergericht. 
Als Landgraf Wilhelm der Mittlere starb und um die Vormund- 
schaft für den 5jährigen Philipp heftige Kämpfe entbrannten, 
wurden die Keime des Verfalls von den Feinden des Hauses 
Hessen schlau benutzt. Heimlich bereiteten die Söhne des 1516 
verstorbenen Grafen Johann, die Grafen Heinrich und Wilhelm, 
diese Anschläge vor, um das ihrer Mutter vorenthaltene Katzen- 
elnbogische Erbe herauszubekommen. 

Das zweite Kapitel „Das Emporkommen der Grafen Heinrich 
und Wilhelm von Nassau“, das dem ersten „Die Rechtsfrage 
und die Parteien bei dem Tode Graf Johanns V. von Nassau- 
Dillenburg“ Seite 22 folgt, führt zunächst Jugend und genealogi- 
sche Studien des Grafen Heinrich vor und erörtert die Verdienste 
desselben um Karls V. Frieden mit Frankreich und um seine Wahl 
zum deutschen König, Verdienste, die ihm die Würde eines 
Gross-Kämmerers am Hofe Karls eintrugen. Sein Bruder 
Wilhelm übernahm nach dem Tode des Vaters die deutschen 
Erblande. Gestützt auf die Gunst des Kaisers, wollten die 
Brüder das Katzenelnbogische Erbe wieder an sich bringen. 
Dieses Bestreben wird in einem dritten Kapitel „Züge und 
Gegenzüge“ vorgeführt. 

Die Auseinandersetzung über den Zoll zu Königsdorf be- 
seitigte die Spannung zwischen den Grafen von Nassau und dem 
Erzstift Köln und eröffnete jenem eine ergiebige Geldquelle. 
Ferner machten sich die Grafen von Nassau um die Erweiterung 
des Wetterauischen Grafenbundes verdient, und Graf Wilhelm 
von Nassau wurde dessen zweiter Hauptmann. Diesem Grafen- 
bund gelang es, durch kaiserliche Kommissionen die hessische 
Zollerhebung einzuschränken. Philipp von Hessen zog Truppen 
zusammen, vorgeblich, um das Hessenland gegen Sickingen zu 
schützen. Vergeblich suchten die sächsischen Fürsten zu ver- 
mitteln. Mit Besorgnis beobachtete man in Hessen eine nassauisch- 
sächsische Annäherung. Um die sächsischen Fürsten wieder fest 
an die Seite des Landgrafen zu ketten, erneuerte der Landgraf 
durch die Nordhäuser Uebereinkunft vom 3. Mai 1520 die alte 
Erbverbrüderung mit Sachsen, aber unter Hineinbeziehung der 
Katzenelnbogischen Lande. Das war ein politischer Meisterzug 
Philipps, gegen den der energische Protest der Nassauer zunächst 
keine praktischen Folgen hatte. 
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Aber Kaiser Karl V. vergass, wie das vierte Kapitel „Vom 
Wormser Kompromiss bis zum Tübinger Urteil“ darlegt, die ge- 
treuen Dienste des Grafen Wilhelm von Nassau mit nichten; 
er erliess ein Schreiben an Philipp von Hessen, in welchem er 
ihn aufforderte, die Erbhuldigung in den Grafschaften Katzen- 
elnbogen und Diez zu unterlassen und seinen Beamten weiteres 
Vorgehen zu verbieten. Am 3. November 1520 rief der junge 
Kaiser die Katzenelnbogische Prozesssache kraft kaiserlicher 
Machtvollkommenheit vom Reichskammergericht ab und setzte 
den 12. Februar 1521 als Verhörtag fest, um selbst auf dem 
Reichstag zu Worms die Parteien zu hören und, wenn eine 
gütliche Einigung fehlschlagen sollte, die Sache zu Recht end- 
giltig zu entscheiden. Nach langen Verhandlungen wurden die 
Bischöfe von Augsburg, Bamberg und Strassburg zn Kommissarien 
eingesetzt. Das Ergebnis des Wormser Reichstages für die 
Katzenelnbogische Streitfrage ist: Philipp von Hessen hat sich 
auf eine rechtliche Auseinandersetzung verpflichten müssen; die 
Zusammensetzung der richterlichen Kommission ist für ihn sehr 
ungünstig, da das römische Recht keine Erbverträge kennt; er 
kann aber jetzt noch auf seine Freunde zählen, und auch den 
jungen Kaiser hat er sich verpflichtet. Die Grafen von Nassau 
haben zwar die geplante summarische Entscheidung nicht durch- 
gesetzt, aber ihre Rechtsansprüche sind anerkannt; die Führung 
des Prozesses wissen sie in den besten Händen. Beim Kaiser 
selbst stehen sie in grosser Huld und Gnade und sind bestrebt, 
sich weitere Verdienste im Feldzug gegen die Franzosen zu er- 
werben. Bis zur Feststellung des Tübinger Urteiles gab es eine 
Fülle von Intriguen. Hier sei nur das Abkommen der Nassauer 
mit Cleve erwähnt. Auf dem Reichstag zu Worms hatte es sich 
immer nur um den Anteil der Gräfin Elisabeth gehandelt. Hätte 
der Kaiser ihnen diesen durch summarischen Rechtsentscheid zu- 
erkannt, so wollten sie hinterher auch als Inhaber des clevischen 
Anteils am Katzenelnbogischen Erbe auftreten, und so hätte ihnen 
das ganze Erbe Landgraf Wilhelms des Jüngeren von Oberhessen 
zufallen müssen. Infolge des Wormser Kompromisses waren sie 
wegen des Anteils der Mutter rechtlich gebunden. Um aber 
ungeachtet dessen doch die von Cleve herrührenden Ansprüche 
gleichzeitig verfechten zu können, verfielen sie auf folgenden 
Ausweg. Vermittelst eines Scheinkaufs überliess Graf Wilhelm 
seinem Bruder seinen Anteil an der clevischen Erbgerechtigkeit 
und erhielt dafür die Grafschaft Vianden zu voller freier Ver- 
fügung, aber mit der Bestimmung, von den Einkünften, so lange 
man von Hessen das Erbe nicht erstritten, jährlich 2400 Gulden 
an den Bruder zu zahlen. Graf Heinrich betrachete sich jetzt 
als den alleinigen Inhaber des clevischen Erbteils, und sein Auf- 
treten zeigt, dass er gesonnen war, sich mit allen Mitteln in 
dessen Besitz zu setzen. Das Tübinger Urteil wurde am 9. Mai 
1523 verkündet. Der Nassauischen Partei wurden alle Habe und 


376 Nassau-Oranische Korrespondenzen. I, 1. 2. 


Güter, welche Landgraf Wilhelm der Jüngere hinterlassen, mit 
Ausnahme der Mannlehen, zugesprochen und dem Landgrafen 
aufgegeben, sie einzuräumen. 

Wie das fünfte Kapitel „Bemühung um die Vollstreckung 
des Tübinger Urteils“ auseinandersetzt, stieg Graf Heinrich in 
der Gunst des Kaisers noch mehr. Dadurch, dass dieser seinem 
Grosskämmerer zu einer reichen und einflussreichen Heirat ver- 
half, befestigte er seine eigne Stellung in Spanien. Glücklich 
war Graf Wilhelm in der Ausnutzung der Stellung seines 
Bruders in der Katzenelnbogischen Streitfrage.. Bei ihm in 
Dillenburg lag die Leitung des Prozesses, soweit er von 
nassauischer Seite auf den Reichstagen vor den kaiserlichen 
Kommissarien geführt wurde, in seiner Hand liefen alle Fäden 
dieses verwickelten Rechtsstreites zusammen. Der Landgraf ver- 
arbeitete seine Gründe gegen das Tübinger Urteil zu einer 
grossen Protestationsschrift und liess sie im Reiche verbreiten. 
In einer ähnlichen Gegenschrift folgten die Nassauer. Fürst- 
liche Vermittlungsversuche schlugen fehl. Unterbrochen wurden 
die rechtlichen Verhandlungen durch den Bauernkrieg. Philipps 
Appellationen beim Reichsregiment, beim Kammergericht und 
auf dem Augsburger Reichstag wurden abgeschlagen. 

Sechstes Kapitel. „Ursachen der sächsisch - hessischen 
Waffenerhebung“. Es war ein Glück für den jungen Fürsten, 
dass das Tübinger Urteil noch der Erklärung bedurfte, und 
hierauf baute er seine Pläne. Weil Philipp jetzt grössere 
Förderung von den Ernestinern erwartete, wandte er sich von 
Herzog Georg ab. Die Katzenelnbogische Erbfolge verquickt 
sich immer mehr mit den grossen religiösen Fragen, sie führte 
zur hessisch - sächsischen Waffenerhebung. Philipp von Hessen 
unterhielt Beziehungen zu Frankreich und ging persönlich nach 
Dresden. Man beschloss eine eventuelle Appellation an den 
Kaiser. Nachdem der Landgraf die sächsischen Fürsten hier- 
durch an ihr gemeinsames Rechtsinteresse festgeschmiedet hatte, 
konnte er es wagen, sie durch Vorhaltung eines angeblichen 
Bündnisses katholischer Fürsten mit religiös-politischen Zwecken 
gegen einander auszuspielen. 

Siebentes Kapitel. „Der Sieg des Landgrafen“. Der Kur- 
fürst von Sachsen und der Landgraf von Hessen erhoben im 
Frühjahr 1528 die Waffen, um sich gegen den vermeintlichen 
Angriff eines Bundes katholischer Fürsten, zu denen Herzog 
Georg von Sachsen gehörte, zu schützen, der angeblich 
sie von Land und Leuten verjagen und die Anhänger der 
lutherischen Lehre ausrotten wollte. In Wirklichkeit gab es 
dieses Bündnis nicht. In seiner grossen Bedrängnis um das Erbe 
seiner Väter und in Besorgnis vor bestimmt drohenden Gefahren 
liess Philipp eine falsche Bündnisurkunde anfertigen, um in 
einem Augenblick, da der Kaiser dringend deutscher Hilfe 
gegen Frankreich bedurfte, Unruhe zu stiften und dadurch den 
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kaiserlichen Staatsmännern Verlegenheiten zu bereiten, infolge 
deren sie gezwungen werden sollten, seine und seines Bundes- 
genossen Hilfe zu erkaufen; der Kaufpreis war die Grafschaft 
Katzenelnbogen. Das ist nach Meinardus die Wahrheit der 
Packschen Händel. Die Appellation der verbundenen Häuser 
wurde dem Kaiser unterbreitet. Es ist nun von grosser ge- 
schichtlicher Bedeutung, dass die Appellations - Angelegenheit 
nicht der einzige Gegenstand dieser sächsisch-hessischen Sendung 
gewesen ist, beide Fürsten hatten ihren Abgesandten noch be- 
sondere geheime Aufträge erteilt. Während Philipp von Hessen 
für sich zu erfahren wünschte, welche Wirkung die Waffen- 
erhebung des letzten Jahres beim Kaiser erzielt hatte, um dar- 
nach seine weiteren politischen Massregeln zu ergreifen, kam es 
dem Kurfürsten darauf an, die politischen Anliegen seines Hauses 
und Landes dem Kaiser zu unterbreiten, die Bestätigung des 
Jülichschen Heiratsvertrages, die endliche Belehnung mit den 
Lehen und Regalien und die Gewährung eines Marktes für die 
Stadt Gotha. Durch diese hessisch - sächsische Gesandtschaft 
wurde zum ersten Male der Zusammenhang der religiösen mit 
der politischen Opposition im Reiche klar zum Ausdruck ge- 
bracht. Ihre schroffe Ablehnung rief im Reiche grosse Unruhe 
hervor. Philipps von Hessen Flucht vom Augsburger Reichstage 
(1530) zielte nicht auf eine Aenderung der bedrohten Lage der 
Evangelischen ab, sondern stellte einen geschickten Schachzug 
dar, durch den er sich der fast siegreichen Pression seiner 
Gegner in der territorialen Streitsache entzog. Der Briefwechsel 
der Nassauer Brüder, die einsahen, dass sie auch durch kaiser- 
liche Kommissare nicht zum Ziel kamen, zeigt in den dreissiger 
Jahren Erbitterung und Mutlosigkeit. Das gute Verhältnis aber 
der Brüder zu einander, welches auch durch die grossen 
finanziellen Verlegenheiten des Grafen Wilhelm nicht gestört 
wurde, klingt, zumal in ihrer sich immer gleich bleibenden Teil- 
nahme für die Schicksale ihrer Familien harmonisch aus. 

Die dieser ergebnisreichen Darstellung zu Grunde liegenden 
Briefe und Urkunden reichen vom 21. August 1518 bis zum 
31. August 1538. Ihre musterhafte Edition schliesst sich im 
wesentlichen an die Grundsätze der Reichstagsakten und der 
Nuntiaturberichte an. Die Reproduktionen von Kupferstichen 
der Grafen Heinrich und Wilhelm aus der Sammlung des Herrn 
Polizeirat Höhn in Wiesbaden sind beigegeben, da Porträts der 
beiden Grafen zu den Seltenheiten gehören. Die äussere Aus- 
stattung des Werkes ist, dem gediegenen Inhalt entsprechend, 
vorzüglich. 

Die höchsten und stärksten Gegensätze, die das alte Reich 
beherrschten, treten bei dieser echten querelle allemande in 
Wirkung: die Nassauer sind treue Diener, Feldherren und Hof- 
leute des Hauses Burgund-Habsburg, der Landgraf hält es ins- 
geheim mit den Franzosen und zieht alle Gegner der Welt- 
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machtstellung Karls V. in seine Berechnung. Königliche und 
ständische Gewalt, Reichsadel und fürstliche Landeshoheit, 
Katholizismus und Protestantismus, römisches und deutsches 
Recht, alle diese Gegensätze platzen in dieser Katzenelnbogischen 
Erbfrage aufeinander. Grösser noch als bisher, erscheint uns 
nach diesen Darlegungen von Meinardus die Gestalt Philipps 
von Hessen unter den deutschen Fürsten dieser Zeit; ein Real- 
politiker von feinster Berechnung und Voraussicht aller kleinen 
politischen Umstände, die seiner Sache nutzen konnten, hat er durch 
Hereinziehung der grossen religiösen Reform in seine politischen 
Kreise diese selbst ungemein gefördert; er war nicht der 
„Catilina Deutschlands“, wie ihn Aleanders Tagebuch nennt, 
sondern er ist und bleibt der Retter des deutschen Protestan- 
tismus. 
Mühlhausen i. Thür. Eduard Heydenreich. 
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Pfeiffer, Dr. Heinrich, Der Feldzug Luckners in Belgien im Juni 
1792. Auf Grund unveröffentlichten urkundlichen Materials 
dargestellt. 1 Beilage, 1 Skizze. gr. 8%. 79 S. Leipzig, 
G. Fock, 1897. M. 2.—. 

Luckner, 1722 in der bayrischen Oberpfalz geboren, 
machte den Türkenkrieg, sowie den österreichischen Erbfolge- 
krieg mit und kämpfte seit 1746 in Holland gegen die Franzosen. 
Auch am siebenjährigen Kriege nahm er, unter Herzog Ferdinand 
von Braunschweig, teil. Durch sein Schwert erwarb er sich auch 
den Adel, und 1784 wurde er durch Christian VIII. von Däne- 
mark in den Grafenstand erhoben. Obwohl er schon 1763 in 
französische Dienste trat, lebte er doch bis 1790 in Holstein; 
als er dann, ein Greis von 68 Jahren, von der National- 
versammlung gerufen wurde, wurde er, der alte Feind Frank- 
reichs, wie ein Nationalheld gefeiert und erhielt 1791 den 
Marschallstab. Aber obgleich bei Ausbruch des Krieges eine 
Autorität der Kriegspartei, entsprach er ihren Hoffnungen nicht: 
Die Unternehmung nach Belgien gegen die Oesterreicher unter 
dem Herzog von Sachsen- Teschen verlief völlig ergebnislos. 
Auch als Befehlshaber der Zentralarmee bei Metz August 1792 
verhielt er sich rein defensiv, und als er zum Generalissimus der 
französischen Heere befördert und damit hinter die Front be- 
rufen war, wurde er von einem Adjutanten beständig überwacht. 
Schliesslich hatte er sich September 1792 vor der National- 
versammlung wegen seiner Unthätigkeit in Belgien und am Rhein 
zu rechtfertigen; zwar wurde er ehrenvoll verabschiedet, aber 
im Herbst 1793 wurde er auf eine Denunziation hin wiederum 
verhaftet und Januar 1794 hingerichtet. Jedoch schon 1795 
wurde das Urteil vom Nationalkonvent widerrufen, und seit 
1830 befindet sich Luckners Bild im Versailler Schloss. 
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Neben der Unthätigkeit hat man Luckner vor allem seinen 
Rückzug aus Belgien zum Vorwurf gemacht, indem man ihn aus 
verschiedenen politischen Motiven erklärte: Luckner habe unter 
der Beeinflussung durch das Königtum, durch Lafayette, durch 
die Offiziere seiner Umgebung und schliesslich durch die 
Pariser Skandalnachrichten vom 20. Juni gestanden. Verf. weist 
überzeugend nach, dass alle diese Annahmen unmöglich sind, 
und dass somit die Auffassung, welche Luckners Rückzug einen 
vorwiegend politischen Charakter beilegt, nicht berechtigt sei. 

Zunächst bespricht Verf. die Quellen und die historischen 
Darstellungen und erwähnt sodann, dass das Heer zur grösseren 
Hälfte aus wenig geschulten und disziplinierten Nationalgarden 
bestand und obenein von jakobinischen Agitatoren zersetzt war, 
dass die Ausrüstung des Heeres mangelhaft und das Offizierkorps 
unvollständig und wenig brauchbar war. Mit vollem Recht be- 
tont er nachdrücklich, dass es der Zweck der Unternehmung 
war, die Revolution in Belgien in Fluss zu bringen; sobald klar 
wurde, dass auf eine solche nicht zu hoffen sei, war das Unter- 
nehmen verfehlt und der Rückzug unvermeidlich. Als dann 
Courtray in Brand geriet, gab Luckner wegen der grossen Er- 
bitterung der Belgier sofort den Befehl zum Rückzug. Die 
Lösung des Rätsels in Luckners Verhalten liegt demnach 1. in 
den Zuständen des französischen Heeres und dem Ausbleiben der 
Unterstützung durch andere Truppen von Paris aus; 2. in der 
Beschaffenheit des Kriegsplans, der auf eine erwartete belgische 
Erhebung aufgebaut war. 

Den dritten und vielleicht wichtigsten Grund findet Verf. 
in den strategischen Anschauungen Luckners, in seiner methodi- 
schen Kriegführung. Jomini konnte allerdings von der strategi- 
schen Seite des Feldzuges urteilen, sein Urheber habe nicht 
die ersten Kenntnisse des grossen Krieges besessen. Aber wenn 
man Luckners Briefe an den Kriegsminister liest, in denen er 
erklärt, starke und unangreifbare Stellungen besetzen, Ueber- 
raschungen vermeiden, jeder Begegnung in der Ebene aus dem 
Wege gehen, den Feind durch geschickte Bewegungen aus dem 
Lande hinausmanöverieren zu wollen — so glaubt man, Ansichten 
aus der fridericianischen Zeit, etwa von einem Daun zu hören. 
Thatsächlich verschuldete das Kordonsystem der alten Strategie 
zum grossen Teil die Kraftlosigkeit der ganzen Unternehmung. 
Luckner genügte weder in politischer Hinsicht, infolge politischer 
Unselbständigkeit, noch in strategischer Hinsicht, infolge seiner 
methodischen Kriegführung, den Anforderungen der neuen Zeit. 
Diese forderte eine selbständige, rücksichtslose Persönlichkeit — 
und dieser Aufgabe war ein General aus den fridericianischen 
Kriegen, zumal in diesem Alter, nicht gewachsen; Luckner war 
einer der vielen Generale aus dem Zeitalter des Absolutismus, 
die in der anders gearteten Revolutionszeit Schiffbruch erlitten 


haben. 
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Verf. stützt seine klare und eindringende Untersuchung auf 
bisher unbekannte Originaldokumente im Lucknerschen Archiv 
bei Dresden und auf Luckners Korrespondenz mit dem französi- 
schen Ministerium. Vielleicht wäre es vorteilhafter gewesen, um 
ein schnelleres Sichhineinfinden zu ermöglichen, die Notizen über 
Luckners Person an den Anfang zu stellen. 

Charlottenburg. Ernst Wiehr. 


146. 


Mahan, A. T., Der Einfluss der Seemacht auf die Geschichte. 
1783—1812. Uebersetzt von Vize-Admiral Batsch. Voll- 
ständig in 12 Lieferungen. gr. 8°. XXX, 704 S. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1899. M. 10.—. 

Der der Marine angehörige Verfasser hat bereits in einer 
früheren Darstellung, welche die Zeit von 1660—1783 umfasst, 
den Versuch gemacht, auf den Anteil, welcher der Flotte vor 
der Entscheidung im Kriege zukommt, hinzuweisen. Derselbe 
setzt nun seine Betrachtung in dem vorliegenden Abschnitt von 
1783—1812 oder über die Zeit der französischen Revolution 
und des Kaiserreiches fort. Die Darstellung beruht auf gründ- 
licher Durchforschung der Quellen und gut gruppierter Anord- 
nung der geschichtlichen Begebenheiten. In der Hauptsache hat 
man freilich schon anerkannt, dass auch die Seemacht Einfluss 
auf die Gestaltung der politischen Ereignisse ausübt. So wird 
auch kaum bestritten werden, dass England es gewesen ist, 
welches „dem zukünftigen Kaiser Napoleon die Flügel be- 
schneiden sollte“, und das Bonapartes Unternehmen im Orient 
durch sein Eingreifen vor Akka zum Scheitern gebracht hat. 
Manches Neue und viel Interessantes hingegen bietet die Dar- 
stellung in den Einzelheiten, so über die Gründe des Unter- 
liegens der französischen Flotte, über die mangelhaften Zustände 
in den Seewehren der damaligen Staaten, über die Persönlich- 
keiten Jervis und Nelsons, ferner über die Schlachten von 
St. Vincent, Quessant, Abukir (mit Plänen) und über den Ver- 
such der französischen Sendung nach Irland oder über die Fahrt 
von Toulon durch das Mittelmeer, das die englische Flotte be- 
herrschte. Napoleons Standpunkt gegenüber den Anforderungen 
des Seekriegs charakterisiert M. dahin, dass derselbe nicht etwa 
aus Mangel an Verständnis für seine Bedeutung, sondern wegen 
der „Rechenfehler in Möglichkeit und Unmöglichkeit“ und 
wegen des „Mangels an Direktiven“ als Englands Gegner unter- 
lag. — Bisher liegen acht Lieferungen vor, in welchen die 
Periode von 1783—1801 behandelt wird und für welche Be- 
merkenswertes beigebracht ist. 


Marggrabowa. Koedderitz. 
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Oechsli, Prof. Dr. Wilhelm, Die Schweiz in den Jahren 1798 und 
1799. Mit ciner Karte in Farbendruck: Die Helvetische Re- 
publik. 1. und 2. Heft. (Vor 100 Jahren. I, 1. und 2.) 
gr. 8°. 188 S. Zürich, F. Schulthess, 1899. je M. 1.80. 

Wir haben in diesen Blättern schon ein sehr hübsches 
Werk dieses Verfassers: „Die Verbündeten und die schweizeri- 
sche Neutralität im Jahre 1813“ angezeigt und freuen uns, an- 
geben zu können, dass diese Arbeit mit derselben Frische und 
Gewandtheit geschrieben ist wie die, erwähnte. Sie ist der „All- 
gemeinen Offiziersgesellschaft von Zürich und Umgebung“ ge- 
widmet und eingeleitet durch ein Gedicht von Fritz Rohrer, be- 
titelt „Der Schweizerbund“. Diese Abhandlung bildet eine vor- 
treffliche Ergänzung zu dem, was v. Sybel in dem dritten Bande 
seiner Geschichte der französischen Revolution mitteilt. Wir 
haben es nicht mit einer einseitigen Verurteilung der französi- 
schen Schändlichkeiten, auch nicht mit einer Verherrlichung der 
altschweizerischen Verhältnisse zu thun, sondern mit einer ver- 
ständigen Abwägung der Vorteile und Nachteile der eingetretenen 
Neuerungen. — 

Die Schweiz galt bis zum Jahre 1798 für ein sehr glück- 
liches Land, doch dieses Jahr zerstörte den Nimbus. So er- 
fahren wir denn im ersten Abschnitte „Gebietsverluste und Zer- 
stückelungsplänc“, wie faul und morsch die Zustände in der 
Schweiz waren, aber auch, mit welcher Hinterlist der französi- 
sche General Brune gegen das Land vorging. Im zweiten 
Kapitel wird die „Entstehung der helvetischen Verfassung“ ge- 
schildert. Da sehen wir den Baseler Zunftmeister Ochs eine 
traurige Rolle spielen, eine bessere dagegen den edlen Idealisten 
Laharpe Es wird „eine und unteilbare Helvetische Republik“ 
gegründet (K. 3) und zwar nach dem Muster der französischen, 
aber doch wieder mit wesentlichen Unterschieden (S. 39). 
Politische Freiheit wurde dem Helvetier kärglich zugemessen, 
-aber er erhielt manche individuellen Freiheitsrechte, so Gewissens- 
und Kultusfreiheit u. A. Jedoch erhob sich aus mancherlei 
Gründen ein erbitterter Widerstand gegen den Einheitsstaat, ob- 
gleich die Regierung des Landes eine Anzahl bedeutender Leute 
aufzuweisen hatte. Mit der Einheitsrepublik wurden die Zentral- 
‚und Ostschweiz, das Wallis und Tessin vereint (K. 4), wobei es 
zu mancherlei Kämpfen kam. Das fünfte Kapitel schildert die 
‚französische Militärherrschaft und die furchtbaren Erpressungen, 
welche durch sie ausgeübt wurden. Aber nicht allein diese be- 
drückten das unglückliche Land, sondern auch die viehischen 
Gelüste der verwilderten Soldateska. Der ganze Feldzug war 
von Anfang an als ein Raubzug geplant. S. 90. 

Am unverschämtesten betrug sich Rapinat, der Schwager des 
Direktors Rewbel, der jenen stets unterstützte. Davon singt ein 
Spottvers: 


382 Becker, Die erste Schlacht bei Zürich, den 4. Juni 1799. 


La pauvre Suisse qu’on ruine 
Voudrait bien que l’on décidât, 
Si Rapinat vient de rapine 
Ou rapine de Rapinat! 

Wie er sich selbst erkannte, zeigt ein Ausspruch von 
ihm. Als er einst mit Schauenburg und Rouhière zusammen 
war, sagte er: Trève de compliments, citoyens! nous sommes 
les trois coquins privilégiés du gouvernement français! Neben 
vielen unfähigen Beamten der Helvetik gab es doch auch 
tüchtige Männer, wie Eschaer v. d. Lint, die aber gegen die 
unwissenden und feigen Leute nicht durchdrangen. Endlich 
zwang man die Helvetik zu einer Offensiv- und Defensiv- 
allianz. Das sechste Kapitel behandelt die „Helvetische Ge- 
setzgebung“. Es sind namentlich von Stapfer viele gute Ent- 
würfe ausgearbeitet worden. Zwar konnten sie meist nicht 
durchgeführt werden, bildeten aber doch die Grundlage für 
spätere Einrichtungen, wie denn die Helvetik überhaupt der 
Anfang für die Wiedergeburt des Landes und Volkes be- 
deutet (S. 157). Der letzte, siebente, Abschnitt schildert die 
letzten Verzweiflungskämpfe der Urschweiz. Diese zeigen 
zwar, dass die Tapferkeit des gemeinen Mannes noch nicht 
geschwunden war, dass aber die Unbotmässigkeit der Milizen 
wieder alles verdarb. Mit diesem Trauerspiele schliesst das 
fesselnd geschriebene Werk. 

Gross-Lichterfelde. Foss. 
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Becker, F., Oberstleutnant, Die erste Schlacht bei Zürich, den 
4. Juni 1799. (Vor 100 Jahren. II.) Mit einer Planskizze 
der Schlacht. gr. 8°. 113 S. Zürich, Schulthess & Co., 
1899. M. 3.—. 

Der grösste Teil dieser Schrift (S. 3—56 und S. 83— 
112) behandelt nicht das Thema, denn S. 3-56 werden die 
Ereignisse vor der Schlacht und S. 83—112 die nach der- 
selben erzäblt. Wir wollen zugeben, dass Beides nicht un- 
passend sei, müssen aber dagegen Einspruch erheben, dass es 
in dieser Ausdehnung nötig gewesen. Trotz des Umfanges 
dieser beiden Teile hat der Verf. doch nicht recht klar die 
treibenden Ursachen und die massgebenden Verhältnisse dar- 
legen können, namentlich gilt das von dem Schluss. Wir 
finden das alles viel eingehender und ausführlicher im fünften 
Bande der v. Sybelschen Geschichte der französischen Revo- 
lution. Dagegen ist die Darstellung der eigentlichen Schlacht 
sachgemäss und klar. 

Bis zum 4. Juni 1799 hatte Erzherzog Karl den Ring 
um Massénas Stellung bei Zürich fast ganz geschlossen. Dieser 
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stützte sich auf die Stadt, auf die Limmat und auf einen 
Höhenzug. Vor demselben lag eine breite, sumpfige Ebene, 
es hatte also Masséna eine vortreffliche Verteidigungsstellung. 
Die schwächste Seite war die rechte. Der Angriff war sehr 
zersplittert und wegen der vielen Hindernisse auch nicht sehr 
kraftvoll. Doch wirkte er so viel, dass Masséna die Stadt 
verliess und westlich von ihr am Albisberge eine neue Stellung 
besetzte. Sehr hübsch sind die Schilderungen von den 
Plünderungen der Franzosen, von ihrem stürmischen Drauf- 
gehen und wieder von der bedächtigen Kriegsweise der Oester- 
reicher. Wohlthuend ist der Patriotismus des Verfassers, mit 
dem er besonders seinen Landsmann, den österreichischen Feld- 
marschallleutnant Freiherrn v. Hotze, verherrlicht. 


Gr.-Lichterfelde. Foss. 
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Meyer, Wilhelm, Vor hundert Jahren. Ill: Die zweite Schlacht bei 
Zürich am 25. und 26. September 1799. Mit einem Vor- 
wort von G. Meyer von Knonau. Mit einer Planskizze. 
8. XXVIII, 39 8. Zürich, Druck und Verlag von 
F. Schulthess, 1899. M. 2.—. 


Diese Arbeit ist schon 1856 erschienen und jetzt wieder 
neu herausgegeben und zwar nach dem 1877 erfolgten Tode 
des Verf. von Meyer v. Knonau. Das Vorwort dieses be- 
kannten Mannes giebt uns zunächst eine kurze Darstellung 
von dem Leben des Verblichenen, worin besonders seine 
Thätigkeit als Militärschriftsteller gewürdigt wird. 

Dann folgt eine kurze Darlegung der kriegerischen Ver- 
hältnisse, welche sich nach der ersten Züricher Schlacht bis 
zur zweiten zugetragen haben. So weit der Vorredner. Der 
Verf. selbst schildert die Verabredung, die Korsakoff mit 
Hotze traf. Sie wollten Massena am 26. September angreifen. 
Dieser, der davon Kunde hatte, kam ihnen zuvor und begann 
den Ansturm gegen die Russen schon am 25. Sehr schön sind 
die französischen Truppen und ihre Offiziere geschildert, nach 
ihnen die Russen, am wenigsten hören wir von den Oester- 
reichern. Am 25. besiegte Massena die Russen unter Korsakoff 
und nahm dann Zürich. Der russische General kommt bei 
den meisten Schriftstellern sehr schlecht weg, Meyer ver- 
dammt ihn nicht so ganz und gar. Da auch Hotze gefallen 
war, so blieben die Franzosen überall Sieger. 


Gr.-Lichterfelde. Foss. 
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Hosang, Prof. G., Die Kämpfe um den Anschluss von Graubünden 
an die Schweiz von 1797—1803. Zwei Vorträge, gehalten 
in der historisch -antiquarischen Gesellschaft von Grau- 
bünden den 24. Januar 1895 und den 20. Dezember 1898. 
Ein Beitrag zur Calvenfeier. gr. 8. 63 8. Chur, 
H. Bernhard, 1899. M. 1.35. 


Wer sich über die Schlacht an der Calven näher 
unterrichten will, findet eine schöne Schilderung derselben 
in Dierauers Geschichte der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, 2. Bd., S. 348. In diesem Kampfe schlugen die 
Graubündner im Mai 1499 die Tiroler, welche im Auf- 
trage Maximilians die Graubündner von ihrer Verbindung 
mit den Schweizern abhalten und ihre Hinneigung zu 
diesen bestrafen sollten. — Der erste Vortrag behandelt 
die Zeit von 1797 bis zum Vereinigungstraktat 1799 
und weist nach, wie verwickelt die Verhältnisse in Grau- 
bünden waren und dass der Anschluss an die Schweiz 
nicht eigentlich ein Werk des Bündner-Volkes, sondern ein 
Sieg der französischen Politik über die habsburgische 
war. Das Volk schloss sich sehr allmählich, aber dann 
um so fester an die Schweizer an. 

Wir treffen hier wieder auf Namen, die wir schon 
früher kennen gelernt haben, auf einen Planta, einen 
Sprecher von Jenins und auf Zschokke. Der zweite Vor- 
trag bespricht die Zeit von 1799 bis 1803, bis zur Mediations- 
verfassung. Oesterreich versucht noch einmal, sich dort fest- 
zusetzen, seine Pläne scheitern aber. 

Der Verf. feiert die Calvenschlacht als den Anfang für 
die glückliche Stellung, in der sich die Schweiz jetzt be- 
findet. Und man muss zugestehen, dass die Graubündner 
alle Ursache haben, dankbar dafür zu sein, dass sie nicht 
den Habsburgern unterthan sind. 


Gr.-Lichterfelde. Foss. 
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Mitteilungen der Comenius-Gesellschaft. 


a Erscheinen seit 1593. Jährlich 4 M. 


Vorträge und Aufsätze aus der Comenius-Gesellschaft, - 


Bisher sind erschienen: “ 
. L. Keller, Die Comenius-Gesellschaft. Geschichtliches und ¥ 
Grundsätzliches. 0,75 M. ei 
. W. Heinzelmann, Goethes religiöse Entwicklung. 0,75 M. a 
. J. Loserth, Die kirchliche Reformbewegung in England im ‘: 
14. Jahrh. u. ihre Aufnahme u. Durchführung in Böhmen. 0,75 M. :: 
II, 1. L. Keller, Wege und Ziele. Rückschau und Umschau am # 
Beginn des neuen Gesellschaftsjahres. 0,75 M. En 

II, 2. K. Reinhardt, Die Schulordnung in Comenius’ Unterrichtslehre 
und die Frankfurter Lehrpläne. 0,75 M. a 
©: II, 8. L. Keller, Die böhmischen Brüder und ihre Vorläufer. 0,75 M, :: 
© IO, 1. L. Keller, Comenius und die Akademien der Naturphilosophen ` 
pE, des 17. Jahrhunderts. 1,50 M. p P $; 
= II, 2. P. Natorp, Ludwig Natorp. Ein Beitrag zur Geschichte der © 
: Einführung Pestalozzischer Grundsätze in der Volksschule : 
Preussens. 0,75 M. > 
{V, 1. u. 2. L. Keller, Die Anfänge der Reformation und die Ketzer- :: 
schulen. Untersuchungen zur Geschichte der Waldenser beim ` 
Beginn der Reformation. 1,50 M. z 
V, 1. u.2. L. Keller, Grundfragen der Reformationsgeschichte. Eine 
Auseinandersetzung mit litterarischen Gegnern. 1,50 M. o 
V, 3. A. Lasson, Jacob Böhme. Rede zur Böhme-Feier im Fest- :: 
saale des Berliner Rathauses am 4. April 1897. 0,75 M. im 
VI, 1. L. Keller, Zur Geschichte der Bauhütten und der Hütten- :- 
geheimnisse. 0,15 M. i 
VI, 2. C. Nörrenberg, Die Bücherhallen-Bewegung im Jahre 1897, © 
x 0,75 M. & 
‘= VIL,1. u. 2. R. von Beek, Georg Blaurock und die Anfänge des Ana- `: 
in baptismus in Graubündten und Tirol. 0,75 M. a 
= VIL 3. L. Keller, Die römische Akademie und die altchristlichen Kata- = 
zi komben im Zeitalter der Renaissance. 0,75 M. i 
= VII, 1. W. Wetekamp, Volksbildung, Volkserholung, Volksheime. ` 
20 Neue Wege zu Ihrer Förderung. 0,75 M. s ksheime. i 
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Herdersche Verlagshandlung, Freiburg im Breisgau. 


Soden ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Erläuterungen und Ergänzungen zu Janssens Geschichte des 
deutschen Be Herausgegeben von L. Pastor. gr. 9, 


I. Band, 5. u. Heft: Gény, J., Die Reichsstadt Schlettstadt 
und ihr Antheil an den socialpolitischen und religiösen Be- 
wegungen der Jahre 1490—1556. Nach meist ungedruckten 
Quellen bearbeitet. (XIV u. 224 8.) JE 3.-- 


— Dasselbe. Erster Band vollständig. (XLVI u. 640 $j M. 3.60; sch. 
in Originalleinwandband M. 10.—. Einbanddecke apart M. 1.— 


.. Wir lernen ans Genys Arbeit eine grosse Menge interessanter Persönlichkeiten 
aus den "katholisch gebliebenen Humanistenkreisen kennen. Aneh sonst ist sie wertvoll dureh 
umfangreiches. hier zum erstenmal veröffentlichtes Urkundenmarerial. Sie wird jedenfalls. 
auch ausserhalb der Kreise, für die sie zunächst bestimmt ist, die verdiente Beachtung nden. 
Die Arbeit bildet zugleich das letzte Doppelheft der „Erliiuterungen zu Janssen‘, die mir der 
schönen, besonnenen Studie van Nikolaus Paulus über Luthers Lebensende eingeleitet wurden. 


. Wir hoffen, auf die recht wertvollen historischen Monographien noch öfter 
zurückzukommen. (Neue Preussische [Kreuz-]Zeitung. Berlin 1900. 3. Beil. zu Nr. 142.3) 
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Soeben erschienen: 


Was ist Bildung? 
Im Anschluss an die Petition um Zulassung der Real- 


gymnasialabiturienten zum juristischen Studium 
von 


r. Wilhelm Schuppe, 


Professor (ler Philosophie an der Universität Greifswald. 


N^, 0.50 Mark. 


Die „Wiedertäufer“ 


im 


Herzogtum Jülich. 


Studien 


zur 


Geschichte der Reformation. besonders am Niederrhein 
von 


Dr. phil. Karl Rembert. 


— XII und 635 Seiten gross S". 16 Mark. Z 


gg Mit einer Beilage der Verlagsbuchhandlung Joh. Räde in Berlin. 


Druck von Oskar Bonde in Altenburg. 


